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Kurzfassung  i 

Kurzfassung 

Das Ziel dieser Arbeit ist es, den bisherigen Stand des Wissens zu Regional Governance darzustellen 
und neu zu systematisieren. Dazu werden die praktischen Möglichkeiten der empirischen For-
schung aber auch Restriktionen für Wirkungsanalysen verdeutlicht. 

Es gibt keine allgemein anerkannte Definition von Governance. Um die Begriffsverwendungen zu 
schärfen, erfolgt eine Übersicht zu Kritiken am Governance-Begriff. Dies umfasst sowohl auf me-
thodisch-konzeptionelle Probleme als auch „blinde Flecken“ im Governance-Diskurs. Vor diesem 
Hintergrund erfolgt eine eigene Definition von Regional Governance: Als Governance werden Struk-
turen und Prozesse zur absichtsvollen Regelung kollektiver gesellschaftlicher Sachverhalte beschrie-
ben, in denen typischerweise Akteur*innen aus Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zusammen-
wirken. Im raumwissenschaftlichen Diskurs hat sich der Begriff Regional Governance fest etabliert. 

Die Beleuchtung der Wirkungszusammenhänge von Regional Governance zeigt, dass einem umfas-
senden Wirkungsmodell von Governance ein Art Meta-Theorie zugrunde gelegt werden müsste, 
was aber an der Überkomplexität scheitert. Es zeigt sich eine doppelte Komplexität: es gilt sowohl 
die Wirkungszusammenhänge der Governance-Arrangements selbst als auch der Regionalentwick-
lung insgesamt zu betrachten. Zudem sind charakteristische Phasen von Governance-Prozessen zu 
beachten. Als eine weitere Strukturierungshilfe der Wirkungszusammenhänge werden Erfolgsfak-
toren dargelegt. 

Als Synthese der bisher praktizierten Ansätze und den in dieser Arbeit gewonnenen Erkenntnissen 
erfolgen Vorschläge für Kategorisierungen und Indikatoren zur Analyse von Regional Governance. 
Dazu werden bisher in der Praxis angewandte Untersuchungsdesigns und das dabei genutzte Me-
thodenspektrum erläutert, wobei der Akteurs Zentrierte Institutionalismus eine prominente Rolle 
spielt. Abschließend werden offene Fragen der Regional-Governance-Forschung thematisiert. 

JEL: O35, R58 

Schlüsselwörter: Governance, Regional Governance, Regionalentwicklung 

 



ii  Abstract 

Abstract 

The term governance describes structures and processes for the intentional steering of collective 
societal matters, typically addressed in concurrence by actors of state, economy and civil society. 
In the German-speaking community, the term “regional governance”, which corresponds to „local 
governance” in the English language, is well-established in the spatial sciences. 

The purpose of this work is to display and newly systematize the state of knowledge about regional 
governance. Therefore, possibilities for empirical research as well as restrictions for impact anal-
yses are elaborated. 

Up to now, there is no common and generally acknowledged definition of governance. To enable 
a clear use of the term, an overview of critical estimations surrounding the term governance will 
be given. This involves methodological problems as well as blind spots in theoretical approaches. 
Against this background, a separate definition of regional governance is established. 

The examination of impact interdependencies within regional governance shows that for a com-
prehensive impact model, a kind of a meta theory would be needed. However, such a model is not 
possible due to its high degree of complexity. In fact, there is a double-sided complexity as it is 
necessary to regard the impact interdependencies of the governance arrangements themselves as 
well as of regional development as a whole. In addition, characteristic phases of governance pro-
cesses must be taken into an account. Possible explanations of impact relations are derived from 
success factors. 

As a synthesis of so far used approaches and the insights of this report, proposals are developed 
for categorizations and indicators for the analysis of regional governance, whereby the actor-cen-
tered institutionalism plays an important role. Finally, open questions for further research are ad-
dressed. 

JEL: O35, R58 

Keywords: governance, regional governance, regional development 
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Zusammenfassung 

Der Diskurs zu Governance ist mittlerweile auch in den Raumwissenschaften fest etabliert. Als 
Governance werden Strukturen und Prozesse zur absichtsvollen Regelung kollektiver gesellschaft-
licher Sachverhalte beschrieben, in denen unterschiedliche Akteursgruppen zusammenwirken. Be-
gründungen für das Aufkommen des Begriffs und dessen Bedeutungszuwachs liegen in der Auf-
wertung der Region als Handlungsebene und neuen Herausforderungen durch geänderte Staats-, 
Gesellschafts- und Planungsverständnisse. 

Das Ziel dieser Arbeit ist es, den bisherigen Stand des Wissens zu Regional Governance kompakt 
zusammenzufassen und in einigen Bereichen neu zu systematisieren. Der Fokus liegt darauf, prak-
tische Möglichkeiten der empirischen Regional-Governance-Forschung konzeptionell zu fundieren, 
um Optionen aber auch Restriktionen für Wirkungsanalysen zu verdeutlichen. 

Vorweg finden sich auf Basis einer interdisziplinären Literaturrecherche Übersichten zu Begriffs-
verwendungen und theoretischen Einordnungen von Governance und Regional Governance. Zur 
Illustrierung der Verwendung unterschiedlicher Governance-Begrifflichkeiten werden entspre-
chende Häufigkeiten aus den einschlägigen Datenbanken gezählt. In der deutschsprachigen Litera-
tur ist Regional Governance der am meisten verwendete raumbezogene Governance-Begriff, die-
sem entspricht in der englischsprachigen Literatur oft auch der Begriff Local Governance. 

Es gibt keine allgemein anerkannte Definition von Governance. Um die Begriffsverwendungen zu 
schärfen, erfolgt eine Übersicht zu Kritiken am Governance-Begriff: Es gibt sowohl methodisch-
konzeptionelle Probleme als auch „blinde Flecken“ im Governance-Diskurs. Als Grundlage der wei-
teren Erörterungen erfolgt eine eigene Definition: „Regional Governance umfasst Strukturen und 
Prozesse zur absichtsvollen Regelung kollektiver gesellschaftlicher Sachverhalte. Als Sachverhalte 
sind Fragen der regionalen Entwicklung in einem bestimmten territorialen Gebiet (unterhalb des 
Nationalstaates) anzusehen. Regional Governance beschreibt Steuerungs- und Regelungsstruktu-
ren, die typischerweise: a) staatliche und weitere gesellschaftliche Akteure aus Wirtschaft und Zi-
vilgesellschaft mit deren unterschiedlichen Handlungslogiken zusammenführen sowie b) formelle 
wie informelle Institutionen beinhalten“. 

Zur Beleuchtung der Wirkungszusammenhänge von Regional Governance werden die Herausfor-
derungen einer Systematisierung beschrieben, um danach die einzelnen Wirkfaktoren und Wir-
kungsfelder darzustellen. Hierbei zeigt sich, dass einem umfassenden Wirkungsmodell von Gover-
nance ein Art Meta-Theorie zugrunde gelegt werden müsste, was aber an der Überkomplexität 
scheitert. Ein umfassendes Wirkungsmodell von Regional Governance existiert noch nicht und für 
Annäherungen an ein Wirkungsmodell ist eine doppelte Komplexität (Governance-Arrangement/ 
Regionale Entwicklung) zu beachten. Diese Überkomplexität bedingt, dass in empirischen Arbeiten 
viele Zusammenhänge nur als „black boxes“ einbezogen werden können, innerhalb derer die Wir-
kungszusammenhänge nicht im Detail für den Gesamtprozess analysiert werden können. Zur Sys-
tematisierung einzelner Wirkungszusammenhänge (auch innerhalb einzelner „black boxes“) 
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können aber umfangreiche Wissensbestände aus ganz unterschiedlichen Disziplinen genutzt wer-
den. Dabei ist es einfacher, die Zusammenhänge innerhalb des Governance-Arrangements zu ana-
lysieren, die dann den Output erklären können, jedoch schwieriger die Wirkung des Outputs auf 
die regionale Entwicklung zu analysieren. 

Die zeitlichen Abläufe von Governance-Prozessen können in charakteristische Phasen aufgeteilt 
werden, wobei auch die Rolle von Pfadabhängigkeiten zu beachten ist. Als eine handlungsorien-
tierte Strukturierungshilfe der Wirkungszusammenhänge werden Erfolgsfaktoren und Erfolgspo-
tenziale dargelegt, wobei auch deren relative Bedeutung für den Erfolg von Regional Governance 
diskutiert wird. 

Als Synthese der bisher in Forschung und Evaluierung praktizierten Ansätze und den in dieser Ar-
beit gewonnenen Erkenntnissen erfolgen Vorschläge für die Analyse von Regional Governance. 
Dazu werden bisher in der Praxis angewandte Untersuchungsdesigns und das dabei genutzte Me-
thodenspektrum erläutert, wobei der Akteurs Zentrierte Institutionalismus eine prominente Rolle 
spielt. Um Hinweise für die Konzipierung zukünftiger Evaluierungsdesigns zu liefern, erfolgt eine 
deskriptive Systematisierung von Variablen. Als Basis für quantitative Untersuchungsansätze wird 
ein Set von Basis-Indikatoren präsentiert, die zum einen gut erfassbar sind und zum anderen in 
ihrer Gesamtheit die wesentlichen Aspekte der Governance-Prozesse abdecken. 

Als Beitrag der Politikberatung zu Förderprogrammen kann zudem die Systematisierung von Stell-
schrauben der Politikformulierung als Beschreibung des Inputs eine wesentliche Strukturierungs-
hilfe bei der Konzipierung der Untersuchungen bieten. Dazu sind die zu analysierenden Wirkungs-
ketten in eine Interventionslogik zu aggregieren, die neben dem Input auch die Funktionsweise, 
Output und Wirkung sowie die regionalen Bedingungen beinhaltet. Vor dem Hintergrund der Prob-
lematiken die tatsächliche Wirkung zu erfassen, kann der Fokus zunächst auf Teilabschnitte der 
Wirkungskette gelegt werden. Für die Bewertung der Performance kann vorrangig der Output 
und/oder eine Qualifizierung des Outputs betrachtet werden. 

Als Anregung für Evaluierungen zur Verbesserung eines Governance-Arrangements einer Region 
wird eine Übersicht von Erfolgspotenzialen und Leitfragen zu deren Überprüfung vorgestellt. 
Dadurch können idealerweise Warnsignale und Optimierungsansätze erkannt werden. 

Im Fazit werden offene Fragen der Regional-Governance-Forschung thematisiert. Bisher ist der 
Forschung zu Regional Governance zwar die interdisziplinäre Verbindung verschiedener Wissen-
schaftsbereiche gelungen. Es fehlt aber ein transdisziplinärer Brückenschlag. So könnte die Praxis 
nicht nur besser erforscht werden, sondern auch das empirisch Ermittelte als Gestaltungsoptionen 
in die Praxis zurückgespiegelt werden. 

 



Kapitel 1 Einleitung und Aufgabenstellung 1 

 

1 Einleitung und Aufgabenstellung 

1.1 Problemhintergrund 

Der Governance-Begriff ist mittlerweile in ganz unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen weit 
verbreitet. Allgemein dient dieser Begriff dazu, Strukturen und Prozesse zur absichtsvollen Rege-
lung kollektiver gesellschaftlicher Sachverhalte (vgl. Mayntz 2008a) zu beschreiben, in denen typi-
scherweise Akteur*innen aus Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zusammenwirken. Auch in den 
Raumwissenschaften ist der Diskurs als „Regional Governance“ fest etabliert. Begründungen für 
das Aufkommen des Begriffs und dessen Bedeutungszuwachses (Beutl 2010: 48; Zäch 2012) liegen 
in gesellschaftlichen Veränderungen und Trends u. a. in der Aufwertung der Region als Handlungs-
ebene1 in Raumentwicklungsdiskursen und neuen Herausforderungen im Zuge geänderter 
Staats-, Gesellschafts- und Planungsverständnisse (Thierstein 2002; Fürst 2006; Diller et al. 2009). 

Dabei sind einerseits eine weite Verbreitung des Begriffs und die häufig versuchte theoretische 
Aufarbeitung sowie andererseits Lücken in der empirischer Erfassung und v. a. der Bewertung der 
Wirksamkeit der unterschiedlichen Governance-Arrangements zu konstatieren: „Die Governance-
Forschung ist trotz des beachtlichen empirischen Forschungsaufwandes, der in den vergangenen 
zwanzig Jahren betrieben wurde [...] noch nicht ausreichend empirisch fundiert“ (Grande 2012: 
571). Zwar gibt es eine Vielzahl empirischer Arbeiten2 zur Beschreibung der verschiedenen Formen 
von Governance, jedoch sind Bewertungen des tatsächlichen Nutzens und der Vor- und Nachteile 
unterschiedlicher Formen von Governance selten. Der Kenntnisstand zu den Wirkungen von Gover-
nance ist derzeit noch begrenzt. So hatten „neue Formen von Governance“ noch zu wenig Zeit, um 
ihre Wirkung wirklich zu entfalten und bewertbar zu machen. Die Leistungsfähigkeit von Gover-
nance-Arrangements in den verschiedenen Politikbereichen, institutionellen Formen und territori-
alen Ebenen ist somit noch nicht ausreichend analysiert worden (Grande 2012: 575 ff.) 

Nach Lange und Schimank (2004) ist die Governance-Forschung „also auf zwei Ebenen parallel vo-
ranzutreiben: als Modellieren und Reflektieren abstrakter Governance-Mechanismen und als em-
pirisch ausgerichtete Erforschung bereichsspezifischer Governance-Regime. Das Schwergewicht 
sollte […] auf der letztgenannten Ebene liegen, weil noch zu viele Gesellschaftsbereiche kaum hin-
sichtlich ihrer jeweiligen Governance-Regime aufgearbeitet worden sind und die abstrakten 

                                                      

 
1 So hat die Regionsebene in der EU an Wichtigkeit gewonnen und gilt als Schlüsselebene zur Stärkung der wirtschaftlichen 

Wettbewerbsfähigkeit der Nationalstaaten (Brenner 2000: 319). Paasi (2009) betont ebenfalls die zunehmende Bedeu-
tung von Regionen in der EU und weist auf einen verstärkten Wettbewerb zwischen den Regionen als Resultat der Neo-
liberalisierung der globalen Wirtschaft einerseits und Regionalisierungsbestrebungen andererseits hin (vgl. Zäch 
2012: 12). 

2 So hat die Governance-Forschung „eine unüberschaubare Vielzahl von Fallstudien produziert, deren gemeinsamer Nen-
ner oft nur schwer zu erkennen ist und deren Ergebnisse sich überwiegend in spezialisierten Fachzeitschriften und volu-
minösen Sammelbänden wiederfinden“ (Grande 2012: 571). 
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Formulierungen auf der erstgenannten Ebene sich ohne hinreichende Fütterung mit empirisch ge-
sättigten Erkenntnissen schon jetzt im Kreis zu drehen beginnen“ (Lange und Schimank 2004: 25). 
Auch heute stellt die konkrete Operationalisierung als Grundlage für tiefergehende und breit auf-
gestellte empirische Untersuchungen noch eine zu selten angegangene Herausforderung dar. 

Diese allgemeinen Schwierigkeiten der Governance-Forschung finden sich auch in der Forschungs-
praxis zu Regional Governance wieder. Selbst auf der Ebene des Outputs von Regional Governance 
(wie Plänen, Konzepten und Projekten) sind systematische Evaluierungen noch nicht die Regel, wo-
bei durchaus eine steigende Bedeutung zu vermerken ist. In der Praxis handelte es sich zunächst 
eher um ein Controlling als um eine umfassende Evaluierung. So konstatierte Diller (2008: 277 ff.) 
vor mehr als zehn Jahren: „Die Evaluierung der weiterreichenden Wirkungen der Projekte von Re-
gional Governance auf die Regionalentwicklung ist nahezu ein unbearbeitetes Feld“. Mittlerweile 
sind Operationalisierungen sowie daran anknüpfende Wirkungsmodelle in der Literatur durchaus 
vorhanden, allerdings können sich empirische Forschungen aufgrund der Komplexität der For-
schungsgegenstände „Governance“ und „Region“ in der Regel nur ausschnittsweise den realen 
Wirkungszusammenhängen widmen (Grande 2012: 577; Diller et al. 2014). 

Auch für die Erforschung der Entwicklungen in ländlichen Räumen hat der Diskurs eine hohe Rele-
vanz. Zum einen ist in der Realität der ländlichen Räume eine Ausweitung von neuen3 Formen der 
Kooperation und Aufgabenteilungen von öffentlichen und privaten Akteur*innen zu konstatieren 
und zum anderen arbeiten Förderpolitiken zunehmend mit gebietsbezogenen Ansätzen (territo-
rial/„placebased“) auf regionaler Ebene. Teilweise wird sogar explizit eine Verbesserung einer wie 
auch immer auszugestaltenden „Governance“ als Zielsetzung postuliert (Tomaney 2010; 
Thorkildsen et al. 2015; EEN 2014). Eine prominente Überführung in Politikformulierungen ist das 
„New Rural Paradigm“ der OECD (2006). Eine EU-weite Etablierung in Förderpolitik stellt seit 1991 
der LEADER-Ansatz4 des Europäischen Landwirtschaftsfonds (ELER) dar. Wesentliches Element bei 
LEADER ist eine Lokale Aktionsgruppe (LAG), die auf Basis einer lokalen Entwicklungsstrategie über 
Projekte entscheidet. In diesem Gremium ist ein Anteil von mindestens 50 % Wirtschaft- und Sozi-
alpartner*innen vorgeschrieben. Als Neuerung der Förderperiode 2014+ kann das Prinzip der Lo-
kalen Aktionsgruppen nicht nur beim ELER, sondern als „Community Led Local Development“ auch 
bei weiteren Europäischen Strukturfonds (Europäischer Sozialfonds (ESF), Europäischer Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE)) angewandt werden (Pollermann et al. 2014b). Auch Programme des 
Bundes greifen solche partizipativen Förderansätze für Regionen in ähnlicher Weise auf 

                                                      

 
3 Dieser Trend wird unter dem Schlagwort „New Rural Governance“ diskutiert (Connelly et al. 2006: 268; Jones 2000). 
4 Ursprünglich ist LEADER als experimenteller Förderansatz der EU ins Leben gerufen worden. Dies begann 1991 mit 

LEADER I, es folgten LEADER II (1994-1999) und LEADER+ (2000-2006). In der Förderperiode 2007-2013 wurde LEADER 
durch das sogenannte Mainstreaming in den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) integriert. Von 2014-2020 gibt es die fünfte Auflage (Pollermann 2016b). 

 Auch für den EFRE gibt es den Förderansatz eines „Local development Approach“ (IRS und IGOP 2011b). 
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(LandZukunft, Land(auf)Schwung). Trotz oder gerade wegen dem unklaren Begriffsverständnis 
wurden also „Governance“-Ansätze in unterschiedlichen Varianten durch die Politik implemen-
tiert. 

Um Erkenntnisse zur Mitgestaltung regionaler Prozesse zu generieren, ist es grundlegend, Wir-
kungszusammenhänge zwischen Steuerungsmodus (= Governance-Input) und Steuerungsobjekt 
(= Regionalentwicklung) zu identifizieren. Letztlich geht es darum, wie die identifizierten Ausprä-
gungen von Regional Governance die Regionalentwicklung beeinflussen (Pütz 2004: 102), dabei ist 
der Zusammenhang mit der ökonomischen Performance5 (Terluin 2003) oder den sozial-ökologi-
schen Entwicklungen der Regionen von besonderem Interesse. Eine zentrale Frage einer anwen-
dungsorientierten Governance-Forschung ist also: „Wie sind Wirkungen von spezifischen Gover-
nance-Arrangements erfass- und bewertbar zu machen, damit sich daraus Hinweise für die erfolg-
versprechende Gestaltung von Governance-Arrangements ableiten lassen?“. Daran anknüpfend 
sind für die Politikberatung Erkenntnisse gefragt, wie beispielsweise durch Förderprogramme 
günstige Rahmenbedingungen für die (Weiter)Entwicklung solcher Governance-Arrangements zu 
gestalten sind. 

Ein besonderer Fokus dieser Arbeit liegt auf der Verwertbarkeit der Governance-Forschung für die 
Politikberatung sowie die Spezifika von Regional Governance in ländlichen Räumen. Als zentrale 
Begrifflichkeit hätte somit auch der Begriff „Rural Governance“ verwendet werden können. Auf-
grund der stärkeren Präsenz von „Regional Governance“ in der Forschungslandschaft wird jedoch 
diese Begrifflichkeit verwendet. 

1.2 Ziel, Vorgehen und Aufbau der Arbeit 

Vor dem hier skizzierten Hintergrund ist das Ziel dieser Arbeit, den bisherigen Stand des Wissens 
zu Regional Governance kompakt zusammenzufassen und in einigen Bereichen neu zu systemati-
sieren. Der Fokus liegt darauf, praktische Möglichkeiten der empirischen Regional-Governance-
Forschung zu systematisieren und konzeptionell zu fundieren, um die Potenziale, Restriktionen und 
Optionen für Wirkungsanalysen zu verdeutlichen. Es geht weniger darum, die theoretische Kon-
zeptionierung von Regional Governance zu verfeinern. Zu letzterem wird auf einschlägige Erörte-
rungen zurückgegriffen, die hier nur zusammenfassend dargestellt werden. 

                                                      

 
5 Typisch ist eine Begründung über Ansätze der endogenen Regionalentwicklung: „Endogenous growth policy and partner-

ship collaboration have become increasingly prevalent in the search for value creation and innovation in regional devel-
opment” (Thorkildsen et al. 2015). Dabei weisen endogene Entwicklungsansätze – auch in neo-endogener Variante – eine 
anhaltende Konjunktur auf (Ray 1999), deren wirtschaftswissenschaftliche Evidenz ist jedoch bisher begrenzt (s. Kapitel 
3.1.1.2), eine kritische Hinterfragung ist bei Margarian (2013) zusammengefasst. 
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Auf Basis einer interdisziplinär angelegten Literaturrecherche wird eine Übersicht zu Begriffsver-
wendungen und theoretischen Einordnungen von (Regional) Governance erstellt. Zur Illustrierung 
der Verwendung unterschiedlicher Governance-Begrifflichkeiten werden entsprechende Häufig-
keiten aus einschlägigen Datenbanken gezählt (Google Scholar, Ngram). Dazu erfolgt in Kapitel 2 
die Darlegung bisheriger Begriffsverwendungen: zunächst zu „Governance“, dann zu „Regional 
Governance“. Dazu finden sich Übersichtgrafiken zur Verwendungsgeschichte und -häufigkeiten 
der verschiedenen Governance-Begriffsvarianten. 

Wesentlicher Arbeitsschritt ist eine Systematisierung von Wirkungszusammenhängen und deren 
Operationalisierung. Hierzu werden in Kapitel 3 Wirkungsmodelle und Operationalisierungsan-
sätze von Regional Governance vorgestellt. Nach einer ersten Systematisierung und der Erläute-
rung der Komplexitätsherausforderungen, werden die zu analysierenden funktionalen Elemente 
diskutiert. Zudem werden Dynamiken und Wechselwirkungen sowie die zeitliche Dimension be-
trachtet. 

Daran anknüpfend werden mögliche Vorgehensweisen für Evaluierungen diskutiert, diese werden 
aus der Literatur abgeleitet sowie durch die Erkenntnisse dieser Arbeit und die eigene Evaluie-
rungspraxis des Autors zu LEADER präzisiert. In Kapitel 4 werden Evaluierungsansätze vorgestellt, 
wobei zunächst bisherige Arbeiten in diesem Feld dargestellt werden, danach erfolgen Vorschläge 
für eine praxisgerechte Anwendung. 

Das abschließende Fazit in Kapitel 5 fasst die Erkenntnisse zusammen und weist auf offene Fragen 
der Governance-Forschung hin. 
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2 Begriffe: Definitionen, theoretische Einordnungen und Verwendungs-
vielfalten 

„'Governance' ist fast zum Modebegriff geworden, nicht nur in den Sozialwissenschaften, sondern 
auch in Politik und Verwaltung. Allerdings ist der Begriff Governance mehrdeutig - so mehrdeutig, 
dass viele ihn für eine leere Worthülse, für wissenschaftlich unbrauchbar halten. Hinter den ver-
schiedenen Begriffsvarianten stehen unterschiedliche Erkenntnisinteressen, und da konkrete For-
schungsfragen immer an ein bestimmtes Erkenntnisinteresse gebunden sind, ist es leider unver-
meidlich, zuerst kurz auf den Begriff Governance einzugehen“ (Mayntz 2009c: 9). 

Dementsprechend wird im folgenden Kapitel zunächst auf die Begriffe 'Governance' (Kapitel 2.1) 
und 'Regional Governance' (Kapitel 2.2) eingegangen. Anschließend erfolgt eine Reflexion der Kritik 
an der Verwendung des Governance-Begriffs, um daran anknüpfend die Verwendung des Gover-
nance-Begriffs für diese Arbeit zu definieren (Kapitel 2.3). 

2.1 Einordnung: Governance 

2.1.1 Entwicklung des Governance-Diskurses 

2.1.1.1 Wortherkunft und Adaption aus englischsprachigem Raum 

Die etymologische Herkunft des englischen Begriffs Governance lässt sich auf griechische Wurzeln 
bzw. das daran anknüpfende lateinische Verb „gubernare“ zurückführen, welches das Steuern ei-
nes Schiffes bezeichnet (Benz 2004b). 

Im angelsächsischen Sprachbereich ist der Begriff bereits jahrhundertelang6 in Verwendung, wo-
bei er zunächst nur gelegentlich zur Bezeichnung des Prozessaspekts von Politik benutzt wurde: 
Governance bedeutete Governing (Mayntz 2004b). Ab den 1960er Jahren wurde der Begriff auch 
für die Steuerung in Universitäten verwendet (z. B. Sherry (1966): „Governance of the university: 
rules, rights, and responsibilities“). Als Ausgangspunkt für seinem heutigen Sinngehalt benennt 
Mayntz (2004b) die Verwendung des Governance-Begriffs im Rahmen der ökonomischen Transak-
tionskostentheorie in den 1970ern.7 Mit der Erweiterung des Governance-Begriffs auf weitere 

                                                      

 
6 Hierzu wurde der Ngramviewer genutzt, der relative Häufigkeiten von Wörtern in der über google-books erfassten Lite-

ratur auswertet. Es handelt sich also nicht nur um wissenschaftliche Literatur. Die Datenbasis wird in diesem Programm 
nur bis zum Jahr 2008 erfasst, aktuellere Entwicklungen sind also nicht abbildbar. 

7 Beispielsweise kontrastierte Williamson (1979) hier Markt und (Firmen-)Hierarchie als Möglichkeiten der Koordination 
ökonomischen Handelns, die unter verschiedenen Bedingungen effizient sind (Mayntz 2004b). 
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Formen der Handlungskoordination jenseits von Markt und Hierarchie löste sich die Terminologie 
aus dem Bereich der Ökonomie und wurde ab dem 1980ern zunehmend auch in die Politikwissen-
schaft übernommen (Mayntz 2004b). 

Abbildung 1 verdeutlicht anhand der Worthäufigkeit in Büchern den Aufstieg des Governance-Be-
griffes: Im Englischen war der Begriff bereits vor 70 Jahren existent8, aber sehr selten. Dann ist eine 
leichte Steigerung ab den 1960er Jahren erkennbar, die in einen sprunghaften Aufstieg nach 1990 
übergeht. Im Deutschen ist der Begriff zunächst praktisch nicht vorhanden, bevor 1990 ein Anstieg 
einsetzt und sich ab Mitte der 1990er rasant beschleunigt. 

Abbildung 1:  Verwendung des Worts „Governance“ in Buchtexten auf Englisch und 
Deutsch nach Erscheinungsjahr der in Google Books erfassten Bücher 

 

Quelle: Ngramviewer. Berechnungen ohne Rücksichtnahme auf Groß- und Kleinschreibung (case-insensitive); 
Smoothing =3 („Glättung“ der Rohdaten), Y-Achse: Anteil aller Wörter. 

Um den Governance-Begriff in Bezug zu weiteren Begriffen zu setzen, wird in Abbildung 2 die Dis-
kurskonjunktur im Vergleich zu anderen Begriffen visualisiert. Hier wird z. B. die „Planungseupho-
rie“ der 1960er/70er in Deutschland deutlich (vgl. Pütz 2007: 25) sowie das spätere Aufkommen 

                                                      

 
 
8 So fand der Begriff auch schon im 17./18. Jahrhundert durchaus Verwendung (nach Auswertung des Ngramviewers). Ein 

Buchtitel des Jahres 1885 lautete „The Governance of England”. Dabei wurde der Governance-Begriff erst von dem da-
maligen Herausgeber Charles Plummer hinzugefügt, während die ursprüngliche Arbeiten von Sir John Fortescue (1394-
1479) im Jahre 1714 noch unter dem Titel „The Difference Between an Absolute and a Limited Monarchy“ veröffentlicht 
wurden (vgl. Fortescue 1885 sowie Wikipedia-Eintrag zu John Fortescue: https://en.wikipedia.org/wiki/John_Fortes-
cue_(judge)) (Aufruf 29.12.2018). 

 Eine Buchrezension belegt aber auch, dass dieser Begriff zumindest bis Mitte der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts noch 
kaum geläufig war, so mokierte William Castle in seiner Rezension des Buches „The Governance of Hawaii“ (Littler 1929): 
„A word like `governance`, even though it has been used before, is not good English, and in any case a word which must 
be explained should be avoided, particulary in a title” (Castle 1929: 1037). 

 

https://en.wikipedia.org/wiki/John_Fortescue_(judge)
https://en.wikipedia.org/wiki/John_Fortescue_(judge)
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der Begriffe Kooperation, Partizipation und Ökologie. Governance „startet“ spät, hat aber die bei-
den letztgenannten Begriffe bereits überholt. 

Abbildung 2:  Verwendung der Wörter „Planung“, „Kooperation“, „Partizipation“, „Ökolo-
gie“ und „Governance“ in Buchtexten (in deutscher Sprache) nach Erschei-
nungsjahr der in Google Books erfassten Bücher 

 

Quelle: Ngramviewer. Berechnungen ohne Rücksichtnahme auf Groß- und Kleinschreibung (case-insensitive); 
Smoothing =3 („Glättung“ der Rohdaten), Y-Achse: Anteil aller Wörter. 

2.1.1.2 Wurzeln in unterschiedlichen Disziplinen 

Zusammenfassend lässt sich der wissenschaftliche Governance-Diskurs nach Schuppert (2008a: 16 
ff.; vgl. Zäch 2012) auf vier verschiedene Wurzeln zurückführen: 

• Erste Wurzel ist die Ökonomie, genauer die neue Institutionenökonomik. Hier liegt der Fokus 
auf Organisierungsprozessen und -strukturen in Unternehmen unter dem Begriff Corporate 
Governance. Dabei kontrastierte die Institutionenökonomik „Markt“ und „Hierarchie“ als Mög-
lichkeiten der Koordination, die unter jeweils unterschiedlichen Bedingungen effizient sind (vgl. 
Gawron 2010: 14; Mayntz 2004b; Benz 2004b: 18). 

• Zweite Wurzel sind die Politikwissenschaften, zunächst9 insbesondere mit dem Bereich der In-
ternationalen Beziehungen. Dort wird eruiert, wie ohne Vorhandensein eines zentralen 

                                                      

 
9 Die für Governance typische Aufteilung in verschiedene Sphären und Handlungslogiken findet sich in reduzierter Form 

aber bereits in den in den 1930ern entwickelten Arbeiten von Antonio Gramsci, der gesellschaftliche Prozesse unter dem 
Fokus Politische Gesellschaft (Staat) und zivile Gesellschaft analysiert und die jeweiligen Handlungslogiken Zwang/Kon-
sens zuordnet (vgl. Demirović 2007). Daran knüpfte in den 1970er Jahren u. a. Michel Foucault mit seinem differenzier-
tem Verständnis von Machttechniken unter dem Begriff „Gouvernementalität“ an, woraufhin sich die Forschungsrich-
tung der „Governmentality Studies“ entwickelte (vgl. Lemke 2000). Bezüge zwischen Gouvernementalitätsforschung und 
Regional Governance-Betrachtungen erörtern z. B. Lintz (2017) sowie Leibenath und Lintz (2018). 
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Akteurs und unter Einbezug von internationalen Organisationen und Nichtregierungsorganisa-
tionen transnationale Aufgabenstellungen wie der Klimaschutz bearbeitet werden können. 
Zentrale Begriffe sind hier „Global Governance“ und „Governance without Government“, die 
die Ausbildung von Regierungsformen jenseits der nationalstaatlichen Regierungsdominanz o-
der auch in „Räumen begrenzter Staatlichkeit“ bezeichnen (Schuppert 2008a; Kötter 2007). 

• Die dritte Wurzel basiert auf der normativen Zuschreibung, die dem Governance-Begriff ab 
Mitte der 1980er Jahre vermehrt zukam (Benz und Dose 2010) und auch in der politischen Pra-
xis unter dem Begriff „Good Governance“ Widerhall fand. Dabei stellt sich die Frage, wie die 
politische Steuerung aus normativer Sicht zu gestalten ist (Bogumil und Holtkamp 2004). Dazu 
sind konkrete Kriterien für eine effiziente und rechtsstaatliche Verwaltungspraxis ableitbar 
(Schuppert 2008a: 16-17). Ein wichtiger Aspekt der Ausbreitung erfolgte in den späten 1980er 
Jahren10 durch die Weltbank, die den Begriff in normativer Absicht nutzte und Kriterien auf-
stellte, die zur Vergabe von Krediten an Entwicklungs- und Transformationsländer dienten. Als 
Good Governance gilt dabei eine effiziente, rechtsstaatliche und bürgernahe Staats- und Ver-
waltungspraxis, die die Voraussetzung für eine gedeihliche Wirtschaftsentwicklung ist 
(vgl. Benz 2003a: 20; Mayntz 2004b: 6). 

• Anknüpfend an die drei erwähnten Wurzeln entwickelt sich eine breite politikwissenschaftliche 
Governance-Diskussion, welche mit der Überschrift „von Steuerung zu Governance“ zusam-
mengefasst werden kann (Schuppert 2008a). Diese ist auch als Folge des Abebbens der „Pla-
nungseuphorie“ und geänderter Staatsverständnisse zu verstehen. Es ging nicht mehr um den 
einen Steuermann, sondern um eine komplexere Form der (Selbst)Steuerung. Hier wurden 
nach und nach ganz unterschiedliche Steuerungsgegenstände einbezogen und ab den 1990er 
(bzw. in Deutschland ab den 2000er) Jahren auch die regionale Entwicklung (hierzu ausführli-
cher im anschließenden Unterkapitel 2.2 zu Regional Governance). 

Typisch für den Diskurs um Governance sind also vielfältige Konzepte aus unterschiedlichen Diszip-
linen, die teilweise auch analytisch interdisziplinär verknüpft werden können (z. B. van Kersbergen 
und van Waarden, 2004). Für die weiteren Erörterungen zu raumbezogener Governance wird an 
die alle drei Wurzeln aufgreifende politikwissenschaftliche Governance-Diskussion angeknüpft, da 
diese bereits die relevanten Theorien und Konzepte einbezieht. 

 

                                                      

 
10 Später (2001) griff dies die OECD in ihrem Milleniumsbericht zum Regieren „Governance im 21. Jahrhundert“ auf (Grande 

2012: 570; vgl. zu „Measuring Governance“: Oman und Arndt 2010). 
 Auch in dem großangelegten Projekt der Bertelsmann-Stiftung zu „Sustainable Governance Indicators“ findet sich dieses 

Governance-Verständnis, dabei werden alle 41 Staaten der OECD und EU einem detaillierten Leistungsvergleich auf der 
Grundlage eines Indikatorensets betrachtet, um „nachhaltiges Regieren im internationalen Vergleich“ zu analysieren, 
wobei sich ein Governance-Index zu Governance Capacities der „strategischen Steuerungsfähigkeit“ der Staaten widmet 
(Bertelsmann Stiftung 2017). 
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2.1.1.3 Diskurskonjunktur und Erklärung der Popularität des Begriffes 

Trotz (oder gerade wegen?) der begrifflichen Unschärfen erfreut sich der Governance-Begriff in 
der wissenschaftlichen Debatte ei-
ner großen Beliebtheit mit schnell-
wachsender Popularität in den letz-
ten 20 Jahren (Zäch 2012). Dies war 
für die allgemeine Literatur bereits in 
Abbildung 1 zu erkennen. Jann 
(2009: 21) zeigte anhand des Social 
Science Citation Index auf, dass die 
relative und absolute Häufigkeit des 
Begriffs Governance seit 1990 etwa 
um den Faktor 30 gestiegen war. 
Schnell wurde der Begriff „ubiquitär 
und insofern eine Modeerscheinung, 
als heute kaum noch ein Forschungs-
antrag, eine Veranstaltung oder eine 
Veröffentlichung ohne ihn auskom-
men kann“ (Pütz 2007: 22). 

Der Governance-Diskurs weist für ei-
nen wissenschaftlichen Diskurs, in 
dem sich sonst eher um sprachliche 
Nüchternheit bemüht wird, ein ver-
gleichsweise hohes Maß an  
Illustrativität und sprachlicher Krea-
tivität auf. Dies sei hier im nebenste-
henden Textkasten mit einigen For-
mulierungen aus dem deutschspra-
chigen11 Governance-Diskurs belegt. 
Deutlich wird, dass sich zu vielen 
eher idealisierenden Ausführungen, früh auch skeptische Stimmen gesellten. 

                                                      

 
11 Sprachliche Kreativität findet sich auch in der englischen Literatur: „From Governance via Governance Failure and  

Metagovernance to Multi-Level Meta-Governance (and its Failures)” (Jessop 2004a), um den Aufschwung des Begriffs zu 
beschreiben, war schon früh vielleicht etwas dramatisierend von „The age of governance“ die Rede (Cole und John 
2001: 1) und ein Artikel fragte „Steering, rowing, drifting, or sinking?“ (Peters 2011), zur Verdeutlichung der Begriffe 
nannte Lowndes (2005) ihren Artikel „Something Old, Something New, Something Borrowed. How Institutions change 
(and stay the same) in local governance”. Nuissl und Heinrichs (2011) fragen: „Fresh Wind or Hot Air – Does the  
Governance Discourse Have Something to Offer to Spatial Planning?“. 

Stilblüten der Governance-Literatur 

Zur Global Governance wird hoffnungsfroh postuliert: „Make 
law, not war“ (Zangl und Zürn 2011) oder gefragt: „Governance 
- Modebegriff oder nützliches sozialwissenschaftliches Kon-
zept?“ (Benz 2004b). Eine theoretische Einordnung wird mit  
„Governance-Theorien oder Governance als Theorie“ (Latte-
mann 2007) überschrieben, eine Begriffsbestimmung mit 
„Governance — auf der Suche nach Konturen eines anerkannt 
uneindeutigen Begriffs“ (Schuppert 2008a) eingeleitet. Gover-
nance dient als „Zauberwort“ (Schuppert 2008a: 23). Und wenn 
der Governance-Begriff für ein weiteres Problem entdeckt wird, 
stellt sich demnach die Frage „Governance – ein neues Zauber-
wort auch für die Quartiersentwicklung“? (Schnur und Drilling 

2009) und es geht „mit der Frage weiter, ob nun ein „gover-
nance turn“ eingesetzt habe, der nicht nur trendy ist, sondern 
sich auch anschickt, das neue Forschungs-Paradigma schlecht-
hin zu werden“ (Schuppert 2011: 9; Jann 2009). Es handelt sich 
also um eine „wahrhaft boomende Branche“ in „einem Feld von 
taigahafter Unendlichkeit und zugleich tropischer Vielfalt“ 
(Schuppert 2005a: 5). Mal wird eine Schlüsselbedeutung im 
Sinn eines posttraditionalen Planungsparadigmas postuliert 
(Altrock et al. 2004: 18), dann wird der Begriff „Zwischen Para-
digma und heißer Luft“ verortet (Nuissl und Heinrichs 2006: 51). 
Dann sind wir wieder „Auf dem Wege zu einer neuen Genera-
tion von Governanceforschung” (Zürn 2009: 70). Oder ist 
Governance doch „nur ein leerer Begriff“? (Offe, 2008). 
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Jedenfalls wird die Governance-Forschung als eine der lebhaftesten, zweifellos auch einer der 
wichtigsten politikwissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte der vergangenen zwanzig Jahre 
charakterisiert (Grande 2012: 565 ff.). 

Als Gründe für die Attraktivität und Verbreitung stellt Grande (2012) drei wesentliche Aspekte dar: 

• Normative/präskriptive Dimension: der Begriff bietet eine normativ attraktive Alternative zu 
den im öffentlichen Diskurs lange Zeit dominierenden „neoliberalen“ Konzepten einerseits und 
den diskreditierten etatistischen Ansätzen andererseits. Der Vorzug von Governance besteht 
insbesondere darin, dass es als konzeptionelle Klammer für eine ganze Reihe von – zumindest 
im Mainstream des Faches – normativ positiv besetzten Begriffen und Sachverhalten fungiert: 
beispielsweise Netzwerk, Partizipation oder Kooperation (Grande 2012: 569). Zu hinterfragen 
ist, inwieweit der Fokus stärker auf normativ besetzte Steuerungsoptionen gelegt wird, reale 
Entwicklungen aber weniger beachtet werden. 

• Innerwissenschaftliche Entwicklungen: Neue Begriffe sind auch Ausdruck und Resultat wissen-
schaftlicher Lernprozesse, mit denen versucht wird, auf Defizite vorhandener Theorien zu rea-
gieren (Grande 2012: 569). Das Governance-Konzept wird entsprechend als neue „Perspektive“ 
auf den Gegenstandsbereich bezeichnet. Mit diesem Konzept, so Renate Mayntz, werde ein 
„Perspektivwechsel von Steuerung zu Governance“ vorgenommen, mit dem die Aufmerksam-
keit auf „verschiedene Aspekte der Wirklichkeit“ (Mayntz 2001: 48) gelenkt werde. Auch für 
Schuppert besteht der „Neuigkeitswert“ des „Zauberworts Governance“ in der neuen „Sicht-
weise auf die Dinge als in den bisherigen Theorieangeboten der Politik- und Verwaltungswis-
senschaft“ (Schuppert 2008a: 23; Grande 2012: 569 ff.) 

• Veränderungen gesellschaftlicher Realitäten: Die vielfältigen Wurzeln der Governance-For-
schung sind nicht zuletzt Ausdruck eines Wandels, der verschiedene Ebenen und Aufgabenbe-
reiche von Politik und Verwaltung erfasst hat (Gualini 2006; Grande 2012: 570). Mit dem pos-
tulierten Wandel von „Government“ zu „Governance“, vom hierarchisch-bürokratischen Staat 
zu neuen nicht-hierarchischen Formen und Kooperation unter Einbeziehung privater und zivil-
gesellschaftlicher Akteure reagiere die Politik demnach auf neue Erfordernisse12 und Trends13 
des Regierens (auch wenn diese Änderungen sehr unterschiedliche Ausmaße erreichen, d. h. 

                                                      

 
12 Zahlreiche Analysen verweisen auf Problemveränderungen, da „die alten interventionsstaatlichen Lösungen nicht mehr 

funktionieren können und entsprechende neue Problemlagen neue Governance erfordern“ (Zürn 2009: 69). Dies passt 
auch zum Partizipationsboom seit Mitte der 1990er Jahre (Bogumil und Holtkamp 2004: 151). Auch für Räume begrenzter 
Staatlichkeit, also in solchen Räumen, wo ein Staat kaum handlungsmächtig ist, werden Steuerungspotenziale unter dem 
Stichwort Governance erörtert (Risse und Lehmkuhl 2007). 

13 So gibt es internationale Trends wie ein Bemühen um Verwaltungsvereinfachungen (Jann 2006) und die stärkere Einbe-
ziehung Privater (Cole und John 2001: 8 ff.). Auch wenn es einen globalen Trend in Richtung „Governance“ gibt, bestehen 
Bereiche wie die Umweltpolitik, wo „harte“ rechtliche Steuerungselemente und sei es nur als „Schatten“ um auf diese 
Weise die Wirksamkeit kooperativer Arrangements zu verbessern, eher wieder an Bedeutung gewinnen (Töller 2012; vgl. 
weitere ausführlich dargestellte Beispiele bei Grande 2012: 573 ff.). 
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z. T. eher diskursiv sind und z. T. wenig reale Änderungen zu belegen sind). Die Hochkonjunktur 
der Governance-Forschung seit dem Ende des 20. Jahrhunderts würde also auf neueren Ent-
wicklungen des Regierens basieren (Grande 2012: 570). Wie die Wirksamkeit von geänderten 
Governance-Formen zu bewerten ist, kann noch als offene Frage angesehen werden (vgl. Zürn 
2009: 69). 

Der Aufstieg und die Attraktivität der Governance-Diskurse lässt sich somit als Resultat des Zusam-
menspiels von veränderten normativen Diskursen, einem geschärften (politik-)wissenschaftlichen 
Sensorium und gesellschaftlichen Wandlungsprozessen erklären (Stoker 1998; Grande 2012: 570). 
Dabei ist eine Diskrepanz zwischen Änderungen im wissenschaftlichen Diskurs und den nur lang-
sam folgenden gesellschaftlichen Realitäten zu beobachten (s. Kapitel 2.3.1). 

Die Fruchtbarkeit der Governance-Diskurse kommt in einer Vielzahl von Sammelbänden, Handbü-
chern, Schriftreihen, Monographien und Zeitschriftenpublikationen zum Ausdruck.14 

Governance-Konzepte werden inzwischen auf die ganze Bandbreite territorialer Handlungsebenen 
von der globalen bis zur lokalen Ebene und auf eine Vielzahl gesellschaftlicher Regelungsbereiche 
angewandt. „Alles Governance, oder was?“ (Jann 2009; Schuppert 2011)15 – diese Frage liegt durch-
aus nahe: „Es scheint, als ob „Governance“ derzeit die Allzweckwaffe der Politikwissenschaft für 
jede Art von gesellschaftlichem Regelungsproblem ist und man sollte eigentlich meinen, dass zu 
diesem Thema längst alles Wesentliche gesagt sei“ (Grande 2012: 565 ff.). Dennoch kommen auch 
neuere Bestandsaufnahmen der Governance-Forschung zu der Erkenntnis, dass zentrale empiri-
sche und theoretische Fragen in diesem Forschungsgebiet noch immer nicht beantwortet sind (z. B. 
Grande 2012: 565 ff.; vgl. Diller 2016 zu Regional Governance). 

Die Forschungslücken beziehen sich sowohl auf die Systematisierung der Grundannahmen und Be-
griffe als auch die Instrumente zu Wirkungsanalysen. Dies wird auch in der in Kapitel 2.3.1 verdeut-
lichten Kritik am Governance-Begriff näher betrachtet. 
 

                                                      

 
14 Hierzu benennt Grande (2012: 565 ff.) insbesondere Pierre (2000); Pierre und Peters (2000); Benz (2004a); Kjaer (2004); 

Schuppert (2005b); Benz et al. (2007a); Benz und Dose (2010); Mayntz (2009a); Risse und Lehmkuhl (2007); Schuppert 
und Zürn (2008); Bevir (2009, 2011); Enderlein et al. (2010); Hale und Held (2011); Levi-Faur (2012). Bei Héritier und 
Rhodes (2010) sind Ergebnisse eines EU-Forschungsprojektes „New Modes of Governance“ zu finden, welches sich mit 
Governance in Europa in sehr unterschiedlichen Themenfeldern (z. B. Arzneimittel, Energie, Telekommunikation, Land-
wirtschaft, Subventionskontrolle) beschäftigte (s. auch www.eu-newgow.org). 

 Weitere Übersichtsarbeit: Robichau (2011); weitere Literaturübersicht und Einordnung bei Diller (2016). 
15 Ähnlich: „Alles ist governance“ (Gawron 2010: 1). 

http://www.eu-newgow.org/
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2.1.2 Verwendungsvielfalt: Governance 

2.1.2.1 Sammlung zu Begrifflichkeiten in unterschiedlichen Bereichen 

Aufgrund der Definitionsvielfalt und der Herkunft aus unterschiedlichen Disziplinen verwundert 
es nicht, dass sich in der Literatur zahlreiche Varianten des Governance-Begriffs finden (Grande 
2012: 566). Der Gebrauch des Wortes Governance als Suffix bei der Bezeichnung von Analyseein-
heiten bzw. Gegenständen von Politikfeldern oder Policy-Bereichen ist mittlerweile ubiquitär und 
inflationär angewachsen (Gawron 2010: 85). 

Die unterschiedlichen Verwendungen von Governance werden mit ganz unterschiedlichen Bezugs-
wörtern terminiert, je nachdem wo, was und wie gesteuert bzw. „gegovernanct“ werden soll. Die 
dem Wort Governance hinzugefügten Begriffe können sich sowohl auf verschiedene räumliche 
Ebenen (z. B. Local, Regional oder Global Governance) oder Steuerungsthemen (z. B. Environmen-
tal, Forest oder Corporate Governance) als auch auf unterschiedliche Formen der Steuerung bezie-
hen (z. B. Participatory, Collaborative oder Grass-Root Governance). Stehen normative Aspekte im 
Vordergrund wird oft von Good Governance und seltener auch mal von Bad Governance gespro-
chen. Auch sehr allgemeine Klassifizierungen wie New oder Modern Governance sind anzutreffen. 

Dabei gibt es auch Vokabeln, die den Fokus ihrer Begrifflichkeit zweideutig lassen: beispielsweise 
kann Regional Governance sowohl auf die räumliche Ebene als Bezugsrahmen verweisen (Steue-
rung von Sachverhalten in der Region), als auch die Entscheidungsprozesse fokussieren, die auf 
regionaler Ebene stattfinden (als regionale Selbststeuerung). Letzteres könnte also auch als Regio-
nal Self-Governance präzisiert werden. Auch Formen wie Multi-Level Governance16 sind hier nicht 
so klar zu verorten: Sollen mehrere Ebenen „gegovernanct“ werden oder erfolgt die Governance 
durch mehrere Ebenen? 

Es finden sich tatsächlich zahlreiche Kombinationen mit zwei Bezugsworten, die oft zum einen 
Modi und zum anderen Raumbezug bezeichnen. So kann eine angestrebte gute Qualität oder nor-
mativer Anspruch als „wie“ mit räumlicher Ebene („wo“) zusammengefasst werden als: „Good Lo-
cal Governance“ (Pröhl und Wegener 2002) bzw. „Good Regional Governance“ (Pütz 2007: 23). 
Auch das „was“ kann mit einem räumlichen Bezug kombiniert werden: „Global Environmental 
Governance“ (Speth und Haas 2007). Eine Mehrebenen-Governance kann sich ebenfalls auf ver-
schiedene Räume beziehen, z. B. als Multi-level Territorial Governance (Faludi 2012).17 

                                                      

 
16 Multilevel-Governance-Diskurse beziehen sich auf Verflechtungen zwischen verschiedenen Ebenen politischer Entschei-

dungsprozesse in den Mehrebenensystemen wie sie in dem deutschen kooperativen Föderalismus und für die  
Europäische Union typisch sind (Wegrich 2006; Benz und Dose 2010; Schuppert 2011: 29 ff.; Pollermann et al. 2014a). 

17 Solche Begriffsgenerierungen lassen sich entsprechend beliebig fortsetzten: Multi-level Urban governance (Kearns und 
Forrest 2000), Multi-Level Climate Governance (Brunnengräber 2007). Andere Kombinationen sind: Tribal 
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Drei Bezugsworte sind selten, aber möglich wie in: New Rural Local Governance (Pini 2006). 

Eine umfassende Auflistung aller der im Rahmen dieser Arbeit in der Literatur gefundenen Gover-
nance-Begriffe ist in Anhang I dargestellt. 

Zur weiteren Begriffs-Präzisierung finden sich manchmal weitere Zusätze wie: „Good enough 
governance” (Grindle 2004), über „Gendered Governance“ (Ashworth 1996) wurde früh die Be-
rücksichtigung einer Genderperspektive in der Governance-Forschung eingefordert (Baer 2009). 

Letztlich kann man also fast alles steuern bzw. genauer gesagt „governancen“, wo Hierarchie, 
Verhandlung und/oder Markt in unterschiedlichen Formen zusammenspielen und dabei unter-
schiedliche Formen der Steuerung/der Governance wirksam sind. Durch die Unschärfe des Gover-
nance-Begriffs ist aber selbst dies keine eingrenzende Bedingung, da der Begriff teilweise auch sy-
nonym zu Steuerung verwendet wird. Typisch ist eine Governancifizierung von Diskursen: „Von der 
Medienpolitik zur Media Governance?“ (Donges 2007). Oftmals ist es schwer zu sagen, ob diese 
Governancifizierungen auf tatsächliche Diskursverschiebungen zurückzuführen oder eher auf ei-
nen „Bandwagon-Effekt“18 zurückzuführen sind. 

Dabei ist die Verwendungsvielfalt im Englischen noch größer als im Deutschen, wobei auch in der 
deutschsprachigen Literatur meist auf englisches Vokabular zurückgegriffen wird (also Global 
Governance statt Globale (oder Erd-) Governance). 

2.1.2.2 Verwendungshäufigkeiten 
Viele der hier aufgeführten Termini werden nur sehr selten verwandt, andere sind zentrale Begriffe 
im wissenschaftlichen Diskurs geworden. Um die Häufigkeiten der Verwendung in der wissen-
schaftlichen Literatur zu visualisieren, wurde eine Tag-Cloud erstellt (auf Basis einer Abfrage über 
Google Scholar).19 Abbildung 3 bezieht sich auf die deutschsprachigen Dokumente, Abbildung 4 auf 
englischsprachige Dokumente. 

                                                      

 
self-Governance (Singel 2004), Regional forest Governance (Gießen 2009), Public Corporate Governance (Papenfuss 
2013), new rural governance (Jones 2000; Connelly et al. 2006; Little 2001), philosophic governance of norms (Will 1993) 
oder Adaptive urban governance (Birkmann et al. 2010). Die Begriffsverwendungen finden sich z. B. im Gesundheitswe-
sen (Bandelow 2004), zur Innovationspolitik (Mayntz 2008b) oder der Umweltpolitik auf verschieden räumlichen Ebenen 
von Lokal bis Global (Biermann und Pattberg 2004) sowie in „Räumen begrenzter Staatlichkeit“ (Kötter 2007). 

18 Ein „Bandwagon-effect“ ist ein in der Werbepsychologie gebräuchlicher Ausdruck für durch Werbung angeregte Mitläu-
fer (vgl. Kooiman 2002: 71). 

19 Zur Relativierung der Aussagekraft solcher Daten im Allgemeinen vgl. Lewandowski (2007). Gezählt wurden alle Treffer, 
die Google Scholar bei einer Eingabe des Begriffs unter Verwendung von Anführungszeichen ergibt (eigene Abfrage im 
Jahr 2016). 
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Am häufigsten findet sich der Begriff Corporate Governance20, gefolgt von Global und Good Gover-
nance. 

Eine genauere Betrachtung der Häufigkeiten der raumbezogenen Governance-Begriffe erfolgt im 
nächsten Kapitel zu Regional Governance. 

Abbildung 3: Tag-Cloud Governance-Begriffe (deutschsprachige Literatur) 

 

Quelle: Daten abgefragt bei Google Scholar (2016); eigene Darstellung mit Word It Out. 

                                                      

 
20 Die Intensität mit der Governance in diesem Bereich Berücksichtigung findet, legt nahe bei einigen methodischen Fragen 

über den Tellerrand der raumbezogenen Governance hinaus zu prüfen, ob der Wissenstand in diesen Bereichen einen 
zusätzlichen Erkenntnisgewinn liefert. In dieser Arbeit schlägt sich dies durch die Berücksichtigung von Literatur zur „Stra-
tegischen Planung“ aus der Betriebswirtschaft nieder. 
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Abbildung 4: Tag-Cloud Governance-Begriffe (englischsprachige Literatur) 

 

Quelle: Daten abgefragt bei Google Scholar (2016); eigene Darstellung mit Word It Out. 

2.1.3 Begriffliche Einordnungen 

2.1.3.1 Definitionsansätze und gemeinsamer Nenner von Governance 

Üblicherweise beginnt ein Kapitel zur Definition von Governance mit der Aussage, dass es keine 
eindeutige Definition gibt. Ggf. wird noch auf die hohe Anzahl von bisherigen Definitionsversuchen 
und Begriffsverständnissen verwiesen. Es gibt also keine anerkannte Lehrbuchdefinition (Benz und 
Dose 2010: 13). 

Gerade weil die Governance-Forschung viele Wurzeln hat21, die auf den ersten Blick nur wenig mit-
einander zu tun haben, ist auch keine einheitliche Definition zu erwarten. Insofern verwundert es 
nicht, dass sich in der Literatur zahlreiche Varianten und Definitionen des Governance-Begriffs 
finden (Grande 2012: 566; van Kersbergen und van Waarden 2004). 

                                                      

 
21 So entwickelten sich Definitionen in der vergleichenden Politischen Ökonomie, der Verwaltungswissenschaft, Policy-For-

schung und die Europaforschung bis zur internationalen Politik (vgl. van Kersbergen und van Waarden 2004). 
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Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, was diese verschiedenen Konzepte als gemeinsamen 
Nenner verbindet.22 Um den Begriff einzugrenzen, benennt Grande (2012: 566 ff.) fünf Merkmale, 
die den Kern des Governance-Konzepts bilden: 

(1) Wichtigstes Merkmal ist die Betonung nicht-hierarchischer Produktion öffentlicher Güter 
und eine explizite Kritik an der Hierarchie als dominanten Koordinationsmechanismus: am 
hierarchisch-bürokratischen Staat, an hierarchischen Organisationen und an hierarchischer 
Planung. 

(2) Dazu kommt eine Kritik am Staat als dem zentralen Produzenten öffentlicher Güter. Charak-
teristisch ist – sei es als normatives Postulat, sei es als empirische Beobachtung –, dass nicht-
staatliche Akteure und Organisationen und das Zusammenwirken von staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren in verschiedensten Formen der „Public-Private-Partnership“ an Bedeu-
tung gewinnen (Beisheim et al. 2008; Oppen und Sack 2008). 

(3) Durch zunehmende Interdependenzen (im Sinne von wechselseitigen Abhängigkeiten), u. a. 
aufgrund der Globalisierung, haben sich sowohl die Anforderungen an den Staat als auch die 
Bedingungen der Produktion öffentlicher Güter gewandelt. Solche Interdependenzen beste-
hen zwischen gesellschaftlichen Teilsystemen (z. B. zwischen Staat und Wirtschaft), aber 
auch zwischen verschiedenen territorialen Ebenen und verschiedenen Politikfeldern. Gover-
nance wird in diesem Zusammenhang als ein Mechanismus der „Interdependenzbewälti-
gung“ (Benz et al. 2007b: 13) interpretiert. 

(4) Aufgrund dieser zunehmenden Interdependenzen, aber auch infolge des Bedeutungsverlusts 
territorialer und funktionaler Handlungsgrenzen, ist die Komplexität politischen Handelns 
erheblich gestiegen. Dies gilt für die Akteurskonstellationen und institutionellen Architektu-
ren, in denen politische Entscheidungen getroffen werden müssen, aber auch für die Prob-
lemkonstellationen, die Objekte solcher Entscheidungen sind. 

(5) Zusammengenommen hat dies zur Folge, dass die Notwendigkeit und die Bedeutung von 
Kooperation und Koordination zwischen verschiedensten Akteuren erheblich zunehmen. 
Kooperation und Koordination sind Schlüsselbegriffe der Governance-Forschung. Sie stehen 
im Mittelpunkt der normativ-präskriptiven Konzepte. Das Ziel der empirisch-analytischen An-
sätze besteht im Kern darin, die Bedingungen für kooperative Problemlösungen und die Ko-
ordination von gesellschaftlichen Aktivitäten zu identifizieren und zu reflektieren. Dabei kann 
die Koordination unterschiedliche kooperative oder auch hierarchische und marktliche Ele-
mente beinhalten. 

                                                      

 
22 In polarisierender Absicht wird der gemeinsame Nenner von einigen Autor*innen infrage gestellt. So fragt Offe (2008), 

inwieweit „Governance“ nur ein leerer Begriff sei, ein „empty signifier“ für eine Vielzahl unterschiedlicher Bedeutungs-
inhalte und Forschungseinrichtungen. 
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Die politikwissenschaftliche Governance-Forschung besitzt demnach bei aller Vielfalt einen ge-
meinsamen konzeptionellen Kern – nicht alles Mögliche ist Governance. Mit Hilfe der fünf genann-
ten Merkmale lässt sich der Gegenstandsbereich der politikwissenschaftlichen Governance-Kon-
zepte sachlich und historisch eingrenzen (Grande 2012), was nicht heißt, dass der Governance-
Begriff nicht so populär wäre, dass er auch darüber hinaus mit einer gewissen Beliebigkeit verwen-
det wird. Dennoch lassen sich solche Merkmalsübersichten zu verschiedenen Governance-Defini-
tionen verdichten. Dazu ist zu prüfen, was lediglich typisch für Governance ist bzw. was eine be-
griffsbestimmende Bedingung ist. 

Im Folgenden erfolgt aber keine ausführliche Abwägung des Für und Wider der unterschiedlichen 
Governance-Definitionen.23 Für diese Arbeit werden im Folgenden lediglich drei Spannungsfelder 
zu Governance-Definitionen charakterisiert, die als Hintergrundwissen für die spätere Erläuterung 
und Definition des Regional-Governance-Begriffs dienen. Dazu werden die drei Spannungsfelder 
jeweils mit zwei Polen charakterisiert, um so die jeweiligen Implikationen der Definitionsvarianten 
zu verdeutlichen. 

2.1.3.2 Oberbegriff Handlungskoordination vs. Gegenbegriff zu hierarchi-
scher Steuerung 

Ein grundlegender Unterschied in der Begriffsverwendung liegt darin, inwieweit sich der Gover-
nance-Begriff von einem hierarchischen Steuerungsmodus abgrenzt: 

• Einerseits kann Governance als (neutraler) Oberbegriff für ganz unterschiedliche Formen der 
Handlungskoordination verwendet werden, der somit auch hierarchische Formen einschließt. 

• Andererseits kann Governance sich definitorisch von den hierarchischen Steuerungsformen ab-
grenzen und somit als Gegenbegriff positioniert sein. 

Neben einem umfassenden Begriff von „Governance“ als Sammelbezeichnung für alle Formen so-
zialer Handlungskoordination entwickelte sich eine zweite engere Begriffsvariante „Governance“ 
als Gegenbegriff zu Modi hierarchischer Steuerung (Mayntz 2004a: 66). So bedeutet Governance 
für Rhodes (1997) eine im Prinzip nicht-hierarchische Art des Regierens, bei der private korporative 
Akteure an der Formulierung und Implementation von Politik mitwirken.24 Es gibt auch 

                                                      

 
23 Eine Übersicht von Definitionen findet sich bei Robichau (2011), weitere Hinweise zu definitorischen Abgrenzungen bei 

Mayntz (2004b), Offe (2008) oder Grande (2012). 
24 Ähnlich definiert Héritier (2002: 3): „governance implies that private actors are involved in decision-making in order to 

provide common goods and that non-hierarchical means guidance are employed”. Demgegenüber fokussiert z. B. Fuku-
yama (2013) explizit auf Regierungshandeln und definiert „governance as a governments ability to make and enforce 
rules, and to deliver services, regardless of whether that government is democratic or not“. In jedem Fall ist daran zu 
erinnern, dass eine Mitwirkung nicht mit Aufhebung der Machtungleichgewichte einhergehen wird. 
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Definitionen, die Übergänge zwischen Governance/Government sehen. So differenziert Kooiman 
(2003: 77 ff.): 

• Governance by Government = hierarchisches Regieren mittels einer übergeordneten Zentra-
linstanz, 

• Governance with Government = Kooperatives Regieren25 (in der Praxis mit fortbestehenden 
Unterschieden hinsichtlich der Teilhabe an Entscheidungsmacht), 

• Governance without Government = Selbstorganisation ohne Rückgriff auf übergeordnete 
Zentralinstanzen und ohne Beteiligung von Regierungen. 

Je nach konkretem Zusammenwirken können unterschiedliche „Modes of Governance“ typisiert 
werden (vgl. Treib et al. 2007). Letztlich wird der Governance-Diskurs auch vom grundlegenden 
Staatsverständnis geprägt, sodass Unterschiede zwischen dem anglo-amerikanischen und dem 
kontinentaleuropäischen Modell zu beachten sind. 

Anknüpfend an den Wechsel von Government zu Governance geht der Kreis der Beteiligten für 
Governance-Prozesse über den staatlichen Bereich hinaus. Neben dem idealtypisch nach innen 
und außen souveränen, hierarchisch strukturierten Staat („government“) sind der Wirtschaftssek-
tor mit kompetitiven Märkten sowie die zivilgesellschaftliche Selbstorganisation ohne öffentliche 
Funktion relevant (Offe 2008: 64-65; Grande 2012). Somit können drei grundlegend zu unterschei-
dende gesellschaftliche Sphären (bzw. Akteure aus den drei Sphären/Akteursgruppen) beteiligt 
sein: Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. 

Als idealtypisch dazugehörige Handlungslogiken sind Hierarchie (Staat), Markt (Wirtschaft) und 
(solidarisches) Aushandeln (Zivilgesellschaft) zu differenzieren (s. Tabelle 1). Dabei variieren Zu-
schreibungen und Begrifflichkeiten der Handlungslogiken bei unterschiedlichen Autor*innen und 
in der Praxis mischen diese sich. Auch in zivilgesellschaftlichen Vereinen und Unternehmen gibt es 
Hierarchien (z. B. durch Vereinsvorsitzende/Geschäftsleitung) und ein Markt funktioniert z. T. auch 
über das Aushandeln von Preisen.26 Zudem gibt es auch bei hierarchischen Regularien Ausweichop-
tionen (z. B. ziviler Ungehorsam oder bei freiwilligen Arrangements die „Exit-Option“, d. h. das Ver-
lassen der Kooperation, während über die „Voice-option“ eine Einflussnahme innerhalb der 

                                                      

 
25 Demnach passt der Governance-Begriff gut auf die Besonderheiten des „Kooperativen Staates“ (Ritter 1979), d. h. der 

politischen Steuerung unter Einbeziehung und Mitwirkung zivilgesellschaftlicher und wirtschaftlicher Akteure, wobei 
auch bei einer „Kooperation“ unterschiedliche Einflussoptionen der Partner*innen zu analysieren sind. 

26 Die Benennung der Sphären und Handlungslogiken variiert, auch mischen einige Autor*innen Sphären mit Handlungslo-
giken. So sind es bei Vliet und Dubbink (1999): State, Market and Participation. Abweichend davon legt Tenbensel (2005) 
eine Variante mit vier Grundtypen vor, die neben Hierarchie und Markt den dritten Sektor in zwei Typen aufteilt; als 
„provider-based governance“ und „community governance“. Grande (2009) fokussiert in einer Forschungskonzeption 
auf die Pole: Staat, Wirtschaft und Medien. Andere Autor*innen beziehen sich auf „Hierarchien“, „Märkte“ und „Netz-
werke“ – ohne den Governance-Begriff als Klammerbegriff zu verwenden (Margarian und Lankau 2018). 
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Kooperation versucht wird) und die Verwaltung hat spezifische Eigenheiten (vgl. Benz und Seibel 
1992), die sie von den politischen Staatsakteuren unterscheidet. 

Tabelle 1:  Gesellschaftliche Sphären und idealtypische Handlungslogik/Steuerungsmodus 

Sphäre Idealtypische Handlungslogiken/Steuerungsmodus 

Staat Hierarchie, (einseitige) Machtausübung 

Wirtschaft (kompetitive) Märkte, Gewinnorientierung 

Zivilgesellschaft Aushandlung, Solidarität, Selbstorganisation 

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis von Fürst et al. (2006); Offe (2008); Grande (2012: 568). 

Auch wenn die Grenzen auf unterschiedliche Weise gezogen und die Schwerpunkte anders gesetzt 
werden, so ist aus der Literatur doch die Tendenz erkennbar, dass der hierarchische Staat, die Wirt-
schaft mit dem kompetitiven Markt und die private bzw. zivilgesellschaftliche Selbstorganisation 
die drei Pole bilden, zwischen denen der Gegenstandsbereich der Governance-Forschung angesie-
delt ist. Damit ist nicht gesagt, dass Governance den Staat definitionsgemäß ausschließen muss. 
Die verschiedenen Governance-Ansätze unterscheiden sich nicht zuletzt darin, ob und in welchem 
Umfang sie den hoheitlichen Staat einbeziehen. Wenn der Staat konzeptionell integriert bleibt, 
wird er entsprechend „nur noch“ als ein Governance-Akteur u. a. verstanden, „und zwar eingebun-
den in nicht-hierarchische, auf die Kooperation mit nicht-staatlichen Akteuren zielende Regelstruk-
tur“ (Schuppert 2011: 33; Grande 2012: 567 ff.). Dann bedeutet der Governance-Begriff keine Ent-
staatlichung, vielmehr geht es um eine Überwindung einer verengenden Staatszentriertheit, wobei 
der Staat nach wie vor ein starker und darüber hinaus entwicklungsfähiger Governance-Akteur ist, 
aber eben nur einer unter vielen (Schuppert 2011: 34).27 

Eine zwischen Positionen „Oberbegriff vs. Gegenbegriff“ vermittelnde Definition liefert Mayntz 
(2004a: 66): „Wenn im deutschen Sprachraum Politikwissenschaftler neuerdings eher von  
Governance als von politischer Steuerung sprechen, dann greifen sie auf Elemente beider unter-
schiedlichen Begriffsverwendungen – Governance als Oberbegriff aller Formen sozialer Handlungs-
koordination und Governance als Gegenbegriff zu hierarchischer Steuerung – zurück. Governance 
meint dann die Gesamtheit aller nebeneinander bestehenden Formen der kollektiven Regelung 
gesellschaftlicher Sachverhalte: von der institutionalisierten zivilgesellschaftlichen Selbstregelung 

                                                      

 
27 Burris et al. (2008: 15) fassen dies zusammen: „The King is Dead – Long live the Extended Royal Family”. Der Staat als 

Herrschaftsmonopolist wird zwar vom Sockel gestürzt, mutiert aber lediglich vom Herrschaftsmonopolisten zum Herr-
schaftsmanager (Genschel und Zangl 2008: 430 ff.; vgl. Schuppert 2011: 35). 
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über verschiedene Formen des Zusammenwirkens staatlicher und privater Akteure bis hin zu ho-
heitlichem Handeln staatlicher Akteure.“ 

Zwischenfazit 

Letztlich ist es eine Definitionsfrage, ob die Steuerungen zwingend nicht ausschließlich hierarchisch 
sein dürfen oder ob nur nicht-hierarchische Optionen möglich sein können. Dies ist zudem schwie-
rig abzugrenzen. Für die weiteren Erörterungen ist festzuhalten, dass von einem Mix verschiedener 
Steuerungsmodi auszugehen ist. Eine rein staatlich-hierarchische Kooperation würde zwar nicht 
den Spezifika von Governance-Arrangements entsprechen, muss aber nicht definitorisch ausge-
schlossen werden. Für die Analyse von Governance-Prozessen heißt dies auf jeden Fall, dass so-
wohl die Akteure als auch die unterschiedlichen Handlungslogiken aus unterschiedlichen Bereichen 
kommen können. Das empirische Instrumentarium muss dies erfassen und analysieren können. 

Dazu ist zu bedenken, dass es in der Realität sowohl zwischen den Regelungsformen/Handlungslo-
giken als auch den Akteuren Mischformen zwischen den drei Obergruppen Staat, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft gibt. Um diese Varianten zu illustrieren, werden in Abbildung 5 entsprechende Bei-
spiele systematisiert (eine für den Bereich Regional Governance spezifizierte Abbildung findet sich 
in Kapitel 2.2). 

Abbildung 5: Akteursgruppen unterschiedlicher gesellschaftlicher Sphären 

 

Quelle: Verändert nach Fürst et al. (2006). 
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2.1.3.3 Deskriptives Analysemodell vs. normative „Good Governance“ 

Eine vieldiskutierte Frage ist, ob dem wissenschaftlichen Governance-Ansatz eher ein analytischer 
oder normativer Fokus zukommt (Diller et al. 2009: 5; Diller 2016; Fürst et al. 2006: 11): 

• der analytische Fokus blickt auf die Beschaffenheit von Strukturen und Interaktionen zur  
Regelung kollektiver Sachverhalte, 

• der normative Fokus fragt nach den „idealen“ Formen der Governance und Vorgaben zu Art 
und Weise der Governance („Good Governance“-Diskussion). 

Die meisten Operationalisierungen von Governance in den unterschiedlichen Forschungsdiszipli-
nen haben eine eher analytische Perspektive. Im Prinzip wären diese normativ neutral, auch wenn 
bestimmte Werte mitschwingen und normative Aufladungen die Auswahl und Definition der Un-
tersuchungsansätze mitbestimmen. Fragen der Legitimation sind generell sowohl aus funktionaler 
als auch normativer Perspektive ein wichtiger Analysebereich (Klijn und Edelenbos 2013). 

Für eine normative Perspektive in der Form von normativ gemeinten Gestaltungsprinzipien wie 
Transparenz, Partizipation, Verantwortlichkeit usw. diente das Konzept von Good Governance als 
neues Leitbild der Verwaltungsreform und als Bewertungsstandard für die Kreditwürdigkeit von 
Staaten (Mayntz 2004b: 6 ff:). Dabei kann beispielsweise die zivilgesellschaftliche Mitwirkung am 
politischen Prozess als zentrales Merkmal von Good Governance beschrieben werden, wobei die 
„Mitwirkung“ sehr unterschiedlich ausgeprägt sein kann (Geißel 2007; Rumbul 2016). So kann z.T. 
eine (scheinbare) Beteiligung nicht als echte Einflussnahme der Zivilgesellschaft, sondern als Ver-
such der Legitimierung interpretiert werden (s. Kapitel 2.2.3.2 zum Thema Partizipation). Mit einer 
normativen Akzentuierung wurde der Begriff später auch in einem engeren Sinne im sozialwissen-
schaftlichen Bereich benutzt (z. B. von Kooiman 1993; vgl. Stoker 2000; Kohlisch 2008: 32). Damit 
gibt es neben einem weiten/neutralen auch einen engeren, zumindest latent normativ akzentuier-
ten Begriff von Governance – was seine Verwendung als analytisches Instrument erschwert 
(Mayntz 2004b: 6 ff.). 

Zwischenfazit 

Um die Wirkungszusammenhänge im Kontext von Regional Governance umfassend betrachten zu 
können, wird Governance im Folgenden als analytischer Rahmen verstanden. Das heißt, es geht 
um eine Analyse von Wirkungszusammenhängen, die Strukturen und Interaktionen systematisiert 
und mit Ergebnissen in Bezug setzt. 

Das heißt nicht, dass die normative Dimension ganz ausgeblendet werden darf und kann, sondern 
es gilt lediglich eine klare Trennung transparent zu machen. Dazu ist das bei Schuppert (2011: 43) 
zu findende Zwei-Takt-Verfahren geeignet. Zunächst erfolgt eine Analyse aus der Perspektive der 
Wirkungsanalyse, und erst im zweiten Schritt eine normativ-kritische Bewertung (Zürn 2008: 560; 
Schuppert 2011: 43). Allerdings beinhaltet bereits die Wirkungsanalyse durch die Auswahl der 
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Wirkungsdimensionen normative Aspekte, sodass diese Zweiteilung diesbezüglich nicht trenn-
scharf ist. 

Dabei sind normative Aspekte sowohl für Verfahrensfragen (z. B. Transparenz der Governance-Ar-
rangements) als auch für Ergebnisse (z. B. Interessensberücksichtigung marginalisierter Bevölke-
rungsgruppen) zu beachten. Solche normativen Aspekte sind aber nicht Begriffs-immanent und 
sollten demnach nicht zu definitorischen Begriffsverengungen führen. Von der Definition her sind 
also auch vollkommen intransparente Governance-Arrangements möglich. So können normative 
Aspekte je nach Aufgabenstellung als Bewertungskriterien operationalisiert werden. Dazu sind 
auch Fragen der Legitimation zu berücksichtigen (Kersbergen et al. 2004). Diese spielt sowohl wir-
kungsanalytisch für die Effektivität des Governance-Handelns als auch für normative Bewertungen 
eine wesentliche Rolle. 

2.1.3.4 Steuerungshandeln von Akteuren vs. Regelungsstrukturen als 
Institutionen 

Für die Systematisierung von Governance können zwei Ausgangspunkte unterschieden werden: 

• ausgehend von den Akteuren können Governance-Prozesse als Steuerungshandeln konzipiert 
werden, 

• ausgehend von den verschiedenen wirksamen Institutionen kann der Fokus auf die so heraus-
gebildeten Regelungsstrukturen gelegt werden. 

Um den Fokus auf das intendierte Handeln der Akteure zu legen, findet sich in der Governance-
Literatur oftmals der vielzitierte „Dreischritt“ von „Planung“ über „Steuerung“ zu „Governance“ 
(Benz et al. 2007b: 12; Schuppert 2008a), z. T. aber auch ein schlichter „Zweischritt“ von „Planung“ 
und „Governance“ – wobei eine klare Abgrenzung zwischen Governance und einer intendierten 
Steuerung fehlt. Gegenüber der Steuerungstheorie ist im Governance-Diskurs aber ein Perspekti-
venwechsel zu konstatieren (Grande 2012: 580 ff.): In der Steuerungstheorie steht das zielorien-
tierte Handeln der Akteure im Zentrum des Interesses. Der Ansatz der Governance-Theorie ist da-
gegen zunächst eher strukturzentriert. Er richtet sich auf Institutionen, sowohl im Sinne sozialer 
Gebilde (Organisationen) als auch auf Normsysteme (Regime) (Mayntz 2008a: 46). 

Das wird bereits am Konzept der Corporate Governance (Hart 1995) deutlich, mit dem bestimmte 
Aspekte der Unternehmensverfassung gemeint sind – also nicht das „Steuerungshandeln“ von Ma-
nagern, sondern die Institutionen, die rationales Handeln über situative Anreize lenken, wobei die 
Institutionen auch von einem Management implementiert werden können. Auch im Bereich eines 
„kooperativen Staates“ oder in internationalen Beziehungen lassen sich das Steuerungssubjekt und 
-objekt nicht mehr eindeutig unterscheiden, weil die Regelungsadressaten selber am Entwerfen 
der Regeln und ihrer Durchsetzung mitwirken (Mayntz 2004b: 6 ff.). Die Steuerungstheorie ist da-
bei von ihrer Genese her an eine kontinentaleuropäische Staatsvorstellung geknüpft. Bei ihr steht 
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das handelnde Steuerungssubjekt im Vordergrund, bei der Governance-Theorie dagegen die Rege-
lungsstruktur. In der Governance-Theorie wird also nicht auf einen einzelnen Steuernden, sondern 
auf ein Zusammenwirken von Institutionen und Akteuren fokussiert. 

Der den Perspektivenwechsel anzeigende, semantische Umschlagspunkt liegt dort, wo die Politik-
wissenschaft beginnt, sich intensiv mit den politisch zunehmend bedeutsamen Vorgängen auf der 
europäischen und der internationalen Ebene zu beschäftigen. Auf jenen Ebenen also, auf denen 
ein „Steuerungssubjekt“ nur noch in generalisierter und zugleich fragmentierter Form erscheint. 
Der Begriffswechsel von Steuerung zu Governance verweist damit auch auf Veränderungen in der 
politisch relevanten Wirklichkeit, die eben diese neue Sichtweise „realitätsgerechter“ erscheinen 
lassen (Mayntz 2004b). Der Perspektivwechsel von Steuerung zu Governance bedingt eine gerin-
gere Aufmerksamkeit für bestimmten Fragen, die für das steuerungstheoretische Paradigma zent-
ral waren. Der Wegfall einer klaren Trennung zwischen Steuerungssubjekt und Steuerungsobjekt 
in der Governance-Perspektive erschwert es, die „Steuerbarkeitsproblematik“ systematisch anzu-
sprechen (Dose 2003: 39-41). Jedoch spielen auch in der Governance-Theorie Akteure eine wich-
tige Rolle: Schließlich sind sie es, die im Rahmen der gegebenen Institutionen handeln bzw. die 
durch ihr Zusammenhandeln eine bestimmte Form der Regelung konstituieren (Mayntz 2004b). 

Während eine zentrale Annahme der Steuerungstheorie in der Existenz eines Steuerungssubjekts 
besteht, das (auf welche Art und Weise auch immer) intendierte Ziele verfolgt28, gibt es in Gover-
nance-Regimen keinen Akteur mehr, der als autonome Steuerungsinstanz des Gesamtprozesses 
fungieren könnte (Grande 2012: 581). Nicht von ungefähr fehlt zum Governance-Begriff ein ent-
sprechendes Verb (Offe 2008: 61). Damit ist nicht gesagt, dass die beteiligten Akteure nicht inten-
tional handeln. Daraus ergibt sich aber noch nicht zwangsläufig, dass jeder Governance-Struktur 
bzw. jedem Governance-Prozess auch eine von allen geteilte Intentionalität zugrunde liegt (Grande 
2012: 583). Konzipiert man Governance als dynamischen Prozess, der in komplexen institutionellen 
Konstellationen verläuft, dann sollte die Vorstellung aufgegeben werden, das die politischen Ziele 
dem Governance-Prozess vorausgehen und durch die Annahme ersetzt werden, dass Absichten, 
Ziele und Präferenzen in diesem Prozess selbst erst gebildet und konkretisiert werden. In einem 

                                                      

 
28 Grande (2012) vertritt in bewusster Zuspitzung der Argumentation von Mayntz (2009b, 2009c) die These, dass das Po-

tenzial der Governance-Forschung erst dann voll erschlossen werden kann, wenn man Governance tatsächlich als etwas 
von Steuerung grundlegend Verschiedenes begreift (vgl. auch Haus 2010): Wenn es keine Steuerungsinstanz gibt, dann 
macht es auch keinen Sinn mehr, von Steuerung zu sprechen – und in den Fällen, in denen es eine solche Steuerungs-
instanz noch gibt, sollte nicht von Governance gesprochen werden (Grande 2012: 580 ff.). 

 Im Konzept der „Meta-Governance“ (Jessop 2011) erhält diese Gleichsetzung von Steuerung und Governance demge-
genüber sogar noch eine weitere Steigerung. Jan Kooiman (2005: 169, 167) beispielsweise bezeichnet „Meta-Gover-
nance“ als „Steuerung der Steuerung“, bei der ein „imaginärer Steuernder“ bzw. ein „imaginärer govenor“ katapultiert 
auf einen Punkt außerhalb des Systems die Gesamtheit der Governance-Erfahrungen gegen normatives Licht hält (Grande 
2012: 581). 
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solchen Fall ist das Konzept der Intentionalität zumindest auf den Prozess als solchen bezogen nicht 
mehr angemessen (Grande 2012: 583). 

Zwischenfazit 

Die Perspektiven „Steuerungshandeln von Akteuren“ und „Regelungsstrukturen als Institutionen“ 
schließen sich nicht gegenseitig nicht aus, sondern können sich gegenseitig ergänzen. Angesichts 
der komplexen Wirkungszusammenhänge ist es letztlich sogar unabdingbar, beide Perspektiven in 
ein Erklärungsmuster zu integrieren. Dadurch können auch die Erfahrungen mit den jeweiligen em-
pirischen Instrumenten genutzt werden. 

Im Ansatz des Akteur Zentrierten Institutionalismus (AZI) (vgl. Mayntz und Scharpf 1995) wird aus-
drücklich versucht, beide Perspektiven miteinander zu verbinden (Mayntz 2004b: 6-7). Eine Stärke 
dieses Ansatzes ist es, eine klar strukturierte Operationalisierung der Wirkungszusammenhänge zu 
ermöglichen. Dieser Ansatz spielt auch tatsächlich eine wichtige Rolle in der Konzipierung empiri-
scher Governance-Forschung und wird dementsprechend in Kapitel 4.2.1 ausführlicher vorgestellt. 

2.2 Einordnung: Regional Governance 

2.2.1 Entwicklung des Regional-Governance-Diskurses 

2.2.1.1 Governance mit Raumbezug „Region“ 

Wie bereits geschildert, fand der schillernde Governance-Begriff schnell Eingang in ganz unter-
schiedliche Diskurse, sodass die Etablierung eines Governance-Diskurses zu raumbezogenen Pla-
nungs- und Steuerungsaufgaben naheliegend war (vgl. Heinelt 2006; Beutl 2010; Kilper 2010a). 
Dabei wird der Schlüsselbegriff Regional Governance durch eine deskriptiv-analytische Rolle der 
Forschung geprägt, die sowohl alte Instrumente aus der Praxis neu benennt als auch reale Ände-
rungen in der Praxis fokussiert. 

Ist schon der Governance-Begriff unscharf, ergibt sich für Regional Governance eine weitere Dop-
peldeutigkeit: Regional kann sich auf den Steuerungsgegenstand „Region“ oder auf die Art der 
Governance beziehen, also dass die Governance auf regionaler Ebene durch regionale Akteure 
stattfindet (s. Kapitel 2.1.2.1). Dabei wird für die folgenden Erörterungen „Regional Governance“ 
zunächst als „Governance mit einem regionalen Wirkungsfeld“ angesehen. Am Ende des Kapitels 
folgt eine detailliertere Definition für die weitere Arbeit. 

Es ist also eine Verständigung zum Begriff Region mit seiner räumlichen Dimension erforderlich 
(Jäger und Köhler 2007: 10; Pütz 2004: 12 ff.). Die regionale Ebene kann sich auf verschiedene, 
nicht nur administrative oder funktionale räumliche Einheiten zwischen lokaler und nationaler 
Ebene beziehen und ist nicht auf territorial verankerte Maßstabsebenen festgelegt (Pütz 2007: 23). 
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Dabei sind Regionen als Analyseeinheit keine „natürlich” gegebenen Einheiten, sondern das Er-
gebnis komplexer Prozesse. Die Region wird laufend neu definiert und restrukturiert und kann wi-
dersprüchliche Interpretationen beinhalten (Jäger und Köhler 2007: 10). Regionen als Bezugsrah-
men von Regional Governance sind als Konstrukte zu erfassen, deren Konstituierung und Instituti-
onalisierung sich durch gesellschaftliche Prozesse mittels institutioneller Strukturen sowie kollek-
tivem Handeln herausbildet (Gailing 2014: 43). 

Die Abgrenzung einer solchen Region kann formalen Setzungen von Gebietskörperschaften 
(z. B. eines Landkreises) entsprechen. Durchaus typisch sind aber auch andere Abgrenzungen. So 
können auch Großschutzgebiete oder Förderkulissen wie LEADER die Abgrenzung bestimmen. Die 
Region ist als politische Arena zu verstehen, in der die Governance-Prozesse von unterschiedlichen 
(regionalen wie überregional agierenden) Akteuren und Institutionen gestaltet werden. 
2.2.1.2 Etablierungsgeschichte des Begriffs Regional Governance 

Diejenigen Faktoren, die den Erfolg des Governance-Konzeptes begünstigen (s. Kapitel 2.1.1.3), 
spielen auch für die Etablierung von Regional Governance eine wesentliche Rolle. Hinzukommen 
für die Raum- und Planungswissenschaften charakteristische Wandlungsprozesse. Als drei zentrale 
Aspekte sind zu nennen (vgl. Beutl 2010): 

• Aufwertung der Region als Handlungsebene: Trotz oder sogar aufgrund von Globalisierungs-
prozessen wurde ein regionaler Fokus zunehmend bedeutsamer (Herschel und Newman 2002: 
14; Hooghe et al. 2010). Sowohl in Abgrenzung zum Nationalstaat als auch zur lokalen Ebene 
wird die regionale Ebene wichtiger (vgl. Jäger und Köhler 2007: 11).29 So wurde die Region 
schon in den 1990er Jahren zu einer immer wichtigeren Arena der Politik. Vielerorts war ein 
Qualitätssprung in den regionalen Kooperationsbeziehungen zu verzeichnen (vgl. Fürst 1999). 
Mit der zunehmenden Bedeutung von Regionen als Handlungsarenen wurden regionale Steu-
erungsstrukturen wichtiger (Diller 2008: 273; Pütz 2007: 23). 

• Änderung im Staats-/Gesellschaftsverständnis: Verbunden mit (neoliberalen) wirtschaftlichen 
Umstrukturierungsprozessen und neuen Kooperationsanforderungen, auch in Folge von Glo-
balisierungsprozessen und staatlichen Rückzügen, entwickelte sich eine raumwissenschaftliche 
Diskussion um neue Formen regionaler Steuerung (Diller 2008: 273). Die Änderungen im Staats-
verständnis begünstigen eine Aufwertung weicherer Steuerungsformen, wie diese für Regional 
Governance typisch sind. Gerade bei raumbezogenen Prozessen bleiben staatliche Akteure 
(insbesondere in Deutschland) zentrale Akteure. Es kommen aber nicht-staatliche Akteure 
hinzu, denen mehr Bedeutung und Verantwortung und mehr Mitsprache zugeschrieben wird 
(vgl. Jessop 2002). Dabei sind Ambivalenzen zu beachten. Aus emanzipatorischer Perspektive 

                                                      

 
29 Weiteres zur Konjunktur des Regionsbegriffs bei Wiechmann (2000); zum New Regionalism bei Savitch und Vogel (2000). 
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wird mehr Teilhabe und Demokratisierung eingefordert, zugleich wird aus neoliberaler Per-
spektive ein Rückzug des Staates und mehr Einfluss für die Wirtschaft gefordert. 

• Änderungen im Planungsverständnis: Die Diskurskonjunktur von „Regional Governance“ in den 
Planungswissenschaften (Seimetz 2009: 4) beruht auch auf einem Hinterfragen der Wirksam-
keit klassischer Planungsmodelle. Die klassischen Instrumente regulativer Politik, insbesondere 
Raumordnungs- und Bauleitpläne sowie Aufsichts- und Genehmigungsverfahren, rückten in der 
Wahrnehmung in den Hintergrund, obwohl sie de facto immer noch das „Kerngeschäft“ von 
Stadt- und Regionalplanung bilden. Demgegenüber haben kommunikative und kooperative In-
strumente sowie Marktteilnahme und Organisationsentwicklung an Bedeutung gewonnen. Re-
gionalkonferenzen, Regionalmanagements, Städtenetze, Mediationen und Kooperationen 
schoben sich in den Vordergrund (Gawron 2010: 1). Hier vollzieht sich ein Wandel von der klas-
sischen „Planung“ über „Management“ zu „Governance“. 

Neben den „objektiven“ Gründen, durch Gebrauch eines neuen Begriffs Veränderungen in der Re-
alität adäquater als zuvor abzubilden, spielen auch strategische Interessen der Wissenschaft-
ler*innen eine Rolle (Gawron 2010: 88): „Neue Begriffe werden in der Literatur auch genutzt, um 
„claims“ abzustecken. Sie deuten nicht unbedingt auf etwas Neues hin, markieren aber ein For-
schungsfeld, das von einer Gruppe von Forschern besetzt wurde“ (Fürst 2001a: 371).30 

Somit war der Governance-Begriff auch im Feld der Regionalentwicklung erfolgreich und lag im 
Trend von anderen „semantischen Verschiebungen“ hin zu weicheren Steuerungsformen, z. B. von 
Raumordnung zu Raumentwicklung (Thierstein 2002). 

Dennoch erscheint die Einführung raumbezogener Governance-Begriffe auch aufgrund tatsächli-
cher Änderungen in der Theorie und Praxis räumlicher Entwicklungspolitik gerechtfertigt (Fürst 
2007: 354; Pütz 2007: 22). Die genannten Rahmenbedingungen und Diskursverschiebungen im Pla-
nungs- und Gesellschaftsverständnis sind durchaus real und es gibt auch tatsächliche Verschiebun-
gen in der Praxis. Früh spielten Fragen der Lösung von Gemeinschaftsgutproblemen eine Rolle z. B. 
von Regelungen in der Fischerei (Kooiman 1999b) oder wie Beiträge zum Schutz von Natur und 
Landschaft koordiniert werden können (Fürst et al. 2006). 

Abbildung 6 verdeutlicht Veränderungen in der Verwendungshäufigkeit einiger einschlägiger Be-
griffe mit Bezug zu Region. Deutlich wird, wie die „weichere“ Regionalentwicklung gegenüber der 
formal gefassten Regionalplanung an Bedeutung gewinnt. Zunächst schlug sich ab 1960 die Phase 
der Planungseuphorie in einem steilen Anstieg der Regionalplanung nieder, während der Begriff 
Regionalentwicklung noch kaum Verwendung fand. Auch durch das Aufkommen von Diskursen um 

                                                      

 
30 Ein solches strategisches Interesse kann nach Fürst (2001a: 372) darin gesehen werden, dass der Begriff „Regional Gover-

nance“ „unter dem Banner der ‚nachhaltigen Entwicklung’“ spezifische Vorteile bietet (Gawron 2010: 88). 
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endogene/eigenständige und später der nachhaltigen Regionalentwicklung überholte die Regio-
nalentwicklung dann Anfang der 1990er Jahre die Regionalplanung. Das in den 1990er Jahren auf-
kommende Regionalmanagement wurde wiederum bereits ab dem Jahr 2003 von Regional Gover-
nance überholt. 

Nach dem dynamischen Aufstieg ist mittlerweile eine gewisse Sättigung der Diskursintensität fest-
zustellen. So konstatiert Diller (2016: 24): „Gemessen am letzten Jahrzehnt hat die theoretische 
Regional-Governance-Debatte in den vergangenen Jahren sicherlich etwas an Dynamik verloren, 
auch da sich z. B. die politikwissenschaftliche Mehrebenenforschung [.] auf andere Untersuchungs-
gegenstände als die nationalen Regionen konzentriert hat und der politische Impuls zur Stärkung 
der Metropolregionen verarbeitet scheint“ (Diller 2016: 24). Dennoch ist auch das Themenfeld Re-
gional Governance noch längst nicht «ausgeforscht» (Diller 2016: 25). 

Abbildung 6:  Häufigkeit regionsbezogener Begriffe in Buchtexten seit 1950 (in deutscher 
Sprache) nach Erscheinungsjahr der in Google Books erfassten Bücher 

 

Quelle: Ngramviewer. Berechnungen ohne Rücksichtnahme auf Groß- und Kleinschreibung (case-insensitive); 
Smoothing =3 („Glättung“ der Rohdaten), Y-Achse: Anteil aller Wörter. 

2.2.1.3 Unterschiede in deutsch- und englischsprachiger Literatur 

Ähnlich wie in Kapitel 2.1 für den Governance-Diskurs allgemein beschrieben, erfolgte auch die 
Verankerung der Regional-Governance-Diskurse im englischsprachigen Raum deutlich früher als 
in Deutschland. So wurde bereits 1973 über „Promise and Performance“ von Regional Governance 
mit Bezug zu Organisationsformen von Regionen (anhand von Fallstudien in den USA) diskutiert 
(Acir 1973). In Großbritannien erörterte Wallis (1994) bereits „The third wave: Current trends in 
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regional governance“31 und die Frage „How new is the new local governance?” stellten Imrie und 
Raco (1999). Im deutschsprachigen Raum setzte der Aufstieg erst um die Jahrtausendwende ein. 
Vielzitiert ist etwa der Artikel „Regional governance - ein neues Paradigma der Regionalwissen-
schaften“ (Fürst 2001a), dem schnell weitere Veröffentlichungen folgten (z. B. Fürst und Knieling 
2002; Nischwitz et al. 2002; Knieling 2003; Pütz 2004). 

Abbildungen 7 und 8 verdeutlichen die relative Bedeutung und den Aufstieg im Zeitablauf von 
„Regional Governance“ seit 1990 in englisch- und deutschsprachigen Büchern. Es wird deutlich, 
dass der Aufstieg in der deutschsprachigen Literatur später einsetzte. Dabei ist von den drei regi-
onsbezogenen Begriffen (Local, Regional, Urban) der Begriff „Regional Governance“ am verbrei-
tetsten. Demgegenüber ist im Englischen von diesen drei Begriffen „Local Governance“ am häu-
figsten zu finden. 

Ursache dieser Unterschiede ist wohl auch, dass der Regionsbegriff im deutschen Sprachraum sol-
che klein- bzw. mittelräumlichen Maßstabsebenen abdeckt, die englischsprachig als „local“32 klas-
sifiziert werden. In englischsprachigen, internationalen Klassifizierungen kann „region“ auch ein 
ganzes Bundesland in Deutschland meinen. In Deutschland wird Region als Zwischenebene zwi-
schen Nationalstaat/Bundesland und einzelnen Gemeinden (als lokaler Ebene) verstanden. 

Der deutschsprachige Diskurs nimmt auch Bezüge in internationalen Kontexten auf. Er ist jedoch 
nur vor dem spezifischen nationalen Kontext33 relativ stark institutionalisierter Regionen verständ-
lich (Diller 2016: 16). 

                                                      

 
31 Weitere frühe diesbezügliche Diskussionen zu Regionalstrukturen siehe: Mawson und Spencer (1997), MacLeod und 

Goodwin (1999). 
32 So heißen bei LEADER die zu entwickelnden Konzepte in den EU-Texten „Local development strategies“; dies wird z. B. 

von Niedersachsen als „Regionale Entwicklungskonzepte“ benannt. 
33 Unterschiede der nationalstaatlichen Rahmenbedingungen sind ebenfalls Gegenstand der Governance-Forschung. Bei-

spiele liefern Davies (2002) zum Vergleich von Großbritannien und den USA, Heinelt et al. (2011a) zu Deutschland und 
Israel, Pollermann (2013b) zu Deutschland, Großbritannien und Südkorea oder Berriet-Solliec et al. (2015) zu Deutsch-
land, Italien und Frankreich. 
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Abbildung 7: Häufigkeit von Governance-Begriffen im Vergleich in Buchtexten seit 1990 
(englischsprachige Bücher) nach Erscheinungsjahr der in Google Books er-
fassten Bücher 

 

Quelle: Ngram Viewer. Berechnungen ohne Rücksichtnahme auf Groß- und Kleinschreibung (case-insensitive);  
Smoothing =3 („Glättung“ der Rohdaten), Y-Achse: Anteil aller Wörter. 

Abbildung 8:  Häufigkeit von Governance-Begriffen im Vergleich in Buchtexten seit 1990 
(deutschsprachige Bücher) nach Erscheinungsjahr der in Google Books er-
fassten Bücher 

 

Quelle: Ngram Viewer. Berechnungen ohne Rücksichtnahme auf Groß- und Kleinschreibung (case-insensitive); 
Smoothing =3 („Glättung“ der Rohdaten), Y-Achse: Anteil aller Wörter. 

2.2.2 Verwendungsvielfalt: Regional Governance 

2.2.2.1 Begrifflichkeiten zu unterschiedlichen Raumbezügen/Aufgaben 

Anknüpfend an die geschilderten Gründe für den Import des Governance-Diskurses hat sich eine 
entsprechende Verwendungsvielfalt und Begriffsvarianz entwickelt. Letztlich wird der  
Governance-Begriff auf nahezu alle Raumkategorien und Steuerungsaufgaben räumlicher Prozesse 
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verwendet (s. Kapitel 2.1), wobei eine Orientierung auf bestimmte, in der Regionalentwicklung 
wichtige Themen zu erkennen ist (Diller 2016: 17). 

Dabei spielten sich oft ähnliche Muster der Begriffsablösungen ab, die sich über die vier Schritte 
Planung – Entwicklung – Management – Governance charakterisieren lassen. Dabei bestehen die 
jeweils alten Begriffe in Theorie und Praxis weiter fort, die wissenschaftlichen Diskurse werden 
aber stärker durch die neuen Begriffe geprägt: 

• Zur Gestaltung einer Region wurde die formal-gesetzliche Regionalplanung durch die weiche 
Regionalentwicklung als wichtiger Fokus ergänzt. Die Entwicklung wurde dann später über ein 
Regionalmanagement koordiniert und schließlich Regional Governance begrifflich populär.34 

• Auch im Tourismus gab es nach dem Wandel von der Fremdenverkehrsplanung und der Tou-
rismusentwicklung zum Destinationsmanagement die Diskursverschiebung zur Destination 
Governance.35 

• Bei Großschutzgebieten gab es zunächst oft eine Top-down-Planung, die später durch Ziele der 
integrierten Entwicklung ergänzt wurde, bis es dann z. B. bei Pütz und Job (2016: 572) „Vom 
Management zur Governance von Schutzgebieten“ ging. 

Zur Begriffsverwendung sind folgende Differenzierungen zu beachten: 

• Lokal vs. Regional: Hierunter sind mit diesen Begriffen nicht immer klar abgrenzbare Unter-
schiede der räumlichen Maßstabsebene zu verstehen. Lokal wird tendenziell kleinräumiger de-
finiert als regional, es gibt jedoch fließende Unterschiede (s. auch Kapitel 2.2.1.3 zum Verständ-
nis von „Region“ im deutschen und englischen Sprachgebrauch). 

• Urban vs. Rural: Regional Governance wird sowohl für städtische als auch ländliche Kontexte 
verwendet. Auffällig ist, dass es oft um urbane Räume oder Metropolregionen geht (Blatter 
2007; Knieling und Matern 2008; Blatter und Heiden 2010), während ländliche Räume deutlich 
seltener Gegenstand der Erörterung sind.36 Dementsprechend findet sich der Begriff „Rural 
Governance“ insgesamt selten. So wurde er zwar im Gemeinsamen Bewertungsrahmen (CMEF 
für 2007-2013: EU-KOM 2006) des Europäischen Landwirtschaftsfonds (ELER) verwendet, wo-
bei auch hier der Begriff im Leitfaden für die Ex-Post-Evaluierung durch Local Governance er-
setzt wurde (EEN 2014). 

                                                      

 
34 So wird in Metropolregionen praktiziertes Regionalmanagement als Governance bezeichnet (Schlangen 2010). 
35 Dies wird z. B. zusammengefasst als „A Paradigm Shift from Tourism Destination Management To Democratic  

Governance of Place Branding” (Go und Trunfio, 2012) oder „Destination governance: using corporate governance theo-
ries as a foundation for effective destination management.” (Beritelli et al. 2007; vgl. Saretzki und Wöhler 2013). 

36 So beobachtet Gawron (2010: 104) zum Governance-Themenheft der Schriftenreihe „Informationen zur Raumentwick-
lung“: Auffällig ist auch hier, dass Regional Governance fast ausschließlich anhand stadtregionaler oder metropolregio-
naler Beispiele erörtert wird, während die ländlichen Regionen wiederum nur in einem Beitrag Berücksichtigung finden. 
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• Thematisch: Typisch sind Themen der politischen, sozio-ökonomischen und raumordnerischen 
Entwicklung. Weitere thematische Zugänge sind Mensch-Umwelt-Beziehungen (Potts et al. 
2016), so z. B. Großschutzgebiete, insbesondere Biosphärenreservaten37 oder zur Kulturland-
schaft (Fürst et al. 2008; Gailing 2014). Hier spielen dann Gemeinschaftsgutproblematiken eine 
besonders relevante Rolle. Häufig handelt es sich auch um Regionen, die über Förderpro-
gramme oder Modellprojekte definiert werden (die sich wiederum oftmals an administrativen 
Grenzen orientieren). Beispiele sind v. a. die europäischen Förderinitiativen 
LEADER38/INTERREG oder Modellprojekte wie RegionenAktiv/LandZukunft/Land(auf)Schwung 
oder die MORO (Modellvorhaben der Raumordnung). Eine genauere Erläuterung zum Vorkom-
men von Regional Governance in Praxis findet sich in Kapitel 2.2.4.2. 

2.2.2.2 Verwendungshäufigkeiten 

Die Häufigkeit in wissenschaftlichen Texten (über Suchen bei Google Scholar) der Governance-Be-
griffe mit räumlichem Fokus (ohne Global Governance) ist in den Abbildungen 9 und 10 illustriert. 
Auch hier werden die unterschiedlichen Spitzenreiter deutlich: im Deutschen „Regional Gover-
nance“ und im Englischen „Local Governance“. 

Abbildung 9:  Tag-Cloud zu raumbezogenen Governance-Begriffen (deutschsprachig) 

 

Quelle: Eigene Auszählung der Treffer bei Google Scholar (2016); Darstellung über Word It Out. 

                                                      

 
37 Fürst et al. (2005b); Fürst et al. (2006); Lahner (2009); Schliep und Stoll-Kleemann (2010); Gaudry (2013); Sada und Heinz 

(2013) sowie Böcher (2018). 
38 Beispiele für Evaluierungs- und Forschungsarbeiten: Schramek et al. (2010); Nardone et al. (2010), zu „self-evaluation” 

bei LEADER (Birolo et al. 2012); zu „social learning” bei LEADER (High und Nemes 2007). 
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Abbildung 10:  Tag-Cloud zu raumbezogenen Governance-Begriffen (englischsprachig) 

 

Quelle: Eigene Auszählung der Treffer bei Google Scholar (2016); Darstellung über Word It Out. 

2.2.3 Begriffliche Einordnungen 

Es folgt zunächst eine Diskussion definitorischer Abgrenzungsmöglichkeiten. Eine konkrete Defini-
tion, die der weiteren Arbeit zugrunde gelegt wird, findet sich in Kapitel 2.3.2. 

2.2.3.1 Definitorische Abgrenzungen 

Für den Begriff „Regional Governance“ gibt es ebenso wie für den Begriff „Governance“ keine ein-
heitliche Festlegung oder allgemein anerkannte und hinreichend konkrete Definition (Pütz 2007: 
23). Dennoch oder gerade deshalb wird der Regional-Governance-Begriff oft verwendet und dazu 
mit „diversen Funktionen und Fähigkeiten unterschiedlichster Art bedacht“ (Beutl 2010: 49). 

Auch wenn es keine einheitliche Definition gibt, ist der deutschsprachige Diskurs um Regional 
Governance von relativ wenigen Autor*innen39 bestimmt, deren Arbeiten sehr häufig zitiert wer-
den. Aus der gemeinsamen Betrachtung dieser Quellen lässt sich ein begrifflicher Kern identifizie-
ren, der sich in weiten Teilen der deutschsprachigen Wissenschaftsliteratur zu Regional Gover-
nance wiederfindet. 

                                                      

 
39 Einen Hinweis auf Zitierhäufigkeiten liefern Treffer zu „Regional Governance“ über Google Scholar. Unter den 18 Publi-

kationen, zu denen mindestens 25 Zitierungen ausgewiesen werden, ist Fürst als alleiniger Autor 6x vertreten. Je 2x ver-
treten sind Benz, Pütz und das Duo Benz/Fürst sowie das Trio Fürst/Lahner/Pollermann. Je mit einem Beitrag vertreten 
sind Knieling, Frey, Diller sowie das Trio Nischwitz/Rohne/Molitor (Abruf am 07.03.2016). 

 Die fünf meist zitierten Werke stammen alle von Fürst und/oder Benz. Die 18 Arbeiten weisen insgesamt 1.173 Zitierun-
gen auf. Allein 70 % dieser Zitierungen beziehen sich auf Arbeiten von Fürst (basierend auf Abfrage über Google Scholar, 
Abruf am 07.03.2016). 
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Die Begriffsvarianz von Regional Governance knüpft an die Varianz des allgemeinen Governance-
Begriffs an, sodass hier die gleichen definitionsprägenden Diskurse und Gegensatzpaare zu iden-
tifizieren sind (s. Kapitel 2.1.3): 

• Oberbegriff Handlungskoordination vs. Gegenbegriff zu hierarchischer Steuerung: Diese Kern-
frage der Governance-Definition schlägt sich im Regional-Governance-Diskurs im Gegensatz-
paar Zusammenwirken unterschiedlicher Teilbereiche vs. Staatliche Steuerung nieder. Typisch 
für Regional Governance ist ein Zusammenwirken von Akteuren und Handlungslogiken aller 
drei Teilbereiche (Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft). Für viele Autor*innen ist dies Be-
standteil ihrer Definition. So versteht die engere Lesart von Governance „Governance und 
Government“ als kategoriales Gegensatzpaar (Kilper 2010b: 12 ff.) und damit würde zumindest 
der Typ „Governance by Government“ außen vor gelassen sein (Diller 2016: 18). 

• Dennoch werden auch netzwerkartige Kooperationen von Gemeinden als Governance be-
schrieben, d. h. solche Kooperation, die nicht-hierarchische Steuerungsmodi aufnehmen, be-
treffend der agierenden Akteure jedoch in der staatlichen Sphäre verbleiben. Auch Veröffent-
lichungen wie die von Holmes (2009) zu „regional governance in Stalins Russia 1931-1941“ be-
legt eine Begriffsverwendung für klar hierarchisch dominierte Prozesse. Auch die Betrachtung 
der Metropolregionen als häufiger Gegenstand der Regional-Governance-Literatur zeigt, dass 
sich die enge Begriffsdefinition nicht durchgesetzt hat: denn auch dort werden die Kooperati-
onen staatlicher Stellen als Governance analysiert. 

• Allgemein ist auch zu bedenken, dass es in der Realität zwischen Akteuren (und auch den Hand-
lungslogiken) Mischformen40 zwischen den drei Teilbereichen gibt. Um diese Varianten zu il-
lustrieren, werden in Abbildung 11 entsprechende Beispiele für regionale Entwicklungspro-
zesse systematisiert. Alle drei Sphären vereinen typischerweise z. B. die Lokalen Aktionsgrup-
pen in LEADER-Prozessen. 

• Analytisch vs. normativ: Auch bei Regional Governance findet sich die Unterscheidung zwischen 
deskriptiv-analytischer und normativer Sicht. Somit ist Regional Governance entweder ein Ana-
lysebegriff, der die genaue Erfassung der Realität ermöglicht, oder ein normativer Begriff im 
Sinne von „Good Governance“ (Benz und Fürst 2003a: 12 ff.), was dann als Good41 Regional 
Governance bezeichnet werden kann (z. B. bei Petzold 2006). Ein weiterer normativer Aspekt 
neben einer „guten” Governance kann auch in der Betonung auf einer Selbststeuerung liegen. 

                                                      

 
40 Beispielsweise diskutiert Gawron (2010) das Verhältnis zwischen staatlichen und wirtschaftlichen Akteuren einerseits 

und privaten bzw. zivilgesellschaftlichen Akteuren andererseits. Dabei bleiben nur wenige „echte“ zivilgesellschaftliche 
Interessen(-gruppen) übrig, die in Regional Governance einbezogen sind. Einschränkungen ergeben sich vor allem aus 
dem erheblichen staatlichen Einfluss (in wachsendem Maße auch der Wirtschaft) auf zivilgesellschaftliche Gruppen, der 
autonomes Handeln bzw. autonome Konstitution als soziales (Sub-)System beeinträchtigt (Gawron 2010: 159). 

41 Auch dieses „Good“ ist etwas doppeldeutig: es kann eine „gute“ (transparente, effektive, legitimierte) Form der Steue-
rung vorliegen oder das „gut“ kann auch nur über das Ergebnis definiert werden. 
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• Steuerungshandeln von Akteuren vs. Regelungsstrukturen als Institutionen: Dieses Spannungs-
feld ist für Regional Governance von hoher Relevanz und lässt sich ähnlich „auflösen“, wie in 
Kapitel 2.1.3.4 beschrieben. Auch hier können sich die Perspektiven „Steuerungshandeln von 
Akteuren“ und „Regelungsstrukturen als Institutionen“ gegenseitig ergänzen. So wird auch für 
Regional Governance der Akteur Zentrierte Institutionalismus als Analyseansatz genutzt. Kon-
zipiert man Regional Governance als dynamischen Prozess, der in komplexen institutionellen 
Konstellationen verläuft, bedeutet dies, dass die politischen Ziele nicht am Anfang des Gover-
nance-Prozesses stehen, sondern Absichten, Ziele und Präferenzen in diesem Prozess entste-
hen und verändert werden können. Somit ist die Intentionalität nur bedingt gegeben (Grande 
2012: 583). Zugleich müssen kognitive Aspekte wie Wertvorstellungen und Absichten nicht nur 
als Ergebnis, sondern auch als Wirkfaktor von Governance-Prozessen gesehen werden.42 

Allgemein kann sich Regional Governance sowohl auf die Regelungsstruktur als auch auf den 
Prozess der Regelung beziehen bzw. eignet sich als Begriffsrahmen, um die wechselseitige 
Abhängigkeit von Strukturen/Institutionen auf der einen und Prozessen/Handlungen auf der 
anderen Seite zu fassen (Diller 2016: 19). 

                                                      

 
42 So hebt Diller (2016: 23) die Wichtigkeit von kognitiven Prozessen im Vorfeld der Bildung von Institutionen hervor: „in-

stitutionelle Veränderungen wurden zunehmend als Resultat und nicht als Ursache der Entwicklung von Regional Gover-
nance angesehen. Extrem zugespitzt wird dies im Begriff der „Proto-Governance“ (Christmann 2010). Demnach spielen 
Praktiken der kommunikativen Raumkonstruktionen und kollektive kognitive Place-Making-Prozesse innerhalb öffentli-
cher und z. T. auch medialer Diskurse auf der Metaebene vor allem im Vorfeld der Entstehung von Regional-Governance-
Strukturen eine entscheidende Rolle (Matern 2013; Gailing 2012; Gailing und Kilper 2010)“. 
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Abbildung 11: Akteursgruppen in regionalen Prozessen aus unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Sphären 

 

Quelle: Eigene Abbildung nach Fürst et al. (2006). 

2.2.3.2 Kategorisierungen und Charakteristika von Regional Governance 

Nachdem deutlich wurde, dass sehr offene Definitionsansätze in der Diskurspraxis vorhanden sind, 
kann zunächst vor allem der Raumbezug „Region“ als ein Teil eines gemeinsamen definitorischen 
Kerns gesehen werden. Um die Möglichkeiten einer präzisieren Definition zu eruieren, werden im 
Folgenden die in der Literatur postulierten Merkmale näher beleuchtet. Dabei werden hier zu-
nächst Kategorien vorgestellt, innerhalb derer eine breite Varianz an Merkmalen möglich ist. Diese 
dienen dazu, unterschiedliche Formen von Regional Governance ausdifferenziert zu beschreiben. 
Danach folgen Charakteristika, die für Regional Governance typisch sind, jedoch nicht zwingend 
vorhanden sein müssen. 

Eine grundlegende Differenzierung liegt im Spannungsfeld territorial vs. funktional, wobei auch 
bei der Unterscheidung zwischen territorialer und funktionaler Governance Mischformen typisch 
sind. Dies bedeutet, dass bei der modernen regionalen Selbststeuerung sowohl territorial orien-
tierte Akteure (z. B. Kommunalpolitiker) und funktional orientierte Akteure (z. B. Unternehmen, 
Verbände) zu kollektivem Handeln vereint werden müssen (Zäch 2012). 
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In der Literatur findet sich eine Vielzahl von weiteren Kategorisierungen, um die Varianz von Re-
gional Governance zu differenzieren (vgl. Blatter 2005).43 

• Institutionalisierungsgrad (formell vs. informell) und Rechtsform des organisatorischen Kerns 
(privatrechtliche vs. öffentlich-rechtliche Form), harte vs. weiche Institutionalisierung (Diller 
et al. 2009), 

• die Aufgabenbreite (sektoral-spezialisiert vs. querschnittsorientiert-integrativ) (vgl. z. B. Da-
nielzyk 1999), 

• die Aufgabenart (Planungsaufgaben vs. Trägerschaftsaufgaben), 

• Finanzierung (direkte vs. indirekte) (vgl. z. B. Heinz 2000), 

• Zusammensetzung der Entscheidungsorgane (vgl. z. B. Heinz 2000), 

• Form der Beziehungen (hierarchische vs. horizontale) (vgl. z. B. Savitch und Vogel 2000). 

Auch für die Initiierung der Prozesse lassen sich formal unterschiedliche Vorgehensweisen abgren-
zen (vgl. Behrens et al. 2002: 40; Fürst et al. 2006: 36; Pollermann et al. 2014a): 

• „Bottom-up-Prozesse“ durch Initiativen „von unten“, 

• „Top-down-Prozesse“ durch Vorgaben „von oben“, 

• „Down-up-Prozesse“ durch einen Anstoß „von oben“, der „von unten“ weiter gestaltet wird. 

Dabei wäre ein rein Top-down-initiierter Prozess zwar untypisch für Regional Governance, aber 
nicht per Definition ausgeschlossen. 

Zu den Charakteristika (also typischer, aber nicht definitorisch zwingender Merkmale) von Regio-
nal Governance zählt, dass (Fürst et al. 2006): 

• die Teilnahme an der netzwerkförmigen Kooperation auf Freiwilligkeit beruht, 

• der Grad der Institutionalisierung relativ schwach ist: Personale Beziehungen, Vertrauen und 
ausgehandelte Regelsysteme der Interaktion treten an die Stelle formaler Institutionen, 

• Governance-Mechanismen folglich tendenziell instabil sind, weil sie den teilnehmenden Akteu-
ren die Exit-Option belassen, 

• der Raumbezug im Sinne von „place“ (Stedman 2002) wichtig ist, d. h. das mit Governance ver-
bundene Gemeinschaftsbewusstsein wird deutlich vom sozio-emotional angeeigneten Raum 
beeinflusst, 

                                                      

 
43 Weitere Erörterungen bei: Benz und Meincke (2007: 12 ff.); Pohn-Weidinger(2003). 
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• die Governance-Prozesse wesentlich vom institutionellen Kontext, in dem sie stattfinden, mit-
bestimmt werden. 

Zwei weitere wesentliche Analysedimensionen, die zugleich oft nur ungenau operationalisiert wer-
den, werden hier noch ausführlicher systematisiert, zum einen die Partizipation und Entschei-
dungsmacht von Akteuren, zum anderen Fragen der Legitimation. 

Governance-Prozesse können weitreichender beteiligen als Partizipation im traditionellen Sinne, 
die eher durch Beteiligung der Betroffenen an der Feinabstimmung vorgegebener Vorlagen ge-
kennzeichnet ist. Die für Governance idealerweise vorhandene Form der Partizipation macht die 
Betroffenen zu Partnern der Steuerung. Das impliziert eine normative und eine funktionale Dimen-
sion. Die normative Dimension beinhaltet den Anspruch, dass die regionalen Akteure selbst über 
ihre Belange entscheiden sollen („Selbststeuerung“), die funktionale Dimension bezieht sich da-
rauf, dass die Beteiligten sich an die Ergebnisse der Prozesse gebunden fühlen und damit deren 
Umsetzung erleichtern. Gerade hinsichtlich der normativen Dimension sind aber Differenzierungen 
der Partizipation notwendig, die genauer beschreiben, welche Entscheidungskompetenzen den Be-
teiligten zugestanden werden (Fürst et al. 2006). So ist daran zu erinnern: der Governance-Ansatz 
ist ein staatsrelativierendes, aber kein den Staat ausblendendes Konzept (Schuppert 2011: 34). 

Aus einer Verknüpfung der beiden Kriterien Partizipationsgrad und -rolle lassen sich typische Inter-
aktionen/Kennzeichen verschiedener Partizipationstypen differenzieren (s. Abbildung 12). Als 
grundlegende Einordnung ist herauszuarbeiten, worauf sich die Partizipation überhaupt bezieht, 
also was der Partizipationsgegenstand ist (z. B. gibt es bei LEADER für die Lokale Aktionsgruppe die 
Entscheidungsmacht über ein Regionales Entwicklungskonzept und über ein Budget an Fördermit-
teln, andere Fragen der Regionalentwicklung werden aber in anderen Arenen beraten und ent-
schieden). 
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Abbildung 12:  Differenzierung von Partizipationstypen 

 

Quelle: Eigene Darstellung, verändert nach Fürst et al. (2006); Pollermann (2014a). 

Vor dem Hintergrund der Ergänzung der staatlichen Sphäre durch neue Zusammenarbeitsformen 
ist die demokratische Legitimation eine zentrale Frage der Governance-Forschung (Kersten 
2009: 52; Connelly et al. 2006). Legitimität ist abhängig von dem formalen Verfahren und den Deu-
tungsmustern der Akteure (vgl. Jauß und Stark 2004: 207). 

Als wesentlich gilt, dass Verantwortlichkeit für die Bürger*innen sichtbar ist. Dabei agieren Netz-
werke versteckter (Forsberg und Lindgren 2015) als etwa gewählte Kommunalparlamente, zu de-
nen für die Bürger*innen auch die Option besteht, über (Ab-)Wahl Einfluss zu nehmen. Daher se-
hen einige Autor*innen die Legitimation von Regional-Governance-Arrangements kritisch. „Ohne 
Letztentscheidungsrechts der Kommunalpolitik und der Wahrnehmung einer klaren Verantwort-
lichkeit gegenüber den Wählern, droht eine deutliche Reduzierung der Input-Legitimation des po-
litisch-administrativen Systems“ (Bogumil und Holtkamp 2004: 154 ff.). Andere Autor*innen geben 
Entwarnung: „Doch so zugespitzt sich die Frage nach der demokratischen Legitimation von Netz-
strukturen auch abstrakt stellt, so schnell kann sie sich im konkreten Einzelfall auch wieder ent-
spannen […] Da sich auch in der Praxis des Bundesverfassungsgerichts funktionelle, institutionelle, 
organisatorische, personelle und sachlich-inhaltliche Legitimationsbausteine unterscheiden 
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lassen“44 (Kersten 2009: 52 ff.). „In diesem Wandel der Rechtsprechung deutet sich ein Wandel des 
Demokratieverständnisses an: Personelle Legitimation durch Wahl und sachlich-inhaltliche Legiti-
mation durch Gesetz behalten gerade auch in Zeiten der gesellschaftlichen Pluralisierung und po-
litischen Transnationalisierung ihren zentralen politischen Wert und ihre zentrale verfassungs-
rechtliche Form (Franzius 2006: 210). 

Sie werden jedoch durch die Betroffenenpartizipation und Output-Legitimation ergänzt. Als Out-
put sind also das Ergebnis und der Nutzen für unterschiedliche Akteur*innen zu verstehen. Diese 
Erweiterung der klassischen durch neue Legitimationsbausteine ist für die demokratische Legiti-
mation von Netzstrukturen von zentraler Bedeutung (Kersten 2009: 54). 

Zur (öffentlichen) Legitimation von Governance in modernen Mediengesellschaften spielen Mas-
senmedien eine entscheidende Rolle (Grande 2009: 85). Um die von der Zurechenbarkeit und Ver-
ständlichkeit der Verfahren abhängende Transparenz stärker in den Fokus zu rücken, findet auch 
der Begriff der Throughput-Legitimation Verwendung. 

Für die Legitimationsfragen ist auch der vieldiskutierte Schatten der Hierarchie zu beachten (Levelt 
und Metze 2014).45 Zudem ist anzumerken, dass sich gesellschaftliche Prozesse auch ohne Gover-
nance-Arrangements nicht allein durch demokratisch legitimierte Entscheidungen vollziehen, son-
dern auch das Handeln von Zivilgesellschaft und insbesondere der Wirtschaft einen wesentlichen 
Einfluss haben (z. B. (Standort)Entscheidungen von Unternehmen). 

Wesentlich für Legitimationsfragen ist, inwieweit dem Governance-Arrangement überhaupt eine 
zu legitimierende Handlungsmacht zukommt. Oft sind die Ergebnisse von Governance-Arrange-
ments unverbindlich, oder es wird nur über relativ geringe Fördermittelbudgets entschieden. In 
der Praxis vieler Governance-Ansätze ist die Legitimationswahrnehmung auch aus Kreisen der 
Kommunalpolitik46 unproblematisch, sofern es ausreichende Partizipationsmöglichkeiten und vor-
zeigbare Ergebnisse als Output-Legitimation gibt. Dennoch sollte die tatsächliche Partizipation in 

                                                      

 
44 Bei Kersten (2009) findet sich Ausführlicheres zur normativen Weiterentwicklung des Demokratieprinzips in der Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichtes. 
45 Weitere Erörterungen zum Schatten der Hierarchie bei Diller (2004), van Kersbergen und van Waarden (2004), Börzel 

(2008), Schmelzle (2008), Héritier und Rhodes (2010) oder Jessop (2016). 
46 Dies zeigen z. B. Befragungsergebnisse zu den Entwicklungsstrategien der LEADER-Regionen, die Legitimität als Basis zur 

Verausgabung öffentlicher Gelder wird von den verschiedenen Akteursgruppen positiv gesehen (z. B. Evaluierungsergeb-
nisse zu Mecklenburg-Vorpommern: Pollermann 2016c, zu weiteren Ländern siehe Bericht unter www.eler-evaluie-
rung.de). 

 Beim Modellprojekt LandZukunft weist die Einbindung von Kreistagsmitgliedern in das Entscheidungsgremium auf die 
Sensibilität für die Einbindung demokratisch legitimierter Institutionen zur Herstellung von Legitimität hin. Vorbehalte 
gegenüber den Entscheidungen gab es kaum; stattdessen kritisierten die regionalen Akteure eher generell die Vielzahl 
von Modellvorhaben und Förderinitiativen, die parallele Strukturen zu den gewählten Gremien schaffen und auf Grund 
des nötigen Expertenwissens Bürger von der Beteiligung ausschließen (Kundolf et al. 2016: 161). 

http://www.eler-evaluierung.de/
http://www.eler-evaluierung.de/
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Governance-Arrangements Gegenstand kritischer Analyse sein, wobei sich hier vieles an Proble-
matiken wiederfindet, was auch auf aus Wahlen hervorgegangene Gremien zutrifft, wie etwa ein 
geringer Frauenanteil.47 

Tabelle 2 fasst die unterschiedlichen Prinzipien und Kriterien zusammen.  

Tabelle 2: Übersicht über Legitimations-Aspekte 

 Prinzip Kriterium Beispiele für Krisenphänomen 

Input-Legitimation Partizipation Zustimmung zum Ver-
fahren/Kreis der Betei-
ligten 

Abnehmende Wahlbeteiligung, 
tatsächliche Mitwirkungsmacht, 
(in)formeller Ausschluss 

Throughput-Legitima-
tion 

Transparenz Zurechenbarkeit, Ver-
ständlichkeit 

Undurchsichtige Institution 

Output-Legitimation Effektivität Problemlösungsfähig-
keit 
Zustimmung zu Ergeb-
nissen/Nutzen  

Implementationsdefizit, Wirkungs-
zurechnung 
 

Quelle: Ergänzt nach Haus und Heinelt (2005: 20). 

2.3 Zusammenfassung zu Begriffsproblematiken und Ableitung einer eige-
nen Definition 

Um die Begriffsverwendungen in den weiteren Erörterungen zu schärfen, erfolgt hier zunächst eine 
Übersicht einiger wichtiger Kritiken am Governance-Begriff und dessen Verwendung (Kapitel 
2.3.1). Daran anknüpfend erfolgt eine Definition, wie der Begriff der Regional Governance für diese 
Arbeit verwendet wird (Kapitel 2.3.2). 

                                                      

 
47 Siehe auch Shortall (2008) zur Zugänglichkeit von Netzwerken für Frauen oder die Betrachtung der Gender-Perspektive 

bei Pini (2006), Sheridan et al. (2006) oder van der Vleuten et al. (2014). Zur männlichen Dominanz in Netzwerken siehe 
Forsberg und Lindgren (2015). Näheres zu Ursachen der mangelnden Repräsentation von Randgruppen bei Bogumil und 
Holtkamp (2004:154 ff.). Pollermann et al. (2012) beschreiben die Selektivitäten der Akteurszusammensetzung in 
LEADER-Prozessen. 
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2.3.1 Kritik am Governance-Begriff und dessen Verwendungsformen 

Um die Kritiken zu strukturieren, werden fünf48 Gruppen abgegrenzt: 

(1) Die Governance-Perspektive wird komplett abgelehnt, da sie nichts Neues beinhalte und zu 
wenig klar abgegrenzt sei. 

(2) Die Begriffsvielfalt von Governance wird kritisiert und für eine neue, entweder weite oder 
enge Begriffsdefinition plädiert. 

(3) Bemängelt werden konkret inhaltliche Defizite der Governance-Forschung (insbesondere die 
Ausblendung wesentlicher Aspekte). 

(4) Die mangelnde methodische Ausgereiftheit der Governance-Forschung wird als wesentliches 
Hemmnis gesehen. 

(5) Die tatsächlichen Effekte der bisherigen Änderungen bzw. Governance-Ansätze werden 
überschätzt, sodass die praktische Relevanz zu relativieren ist. 

(6) Im Folgenden werden diese Gruppen in einem Absatz kurz vorgestellt und in einem zweiten 
Absatz werden aus der Kritik wesentliche Schlussfolgerungen für die weitere Arbeit darge-
legt. 

1. Das Governance-Konzept ist untauglich und bringt nichts Neues: „Welchen Sinn macht es, von 
Neuem zu reden, wenn man auf bereits Bekanntes trifft?“ (Gawron 2010: 106). Zur ersten Gruppe 
kann Gawron (2010) mit seiner Publikation „Steuerungstheorie, Policy-Forschung und Governance-
Ansatz. Zum verfehlten Governance-Konzept der Regionalforschung“ gezählt werden. Seine zent-
rale These lautet, dass die Konzeptionen einer Regional Governance nicht geeignet seien, kom-
plexe Steuerungs- und Kooperationsprozesse adäquat zu erfassen. Der Mangel läge vor allem in 
der ungenügenden theoretischen Durchdringung in den Raum- und Planungswissenschaften sel-
ber. Seiner Meinung nach verschiebt die Governance-Perspektive die Erkenntnisse der Steuerungs-
theorie nicht entscheidend: Der in den Governance-Ansätzen betonte Gegensatz von hierarchi-
scher Steuerung einerseits und kooperativer Regelung andererseits sei in den Erweiterungen der 
Steuerungstheorie längst aufgefangen worden (Zäch 2012: 12). Somit hätte die herkömmliche 
Steuerungstheorie wichtige Erkenntnisse zur Leistungsfähigkeit regulativer Instrumente der Raum-
ordnung und Raumentwicklung geliefert, die nach wie vor Gültigkeit beanspruchen können 
(Gawron 2010: 2). Demnach könne bei der Analyse regionaler Steuerungs- und Entwicklungspro-
zesse „auf den unscharfen und ungenauen Begriff einer regional governance“ verzichtet werden, 

                                                      

 
48 Die ersten drei Gruppen wurden so durch Zäch (2012) abgegrenzt, die beiden weiteren Gruppen wurden hier ergänzt. 

Weitere Hinweise ergeben sich aus Pütz (2007), der Probleme mit Regional Governance zu vier Punkten zusammenfasst. 
Dazu zählt er inhaltliche Probleme wie die Gefahr fehlender politischer Kontrolle. 
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um sich stattdessen auf die weitere Profilierung der Policy-Forschung zu konzentrieren, die in ihren 
Analysen regionaler Entscheidungs-Prozesse und Vernetzungs-Strukturen noch genügend „weiße 
Flecken“ für zukünftige Arbeiten enthält (Gawron 2010: 4). Auch in einer institutionenökonomi-
schen Perspektive können die Aspekte „Hierarchie“, „Märkte“ und „Netzwerke“ in die Analysen 
einbezogen werden, ohne dass dazu direkt eine Klammer über „Governance“ hergestellt werden 
muss (vgl. Margarian und Lankau 2018). 

Letztlich wird deutlich, dass die Governance-Forschung auf die Erfahrungen der Policy-Forschung 
(Héritier 1993; Greven 2007) und Institutionenökonomie zurückgreifen kann. Dabei kommt ihr 
aber ein spezifischer Fokus zu, der sich aus den Charakteristika von Governance-Prozessen ergibt. 
Dazu ist eine Begriffsschärfung und genaue Operationalisierung erforderlich. 

2. Die Vielfalt der Governance-Begriffe erschwert die Verständigung und benötigt definitorische 
Abgrenzungen: Auf die zweite Gruppe der Kritiker*innen wird hier nur kurz eingegangen: Die Prob-
lematik der unterschiedlichen Verständnisse von Governance wurde bereits in den vorangehenden 
beiden Kapiteln behandelt. Aufgrund der vielfältigen Definitionen von (Regional) Governance stellt 
sich die Frage, wieso in der Wissenschaft der Begriff Governance überhaupt verwendet werden 
soll (Zäch 2012: 12).49 Dabei ist die Kritik der dichotomen Typisierung von Governance-Formen zu 
beachten (Blatter 2005: 120). 

Die Unschärfe der Definitionen scheint dabei für sich genommen keinen Mangel darzustellen, deu-
tet sie doch auf die Brückenfunktion von Regional Governance für unterschiedliche disziplinäre und 
theoretische Zugänge hin (Diller 2016: 25). Letztlich ergibt sich daraus v. a. ein Systematisierungs-
erfordernis, dem in dieser Arbeit sowie in einigen der hier zitierten einschlägigen Literaturwerke 
ausreichend Rechnung getragen wird. 

3. Die Governance-Forschung blendet zu viele Aspekte aus: Die dritte Gruppe von Kritiker*innen 
sieht inhaltliche Defizite der Governance-Forschung: Zürn (2008: 577) mahnt an, dass neben Fra-
gen der Effektivität und Effizienz neuer Governance-Formen auch Aspekte der Legitimität, Zure-
chenbarkeit und Gerechtigkeit vermehrt untersucht werden müssen. Neuere Governance-Formen 
wiesen in genau diesen Punkten Schwachstellen auf. Eine ähnliche Kritik kommt auch von Mayntz 
(2010: 46-47). Sie bemängelt, dass Governance (implizit) unterstellt, gemeinwohlorientiert zu sein 
anstatt nach den Interessen zu fragen, die beispielsweise hinter der Bildung von Public-Private-
Partnerships stehen. Auch wäre das Erkenntnisinteresse der Governance-Forschung bisher äußerst 
selektiv, da lediglich Regelungen im Zentrum des Interesses liegen und unterschiedliche Motive 

                                                      

 
49 Vertreter der Governance-Perspektive begründen die Nützlichkeit des Begriffs damit, dass neue Formen des Steuerns 

und Koordinierens aufgrund eines Wandels des Staatsverständnisses ins Zentrum der Beobachtung rücken, welche in 
älteren Theorien nicht oder nur teilweise berücksichtigt werden (Zäch 2012: 12). 

50 Zum Eurozentrismus in der Governanceforschung siehe Draude (2008). 
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des Machterwerbs wenig berücksichtigt werden. Diese Kritik der Governance-Forschung kann ins-
besondere auf die Regional-Governance-Debatte in Europa50 bezogen werden. Brenner (2000: 321) 
konkretisiert diesbezüglich am Beispiel Deutschlands, dass es sich um eine speziell neoliberale Re-
gionalisierung mit damit einhergehenden Problemen handelt: „economic growth over social re-
distribution, (…) and efficiency over democratic accountability“. Zürn (2009: 71) benennt als meist-
genannte Schwäche der Governanceforschung: Ihr ist es bisher nicht gelungen, Fragen der demo-
kratischen Verantwortlichkeit und der sozialen Gerechtigkeit systematisch einzubinden (Zürn 
2009: 71). Dennoch zeigt sich ein ambivalentes Bild: Neben der Entpolitisierung durch die Entste-
hung von Entscheidungsnetzwerken, die sich Transparenz und demokratischer Verantwortlichkeit 
entziehen, sind auch Politisierungseffekte möglich (Zürn 2009: 71). Hier knüpft auch die Kritik von 
Mayntz (2010) an, die einen Problemlösungsbias benennt, wobei ähnlich wie im Planungsoptimis-
mus der 1960er und 1970er Jahre nicht gefragt wird, ob die Akteure vorrangig an der Lösung ge-
sellschaftlicher Probleme interessiert sind, sondern ihnen dies als Ziel zugeschrieben wird. In der 
Anwendung kann dies sehr oberflächliche und unkritische Problemdiagnosen zur Folge haben (Pütz 
2007: 25). „Ein gewisser Ideologieverdacht gegenüber der Governanceforschung besteht fort. 
Governancekonzepte gelten häufig als Ausdruck einer allgemeinen ökonomistischen Effizienzideo-
logie“ (Zürn 2009: 70). Dies wirft die Frage auf, wie sich dann die Erkenntnis zu bisherigem Markt- 
und Staatsversagen in umsetzbare Handlungslogiken überführen ließe (statt nur Gremien zu bil-
den, in den zwar Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft vertreten sind, aber z. B. etablierte ökono-
mische Prämissen nicht hinterfragt werden und so den postulierten gesellschaftlichen Herausfor-
derungen kaum Rechnung getragen werden kann). 

Diese Problematik ist aber nicht für die gesamte Governance-Forschung generalisierbar: „Dieses 
Urteil wird der Forschungsrealität nicht gerecht. So liegt einer der wichtigsten intellektuellen Ur-
sprünge des Governancekonzeptes darin, dass die nicht-marktförmigen Mechanismen der ökono-
mischen Handlungskoordination herausgearbeitet wurden“ (Zürn 2009: 70). Somit ist ein wichtiger 
Aspekt der Governanceforschung, dass diese „eben die eherne Glaubensfrage zwischen Markt und 
Staat als eine empirische Angelegenheit betrachtet und gerade den Blick auf Mischformen öffnet. 
Zudem öffnet sich das Governancekonzept gegenüber kulturalistisch-normativen Institutionenvor-
stellungen und beruht mithin nicht auf einem rein regulatorisch-kalkulatorischen Institutionalis-
mus“ (Zürn 2009: 70). So nimmt die neuere Literatur zu Regional Governance zu Machtfragen dif-
ferenzierte Diskurse sehr explizit auf (vgl. Griffin 2012: „Where is Power in Governance?”). Es 
wurde auch eine theoretische Konzipierung mit Bezugnahme auf „Government, Governance und 
Gouvernementalität“ ausgearbeitet (Arts und Visseren-Hamakers 2012; Leibenath und Lintz 
2018).51 

                                                      

 
 
51 Arts und Visseren-Hamakers (2012) bezeichnen die Integration der drei Perspektiven Government, Governance und Gou-

vernementalität als „Triple-G-Modell“ und Lintz (2017) überschreibt seinen Artikel mit „Foucault statt Fürst?“. Letztlich 
können für den Governance Diskurs selbstverständlich auch die Erkenntnisse aus der Analyse von „mechanism of power“ 



44  Kapitel 2         Definitionen, theoretische Einordnungen und Verwendungsvielfalten 

 

Diese Kritik mahnt also letztlich zur Bearbeitung von „weißen Flecken“ in Wirkungsanalysen bzw. 
der Integration der neueren theoretischen Konzipierungen der neueren Governance-Forschung so-
wie zur Transparenz von normativen Einbettungen. 

4. Die Governance-Forschung verfügt über kein geeignetes Instrumentarium, um empirische Evi-
denz herzustellen: Die vierte Gruppe bemängelt instrumentelle Defizite. So sei die bisherige Gover-
nance-Forschung zu theorielastig (vgl. Beutl 2010: 30)52 und die zuverlässige Ermittlung der Wir-
kung von Governance sei mit enormen methodologischen Problemen konfrontiert. Die Unsicher-
heiten über die Leistungsfähigkeit von Governance liegen auch darin begründet, dass die Wirkungs-
zusammenhänge in der Regel viel zu kompliziert sind, um eindeutige kausale Zuordnungen treffen 
zu können (Grande 2012: 577). So ist es selten, dass der facettenreiche Governance-Ansatz metho-
disch stringent in auf regionale (Entwicklungs-) Prozesse gerichteten Untersuchungen eingelöst 
wird (Gawron 2010: 3). Beispielsweise bemängelt Gawron (2010: 166), dass die Analyse von Netz-
werkbeziehungen zu Governance in Metropolregionen selbst im Rahmen einer (reinen) Policy-For-
schung eine noch einzulösende Aufgabe ist. Der im Governance-Konzept enthaltene, auf dieser 
Analyse aufbauende nächste Schritt, nämlich die Verdichtung der registrierten Beziehungskon-
takte zu einem oder mehreren Interaktions-Modi, fehlt im bislang veröffentlichten Duktus eines 
Regional-Governance-Ansatzes vollständig (Gawron 2010: 166). 

Ein genaues Verständnis der Funktionslogiken von Governance-Konzepten ist für ein Forschungs-
feld, bei dem fast immer normative Vorannahmen die nüchterne Beschreibung und das analytische 
Verständnis überlagert haben, von zentraler Bedeutung (Blatter 2005: 120). Bezüglich der metho-
dischen Defizite ist hervorzuheben, dass diese gravierender für großräumigere Analysebezüge und 
für die Wirkungen auf die Region relevant sind, während die reine Funktionalität von Governance-
Arrangements einfacher zu untersuchen ist (s. Kapitel 3). Letztlich ist das Kapitel 4 als Hinweis zu 
den in der Tat erforderlichen Weiterentwicklungsbedarfen zu verstehen. 

5. Die gesellschaftliche Relevanz „neuer“ Governance-Formen wird überschätzt. Die fünfte 
Gruppe mahnt, dass sich in der empirischen Forschung Hinweise verdichten, dass die Reichweite 
der neuen Formen in der Governance-Forschung teilweise erheblich überschätzt worden ist. Dies 
belegt auch das Kapitel zur Beschreibung von Regional Governance in der Praxis: dort wird die 
weite Verbreitung, aber auch eine Relativierung der Relevanz deutlich (s. Kapitel 2.3.2.2). Es gibt 

                                                      

 
in partizipativen Prozessen nutzbar gemacht werden, die z. B. bei Johansen und Chandler (2015) eingehend und am kon-
kreten Beispiel erläutert werden. 

52 Für die Forschung zu Public-Private-Partnership beispielsweise kamen Krumm und Mause (2009: 124) in ihrer Bilanz des 
Forschungsstandes zu dem Ergebnis, dass „das Gros der Studien als Fallstudie angelegt ist. Von den häufig drei bis sechs 
einbezogenen Fällen wird dann induktiv auf generalisierte Aussagen geschlossen“ sowie „eine international verglei-
chende Perspektive bislang kaum realisierbar ist“. Auch für die Governance-Forschung beklagt Grande (2012: 571) einen 
Mangel an großflächigen empirischen Analysen. 
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eine in der Governance-Forschung zumeist übersehene „Persistenz der Hierarchie“ (Lynn 2011; 
Grande 2012: 574). Die tatsächliche Wirkung hinsichtlich der Lösung gesellschaftlicher Integrati-
onsprobleme wird z. T. sehr skeptisch gesehen: „Deutlich wird mithin, dass es keinen Königsweg 
gibt, wie es die mitunter anzutreffende neue Euphorie in der Governance-Debatte glauben machen 
will […] aber die aktuellen Modernisierungstendenzen sind […] so widersprüchlich, dass allein das 
Hoffen auf mehr Netzwerke, Verhandlungen und Kooperation illusionäre Züge trägt.“ (Bogumil und 
Holtkamp 2004: 164). Insgesamt zeigt sich, dass der von vielen behauptete (und von einigen auch 
gewollte) Trend zu Governance im Sinne von „neuen“ Formen des Regierens weder einheitlich 
noch eindeutig ist (Grande 2012: 575). In der Praxis wird teilweise eine „Mitwirkung“ der Zivilge-
sellschaft zwecks Akzeptanzbeschaffung des Öfteren zwar postuliert, aber gerade in der Stadtent-
wicklung verbleibt die wesentliche Entscheidungsmacht bei Kommunen und Immobilienbesitzen-
den. 

Insgesamt spricht das weder gegen die Relevanz noch gegen die Brauchbarkeit des Governance-
Konzepts, aber es verdeutlicht die Notwendigkeit einer stärkeren historisch-konzeptionellen Fun-
dierung der Governance-Forschung (Grande 2012: 575). Wenn „neue“ Formen von Governance 
tatsächlich an Bedeutung gewonnen haben und wenn es sich hierbei um funktional notwendige 
Anpassungen an veränderte ökonomische, politische und gesellschaftliche Bedingungen der Pro-
duktion öffentlicher Güter handelt – dann kommt der Frage, ob Governance leistungsfähig ist, 
d. h. ob sie in der Lage ist, problemangemessene kollektive Lösungen zu erzeugen, eine zentrale 
Bedeutung zu (vgl. Grande 2012: 575 ff.). Dass jedoch der Kenntnisstand zu den Wirkungen von 
Governance derzeit noch sehr begrenzt ist (vgl. Grande 2012: 575 ff.), wird in dem Kapitel zu Wir-
kungszusammenhängen noch näher ausgeführt (s. Kapitel 3). Letztlich wird deutlich, dass es nicht 
ausreicht, aus normativer Sicht die Verfahren und die Etablierung von Governance-Arrangements 
zu untersuchen, sondern erst die Betrachtung der Ergebnisse ein vollständiges Bild ermöglicht. Da-
rauf aufbauend wäre evidenzbasiert zu prüfen, inwieweit und wie der Anwendung „neuartiger“ 
Governance-Formen ein höheres Maß an gesellschaftlicher Relevanz zukommen sollte. Der For-
schungsbedarf ist angesichts zahlreicher aktueller Transformationserfordernisse in regionalen Ent-
wicklungsprozessen jedenfalls gegeben. 

Zwischenfazit 

Aus allen fünf Kritikbereichen lassen sich Anforderungen für die weiteren Ausführungen ableiten. 
Vor allem wird klar, dass eine klare Operationalisierung der jeweils zu untersuchenden  
Governance-Formen erforderlich ist, die auch die bisherigen konzeptionellen Schwachstellen und 
„weißen Flecke“ einbezieht. Letztlich bedarf es zum einen einer kritischen Hinterfragung, wie die 
Governance-Arrangements tatsächlich ausgestaltet werden, zum anderen ist die Wirksamkeit zu 
prüfen. Dazu bedarf es einer Weiterentwicklung des Instrumentariums der Governance-Forschung. 
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2.3.2 Regional Governance in Politik und Praxis 

Um darzustellen, inwieweit sich der Diskurs um Regional Governance über theoretische Erörterun-
gen hinaus tatsächlich in der Realität wiederfindet, werden die Überführungen in politische Agen-
den und raumplanerische Praxen untersucht. 

Eine Betrachtung von Regional Governance als Evaluierungsgegenstand erfolgt später in Kapi-
tel 4.1. 

2.3.2.1 Regional Governance in politischen Agenden 

Programmatische Verlautbarungen aus der Politik zu Governance beziehen sich zumeist auf nor-
mative Fragen einer Good Governance, beispielsweise im Weißbuch „European governance: 
a white paper“ der Europäischen Kommission (EU-COM 2001). Seltener werden auch Bezüge auf 
eine Regional Governance postuliert. Im Gegensatz zur Forschung ist der Governance-Begriff in der 
Raumentwicklungspolitik deutlich weniger präsent. 

Auf nationaler Ebene taucht er in aktuellen politischen Programmen nur vereinzelt auf. Beispiels-
weise findet sich in den 24 Seiten der „Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwick-
lung in Deutschland“53 der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO 2016) nur an zwei Stellen 
der Begriff Governance. Zum Ersten im Kontext regionaler Wachstumsbündnisse: „Alle Regionen 
und Teilräume sollen die Chance haben, sich dauerhaft wettbewerbs- und zukunftsfähig zu entwi-
ckeln. Dazu bedarf es weiterer Impulse zur Initiierung regionaler Wachstumsbündnisse, um […] die 
regionale Selbstorganisation (Regional Governance) zu verbessern“ (MKRO 2016: 4). Von der 
MKRO wird Regional Governance also in einem engen Verständnis als regionale Selbstorganisation 
verstanden. Zum Zweiten seien „Die deutschen Metropolregionen […] durch innovative Mehrebe-
nen-Governance-Strukturen der Kooperation gekennzeichnet, die sie befähigen, insbesondere Im-
pulse in der Klimapolitik sowie in der Clusterpolitik und zur internationalen Vernetzung zu setzen“ 
(MKRO 2016: 5). 

Auch in anderen Gremien der Bundesebene ist die Verwendung des Governance-Begriffs wech-
selhaft, so hat der Beirat für Raumordnung (2009) eine Stellungnahme mit dem Titel „Territoriale 
Governance“ verabschiedet. In der Empfehlung „Großräumige Partnerschaften: Chancen für Inno-
vation und Kohäsion auf neuer Maßstabsebene“ (Beirat für Raumordnung 2013) werden demge-
genüber als Beispiele zahlreiche regionale Kooperationen benannt, die je nach Definition durchaus 

                                                      

 
53 Ein Vergleich mit Programmatiken auf europäischer Ebene ist nicht direkt möglich, da das Europäische Raumentwick-

lungskonzept (EUREK) auf das Jahr 1999 datiert (EU-KOM 1999), dort kommt der Governance-Begriff gar nicht vor. 
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als Regional-Governance-Arrangements gelten könnten – ohne dass das Keyword Governance ir-
gendwo in dem Text zu finden wäre. 

In englischsprachigen Texten wird zwar eher „local” statt „regional“ verwendet (s. Kapitel 2.2.1.3). 
Dennoch lassen sich auf internationaler Ebene Programmatiken auch auf Regional Governance 
beziehen. Der Governance-Diskurs schlägt sich z. B. in der Veröffentlichung der OECD „New Rural 
Paradigm: Policies and Governance“ nieder, wo im Sinne einer Multi-level-Governance Empfehlun-
gen für „Central level governance“, „Local level Governance“ und „Vertical governance relations-
hips“ gegeben werden (OECD 2006: 8). Dabei wird der Local level Governance eine steigende Be-
deutung für „place-based rural policy“ attestiert. Dazu sei erforderlich, dass die Regierungen ihre 
Rolle neu definieren und neue Kooperationsbedingungen etablieren (OECD 2006: 129). Demnach 
wird für die staatliche Sphäre weiterhin eine zentrale Rolle angenommen, aber auch ein Span-
nungsfeld gesehen: „The demand for partnerships and its devolutionary implications cause sub-
stantial difficulties with its implementation, since this implies the formal involvement of sub-na-
tional actors and social partners in decision-making processes where their role has formerly been 
a consultative one” (OECD 2006: 129 ff.). 

Auch die Politik zur Entwicklung ländlicher Räume der EU sieht die Verbesserung einer Regio-
nal/Local Governance als zu fördernde Aufgabe. So war in dem gemeinsamen Bewertungsrahmen 
(CMEF) des ELER der Förderperiode 2007-2013 die „Verbesserung der Rural Governance“ eine 
zentrale Bewertungsfrage der Evaluierung der Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum, 
und insbesondere des LEADER-Ansatzes (EU-KOM 2006). Der Begriff wurde auf dieser Ebene aber 
nicht präzise definiert. In dem Leitfaden zur Evaluierung von LEADER/CLLD für die Förderperiode 
2014+ werden Untersuchungskriterien zu Beiträgen von LEADER zu „local governance“ und „mul-
tilevel governance“ empfohlen (EU-KOM 2017). 

Zwischenfazit 

Insgesamt sind auf programmatischer Ebene durchaus eine gewisse Verbreitung, im Bereich 
Regional Governance aber vor allem große Operationalisierungsdefizite festzustellen. Demgegen-
über wird der Bereich Good Governance durchaus detailliert operationalisiert, die Schwerpunkte 
liegen aber auf Regierungs- und Verwaltungshandeln und haben damit weniger Bezüge zu charak-
teristischen Ansätzen von Regional Governance. 

2.3.2.2 Regional Governance in der Praxis regionaler Entwicklungsprozesse 

Hinsichtlich der Frage, wie die in der Literatur postulierte Regional Governance in die Realität über-
führt wird, stellt sich generell die Frage, wo und was für „neue Formen von Governance“ überhaupt 
zum Tragen kommen und zum anderen stellt sich die Frage, inwieweit diese wirksam sind. Zur Be-
schreibung der Praxis von Regional Governance wird demnach im Folgenden beschrieben, „wo“ 
Regional-Governance-Arrangements verbreitet sind, dann erfolgt eine Einschätzung, „warum“ sol-
che Arrangements in bestimmten Bereichen entstehen. Des Weiteren wird dargestellt, „welche 



48  Kapitel 2         Definitionen, theoretische Einordnungen und Verwendungsvielfalten 

 

Form“ diese in ihrer Ausgestaltung haben und zuletzt erfolgt ein erstes Resümee, „wie wirksam“ 
die Etablierung hinsichtlich ihrer Wirkungen einzuschätzen ist. 

Wo ist Regional Governance verbreitet? 

Unterschiedliche Regional-Governance-Arrangements– wobei die entsprechenden Strukturen 
auch unter anderen Keywords firmieren können54 – sind in der Praxis weit verbreitet (vgl. auch 
Kapitel 2.1.2.1), schließlich ist die Koordination unterschiedlicher Akteure eine klassische Aufgabe 
raumwirksamer Politiken (vgl. Karl 2015). Bei einer weiten Definition können sehr viele Institutio-
nalisierungen als Governance-Arrangements beschrieben werden. Dabei sind bei den unterschied-
lichen Aufgabenfeldern deutliche Unterschiede in den Ausprägungen und Aufgabengebieten fest-
zustellen. Diller (2016: 17) stellt dabei eine Orientierung auf bestimmte, in der Regionalentwick-
lung wichtige Themen fest. 

Besonders relevante Bereiche von Regional-Governance-Anwendungen sind: 

• Sehr häufiger Ausgangspunkt sind die EU-Fonds mit Programmen zur Regionalisierung der EU-
Mittel wie LEADER (s. vorheriger Abschnitt zu von der EU-formulierten Programmen). Schon 
von der Anzahl her sind Governance-Arrangements im Rahmen von LEADER eine interessante 
Möglichkeit für Analysen von Governance-Prozessen (in der Förderperiode 2014+ gibt es über 
300 Regionen allein in Deutschland (vgl. Pollermann 2016b), EU-weit geht die Zahl in die Tau-
sende). Hier gibt es als zentrales Gremium eine Lokale Aktionsgruppe (mit mehr als 50 % nicht-
staatlichen Akteuren), als organisatorischen Kern ein Regionalmanagement, als Handlungskon-
zept eine integrierte Entwicklungsstrategie und Gegenstand von Entscheidungen sind insbe-
sondere die Verausgabung des eigenen Budgets (ca. 3 Mio. Euro EU-Gelder) für die Förderung 
von Projekten.55 

• Über den CLLD-Ansatz (Community Led Local Development) kann in der Förderperiode 
2014-2020 das Prinzip der bei LEADER erprobten Lokalen Aktionsgruppen als ein typisches 
Governance-Arrangement aus staatlichen, wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren nicht nur beim ELER, sondern auch bei weiteren Europäischen Strukturfonds (Europäischer 
Sozialfonds (ESF), Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)) angewandt werden. 
Allein in Deutschland gibt es in der laufenden Förderperiode 321 LEADER-Regionen.56 

• Relevante Induzierungen zu ganz unterschiedlichen Governance-Arrangements erfolgen über 
weitere EU-Förderprogramme: wie INTERREG zu grenzüberschreitenden Kooperationen 
(Zäch 2012; Deppisch 2007; Pallagst et al. 2018) oder durch die Wasserverwaltung mit 

                                                      

 
54 Letztlich haben (fast) alle Bottom-up-Prozesse zur Regionalentwicklung einen Bezug zu Governance. Den breiten Erfah-

rungsschatz von „grass root approaches“ auf internationaler Ebene beschreiben z. B. IRS und IGOP (2011a). 
55 Böcher (2008); Pollermann et al. (2013); Pollermann et al. (2014b). 
56 https://www.netzwerk-laendlicher-raum.de/leader/geschichte-von-leader/ (Aufruf am 05.01.2019). 

https://www.netzwerk-laendlicher-raum.de/leader/geschichte-von-leader/


Kapitel 2 Definitionen, theoretische Einordnungen und Verwendungsvielfalten 49 

 

Programmen zur Entwicklung von Bewirtschaftungsplänen für die Flusseinzugsgebiete nach der 
Wasserrahmenrichtlinie der EU (Fürst 2004; Gawron 2010). 

• Auch unterschiedliche Bundesministerien initiieren Regional Governance induzierende Pro-
gramme wie etwa das Wirtschaftsministerium mit Regionalmanagements im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, das Bundeslandwirt-
schaftsministerium mit Modellvorhaben wie „Regionen aktiv“/LandZukunft/Land(auf)Schwung 
oder das Bau-/Umweltministerium mit den Modellvorhaben zur Raumordnung (MORO). Auch 
das Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ soll zur Local Governance betragen (Zim-
mermann 2005). Bis einschließlich 2016 wurden 782 Gesamtmaßnahmen in 441 Städten und 
Gemeinden in das Bund-Länder-Programm aufgenommen (BUNBR 2017). 

• Auch durch die Raumordnung auf regionaler Ebene werden regionale Kooperationen initiiert, 
die als Governance-Arrangements klassifiziert werden können. Der thematische Fokus reicht 
vom Einzelhandel57 bis nachhaltige Siedlungsentwicklung (Pütz 2004). Dazu werden regionale 
Netzwerke, Regionalkonferenz, Planungsverband oder auch regionale Gebietskörperschaft und 
Mehrebenenstruktur als mögliche Typen von Regional Governance klassifiziert (Benz und Fürst 
2003a: 32). Auch für kooperative Regionalentwicklung im Tourismusbereich werden Gover-
nance-Arrangements gebildet (mit dem Ansatz von «Destination-Governance» als eigenem Be-
griff (vgl. Saretzki und Wöhler 2013; Pollermann 2013a). 

• Weiterhin sind die Regelungsbedarfe von Gemeinschaftsgütern ein wichtiger Ausgangpunkt 
von Governance-Prozessen: Kulturlandschaft (Fürst et al. 2008; Gailing 2014) sowie Klimawan-
del bzw. Resilienz/Anpassungsfähigkeit von Regionen (z. B. Knieling et al. 2011; Pütz, Kruse 
2011; Baasch et al. 2012; Lang 2012; Diller 2016). Dauerhaft institutionalisiere Strukturen lie-
gen etwa bei Biosphärenreservaten vor (Fürst et al. 2006; Stoll-Kleemann und Welp 2008), wo-
bei hier auch ein interessanter Wandel der Governance-Initiierungspraxis beschrieben wird. So 
waren die in Deutschland etablierten Biosphärenreservate bis zum Beginn der 1990er weitge-
hend Top-down geprägt, während jüngere Ausweisungen deutlich partizipativer gestaltet wur-
den (Pollermann 2013). 

• Auch Forschungen/Selbstbezeichnungen zu Metropolregionen arbeiten mit dem Begriff „Regi-
onal“ oder „Metropolitan“ Governance (Zimmermann und Heinelt 2012a). Ein Blick auf die Or-
ganisationsformen der deutschen Metropolregionen zeigt, dass sie in den wenigsten Fällen 
nur auf Freiwilligkeit beruhen. Dass die Freiwilligkeit regionaler Selbststeuerung zwingendes 
Element von Regional Governance sei, ist demnach sowohl theoretisch wie empirisch unzutref-
fend (Gawron 2010: 152).58 

                                                      

 
57 Beispielsweise analysiert Schmidjell (2007) die raumordnerische Praxis zu Einkaufzentren in Salzburg von 1975-2005 als 

Form von Regional Governance. 
58 Die Mitgliedschaft in den Planungs- und Regionalverbänden ist stets (landes-)gesetzlich angeordnet und statuiert Pflicht-

mitgliedschaften. Die (gemeinsamen) Landesplanungsbehörden in den Regionen Berlin-Brandenburg und – stark abge-
schwächt – in Hamburg/Niedersachsen/Schleswig-Holstein und in Bremen/Niedersachsen verfügen sogar über 
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Warum entsteht Regional Governance? 

Vor dem Hintergrund dieser vielfältigen Praxis ist zu fragen, in welchen Fällen so etwas wie Regio-
nal Governance entsteht, denn die Begrifflichkeit Regional Governance könnte zwar einen die 
ganze Region überspannenden Steuerungsanspruch implizieren, in der Praxis formieren sich solche 
typischerweise schwach institutionalisierten Steuerungsformen zunächst jedoch eher funktional, 
d. h. problem- und projektbezogen (Grabher 2002). Deshalb finden sich in der Praxis primär the-
mengebundene Governance-Formen, die sich um soziale, ökologische, ökonomische, infrastruk-
turelle Aufgaben organisieren. 

Hinsichtlich der Art der Initiierung kann festgehalten werden, dass die meisten Fallbeispiele von 
Regional Governance ähnlich wie LEADER dem Muster „Down-up“ (s. Kapitel 2.2.3.2) entsprechen. 
Wirkliche Bottom-up-Prozesse sind hingegen eher für die lokale als für die regionale Ebene bekannt 
(und auch weniger in Deutschland, vgl. Pollermann 2013b). Demgegenüber sind die durch ihren 
großen Maßstab charakterisierten Metropolregionen eher Top-down konzipiert. 

Welche Formen von Regional Governance treten auf? 

In der Praxis kann sich die regionale Steuerung mit und durch Regional-Governance-Arrangements 
gleichermaßen „traditionell“ – in der Sprache der Raumplanungsdisziplin würde man von „formell“ 
reden – oder „neu“ (= „informell“) vollziehen. Die „Formalität“ der Steuerung besteht für Benz und 
Fürst (2003a: 32) sowohl in Art und Weise der Institutionalisierung wie der eingesetzten Instru-
mente; gleiches gilt für die „Informalität der Steuerung“ (Gawron 2010: 98). 

Auch in der Praxis bestätigt sich also die Grundannahme, dass Regional-Governance-Arrangements 
nicht unabhängig vom bestehenden Institutionensystem, sondern komplementär dazu agieren. 
Sie tragen zu dessen Flexibilisierung und Effektivierung bei, sind aber – weil  
Governance-Arrangements schwach institutionalisiert sind und die Mitglieder in aller Regel aus 
Organisationen stammen – auch darauf angewiesen.59 Das kollektive Handeln wird über die Bin-
dungen der Akteure (z. B. über Projektpartnerschaften, Verträge oder informelle Vereinbarungen, 
arbeitsteilige Abhängigkeiten) und über Vertrauen stabilisiert (Fürst 2003). Die Betonung 

                                                      

 
Anordnungs- und Weisungskompetenzen klassischer Eingriffsverwaltungen. Nur die schwach institutionalisierten Metro-
polregionen Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfenbüttel, Halle-Leipzig/Sachsendreieck, München und Nürnberg 
haben sich tatsächlich auf freiwilliger Basis zusammengefunden (Gawron 2010: 152). Zudem klassifiziert Gawron (2010: 
158 ff.) die demokratische Legitimation der Entscheidungsgremien von Metropolregionen als gleichermaßen problema-
tisch wie defizitär. 

59 Dabei ist der Erfolg von „Regional Governance“ häufig, „wenn nicht meistens“, von der Art und Leistungsfähigkeit der 
übergeordneten staatlichen Steuerung abhängig (Diller 2006: 274). „Für die politische Praxis, die die Rahmenbedingun-
gen für Regional Governance setzt, ist die Frage der Justierung der harten Ressourcen noch immer die wichtigste. (...) 
Auch Akteure in Regional Governance mit einem Höchstmaß an kooperativen Interaktionsorientierungen werden keine 
dauerhaften Ergebnisse erarbeiten können, wenn die Rahmenbedingungen und Ressourcen nicht entsprechend ausge-
staltet sind“ (Diller 2006: 284; vgl. Gawron 2010). 
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netzwerkartiger Interaktionsformen darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch für Re-
gional Governance Machtstrukturen und legalistische externe Kontrollen wirksam sind (Fürst 
et al. 2006: 9; vgl. Lange und Schimank 2004; Kersten 2009; Johansen und Chandler 2015). 

So werden auch die theoretisch formulierten Verheißungen von Governance für eine vermeintlich 
bessere Partizipation durchaus skeptisch gesehen.60 Es kommt zumeist nicht zu einer Veränderung 
von Machtkonstellationen und traditionell marginalisierte Gruppen bleiben außen vor.61 Als eine 
dieser Gruppen werden „rural women” identifiziert (Pini 2006: 404). Auch bei der Etablierung von 
LEADER-Arrangements wird auf Probleme der Dominierung durch bestehende Eliten hingewiesen 
(z. B. am Beispiel der LEADER-Praxis in Polen (Falkowski 2013)).62 

Laut Grande (2012: 574) verdichten sich in der empirischen Forschung die Hinweise63, dass die 
Reichweite der neuen Formen des Regierens in der Governance-Forschung teilweise erheblich 
überschätzt worden ist (vgl. Davies 2002). Demnach gäbe es eine bemerkenswerte und in der 
Governance-Forschung zumeist übersehene „Persistenz der Hierarchie“ (Lynn 2011). Dabei ist die 
Verbreitung neuer Governanceformen je nach Themenfeld differenziert zu betrachten: 

• Am Beispiel der europäischen Umweltpolitik zeigen Holzinger et al. (2009) auf, dass neue 
Governanceformen weit weniger verbreitet sind als gemeinhin angenommen. Zwar hat der An-
teil „weicher Steuerungsinstrumente“ in den letzten 20 Jahren tatsächlich zugenommen, die 
überwiegende Zahl der europäischen Umweltpolitiken basiert aber auf rechtsförmigen Instru-
menten, während neue Steuerungsinstrumente 20 % ausmachen (vgl. Grande 2012: 575). 

                                                      

 
60 So zeigt Smismans (2008) in seinem Artikel „New modes of governance and the participatory myth”, dass „neu“ nicht 

gleich „partizipativer“ ist bzw. „that more horizontal and heterarchical governance does not mean automatically more 
participatory governance in terms of involving civil society actors and all stakeholders”. 

61 Pini (2006) zeigt anhand eines Fallbeispiels aus Australien den Trugschluss auf, dass ”newly established institutional ar-
rangements will lead to a dissolution or redistribution of power, and open up opportunities for state involvement by 
citizens who have been traditionally marginalised in the public sphere. This is, however, a fallacy” (Pini 2006: 404). Es 
wird sogar eine gegenteilige Entwicklung konstatiert: „As rural social scientists have found new forms of governance may, 
in fact, have a contrary affect and reinforce and solidify existing power relations, further groups who have always strug-
gled to have a voice in the rural policy making arena” (Pini 2006; vgl. Cloke et al. 2002). 

62 Falkowski (2013) zeigt anhand der LEADER-Praxis in Polen (vgl. Furmankiewicz et al. 2010), dass lokale Partnerschaften 
oft durch lokale staatliche Institutionen dominiert wurden: „local officials were afraid that the partnership may be used 
to create an alternative decision-making centre. For instance, there were some cases that local politicians created asso-
ciations and/or foundations that later became a part of a partnership as a non-public actor. This way they tried to assure 
a majority in the partnership. […]. In fact, willingness to influence the surrounding reality in a different way than that 
pursued by local authorities has been identified as one of the most important motivation among non-public members to 
enter the partnership. These observations clearly suggest that reorganisation of local governance structure with LEADER-
type measures might have posed a threat to local political elite. What follows, it might have encountered their resistance” 
(Falkowski 2013: 77; vgl. auch Furmankiewicz und Macken-Walsh 2016). 

 Weitere Problematiken der Partizipation im LEADER-Kontext in verschiedenen Mitgliedsstaaten sind auch bei Pollermann 
et al. (2014a) zusammenfassend dargestellt. 

63 Auch in der Forschung zu Netzwerken wird gefragt, wie sich die Leistungsfähigkeit von Netzwerken bestimmt bzw. wel-
ches die spezifischen Bedingungen effektiver Netzwerke sind (Zürn 2009: 64 ff., 69 ff.). 
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• Auch in der europäischen Politik für die ländlichen Räume zeigt sich, dass zwar der LEADER-
Ansatz stark ausgeweitet wurde (er startete 1991 mit gut 200 Regionen in der EU in der För-
derperiode 2007-2013 waren es dann deutlich über 2000), der Anteil an Finanzmitteln aber im 
Vergleich der gesamten Ausgaben weiter gering ist (Pollermann 2016b, 2016c). 

Insgesamt zeigt sich, dass ein Trend zu neuen Formen von Governance in der Realität weder ein-
heitlich noch eindeutig ist (Grande 2012: 575). 

Wie wirksam ist Regional Governance hinsichtlich der Ergebnisse? 

Ob neue Governanceformen tatsächlich Vorteile für die Erreichung politischer Ziele gegenüber 
traditionellen Formen von Governance haben (angesichts teilweise traditioneller Problemlagen), 
ist empirisch keinesfalls beantwortet (Zürn 2009: 69 ff.).64 In diesem Zusammenhang sollte auf ei-
nen bekannten Zyklus der Forschung aufmerksam gemacht werden. Neben einer Phase der vielfa-
chen und freudigen Entdeckung eines neuen Phänomens, mit dem große Hoffnungen verbunden 
werden, folgt im Allgemeinen – wenn überhaupt – zunächst eine Phase der Suche nach Gründen. 
Erst in der dritten Phase erfolgt dann eine systematische Effektivitätsforschung, also die Klärung 
der Frage, ob das neue Phänomen tatsächlich die mit ihm verbundenen Erwartungen erfüllt (Zürn 
2009: 70). Und diese Phase hat im Bereich Regional Governance gerade erst begonnen. 

Dennoch sind einige Restriktionen und Bedingungen der Wirksamkeit früh in den Diskurs einge-
bracht worden. So akzentuierte Fürst (2006) die Grenzen von Regional Governance entlang der 
möglichen „Mehrwerte“, aber auch Risiken, die durch die neue Form der Governance einerseits 
und durch Verwaltungsreformen andererseits zu erzielen bzw. zu erwarten sind:65 

• Regional Governance ist nur dort in der Lage, einen Beitrag zur gesellschaftlichen Steuerung zu 
leisten, wo ein gemeinsames Handeln von den Akteuren gewollt wird. Das ist in der Regel der 
Fall, wenn für alle der erkennbare Nutzen höher ist als die zu tragenden Kosten. Mithin liegt 
die erste Einschränkung von Governance in Verteilungsfragen im weitesten Sinne, die sowohl 
in Interessengegensätzen als auch in ideologischen Gegensätzen bestehen können. In welchem 
Maße Governance-Arrangements in der Lage sind, Verteilungskonflikte zu bewältigen, hängt 
erstens vom Kooperationswillen und Sozialkapital, zweitens vom Thema, drittens vom Ver-
handlungsgeschick der Moderatoren und viertens vom institutionellen Rahmen ab (Fürst 
2006: 51 ff.). 

• Seit sich die Zahl informeller „Runder Tische“, „Clearing-Stellen“, „Regionalkonferenzen“ u. a. 
erheblich erhöht hat, wird in zunehmendem Maße vor deren demokratiegefährdenden  
Potenzialen gewarnt. Faktisch werden hier Vorentscheidersysteme geschaffen, die häufig 

                                                      

 
64 So stuft Zürn (2009: 69) die Befunde hinsichtlich der Ergebnisse der konkret beobachtenden und analysierten neuen 

Governanceformen als „eher desillusionierend“ ein. 
65 Die Darstellung der folgenden Punkte von Fürst (2006) basiert auf der Zusammenfassung von Gawron (2010: 93 ff.). 
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selektiv wirken und elitär bzw. nicht rechenschaftspflichtig sind. Die politische Kontrollierbar-
keit ist eingeschränkt. Das, was in solchen Runden konsensfähig gemacht wurde, kann bei-
spielsweise von einem Gemeinderat kaum noch einmal infrage gestellt werden, ohne dass sich 
dieser als „Spielverderber“ darstellt oder als ein derartiger „geblamt“ wird. Die fachliche Bin-
dungswirkung ist erheblich, die Entscheidungsfunktion der legitimierten politischen Organe be-
schnitten und Macht wie Prestige des handlungsberechtigten Vertreters (in der Regel ein auf 
Zeit gewählter Beamter) auf die Probe gestellt (Fürst 2006: 52). Solche Legitimitätsprobleme 
können verstärkt werden, wenn die „klassischen Kommunalstrukturen“ nur noch über sehr ein-
geschränkte Handlungsspielräume verfügen.66 

• Funktionierende Governance verlangt eine gewisse Arbeitsteilung zwischen den Akteuren. 
Damit werden herausgehobene Funktionen geschaffen, die Machtungleichheiten erzeugen 
und Quelle von Konflikten sein können. Insbesondere Leitungsfunktionen sind hier sehr sensi-
bel zu behandeln. Hinzu kommt, dass sich Machtungleichgewichte über das i. d. R. wirksame 
Mehrebenen-Entscheidungssystem verstärken: Diejenigen, die in machtvolle Organisationen 
eingebunden sind, transportieren diese Macht in den Governance-Prozess, auch wenn es ledig-
lich darum geht, dass sie eine faktisch größere Vetomacht geltend machen können (Fürst 
2006: 53). 

• Probleme können auch durch die Raumbezüge entstehen: Themen, welche die Politik betref-
fen, werden in der Regel territorial artikuliert, d. h. aus der Perspektive einer administrativen 
Gebietseinheit und durch Akteure, die an Gebietskörperschaften rechtlich und politisch (demo-
kratisch legitimiert) gebunden sind. Dagegen werden Themen, welche die Wirtschaft beschäf-
tigen, immer seltener auf einen vorher definierten Raum bezogen sein, sondern sich über ad-
ministrative Grenzen hinweg orientieren. Dieser wirtschaftliche Wandel führt bei Politiker*in-
nen zu Interaktionsschwierigkeiten. Sie müssen sich mit Politiker*innen anderer Gebietseinhei-
ten zusammentun, was hohe Hürden verursacht, da Politik in der Regel mit solchen Kooperati-
onen weder Wähler*innen interessieren noch Wählerstimmen gewinnen können, und was 
häufig als Vorstufe zu einer „freiwilligen Gebietsreform“ angesehen wird (Fürst 2006: 54). 

• Ein besonderes Problem liegt in der Durchsetzungsfähigkeit, also dem Übergang vom Konzep-
tionellen zum Vollzug. Da Governance- Prozesse primär zur Formulierung kollektiver Entwick-
lungskonzepte genutzt werden, der Vollzug aber über Projekte und Maßnahmen läuft, die von 
traditionellen Handlungsträgern übernommen werden müssen, tauchen die Probleme auf, die 
aus der Implementationsforschung hinlänglich bekannt sind. Die Umsetzung zwingt häufig zu 

                                                      

 
66 So beschreiben Küpper et al. (2014) im Kontext des Modellvorhabens LandZukunft ein wachsendes Unwohlsein der Ab-

geordneten darüber, dass die Handlungsspielräume außerhalb von Förderprogrammen immer weiter abnehmen. Auf-
grund der klammen Haushalte verlagerten sich Entscheidungen in den Kontext von Förderprogrammen. Die Legitimation 
der hierfür geschaffenen Entscheidungsstrukturen sei oftmals zu hinterfragen. Um der verringerten eigenen Entschei-
dungskompetenz entgegen zu wirken, wird durch die gewählten Repräsentanten eine Vertretung in solchen Gremien 
jenseits der etablierten Institutionen angestrebt (Küpper et al. 2014: 111). 
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intensiverer Institutionalisierung von Governance. Es werden Regionalbüros, Regionale Ent-
wicklungsagenturen oder Träger-Vereine gegründet, was wiederum zur Selbstselektion der 
verbleibenden Mitglieder führt: Nur diejenigen tragen die Umsetzung mit, die ihren Beitrag zu 
leisten willens und ggf. mit zumeist öffentlichen Finanztransfers unterstützt dazu in der Lage 
sind (Fürst 2006: 54). 

• Für Governance-Prozesse sind schließlich alle jene Probleme relevant, die verfasste politisch-
administrative Institutionen mit informellen Prozessen der „Grenzüberschreitung“ haben. Das 
Regelsystem wird aufgeweicht, die Kontrollintensität nimmt ab, formell nicht vorgesehene Ein-
flussmöglichkeiten Dritter gewinnen an Gewicht und generell verschieben sich die offiziellen 
Machtverhältnisse zugunsten informeller Machtstrukturen. Damit verbindet sich neuerdings, 
insbesondere in Bezug auf Städte und Gemeinden, die Frage, ob territoriale und funktionale 
Gebietsreformen die Governance-Prozesse nicht nachdrücklich beeinträchtigen. Derartige 
Strategien in Bundesländern laufen regelmäßig in Richtung Vergrößerung des territorialen Zu-
schnitts der Gebietseinheiten durch Zusammenlegung von Gebietskörperschaften (Fürst 
2006: 54 ff.). 

Die Reflexionen der Praxis zeigen jedenfalls deutlich, dass es kein Patentrezept für ein Governance-
System gibt und damit auch nicht das optimale regionale Steuerungssystem. Es existiert immer nur 
eine für die spezifische regionale Situation und die jeweiligen beteiligten Akteure optimale Struk-
tur. So wird es immer notwendig sein, regionsspezifische Governance-Systeme zu entwickeln.67 
Wichtig ist dann, ob diese Governance-Systeme in der Lage sind, sich und die in ihm stattfindenden 
Prozesse weiterzuentwickeln (Scherer 2006: 252). 

Zwischenfazit 

Die Praxis zeigt zwar allgemein eine weite und steigende Verbreitung von Governance-Arrange-
ments. Die Entstehung wird in der Regel aus dem bestehenden Institutionensystem heraus initiiert 
und die Formen von Governance sind sehr variabel. Jedoch haben idealtypische neue Formen von 
Governance gesamtgesellschaftlich gesehen eine geringe Gestaltungskraft. So liegt in der Praxis 
der Schwerpunkt eher auf – bezüglich ihrer Wirkmächtigkeit und Finanzausstattung – als Nischen-
prozesse zu klassifizierende Bereiche wie LEADER oder Modellvorhaben. Jedoch werden auch vor-
wiegend in der staatlichen Sphäre verbleibende Prozesse (wie Metropolregionen) als Regional 
Governance tituliert und analysiert. 

Über die tatsächliche Wirksamkeit der unterschiedlichen Formen von Regional Governance ist re-
lativ wenig bekannt. Der Wissenstand zu Wirkungszusammenhängen wird ausführlich in Kapitel 3 
erläutert. 

                                                      

 
67 An die Praxis gerichtete Handlungsempfehlungen zur Gestaltung von Governance-Prozessen finden sich bei Willi und 

Pütz (2018). 
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2.3.3 Begriffsverwendung und Definition für die weitere Arbeit 

Vor dem Hintergrund der Vielfalt der Definitionen erläutert Diller (2016) zu Regional-Governance-
Analysen der «Zweiten Generation»: „Die meisten der hier betrachteten empirischen Arbeiten set-
zen sich mit dem Pluralismus der Governance-Definitionen auseinander, sie entscheiden sich aber 
in der Regel nicht ausdrücklich für eine Definition“ (Diller 2016: 19). Diese Hemmungen sich fest-
zulegen sind zum einen sehr ungewöhnlich, da gerade die Begriffsvielfalt eine eindeutige Definition 
nahelegt, zum anderen deutet dies bereits darauf hin, dass eine weite Definition sinnvoll ist. 

Für die Begriffsverwendung der weiteren Arbeit wird folgende Definition (insbesondere anknüp-
fend an: Mayntz 2008a: 45, Benz 2001: 56; Fürst et al. 2006: 7) verwendet: 

Regional Governance umfasst Strukturen und Prozesse zur absichtsvollen Regelung kollektiver ge-
sellschaftlicher Sachverhalte. Als Sachverhalte sind Fragen der regionalen Entwicklung in einem be-
stimmten territorialen Gebiet (unterhalb des Nationalstaates) anzusehen. Regional Governance be-
schreibt Steuerungs- und Regelungsstrukturen, die typischerweise: a) staatliche und weitere gesell-
schaftliche Akteure aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft mit deren unterschiedlichen Handlungslo-
giken zusammenführen sowie b) formelle wie informelle Institutionen beinhalten. Als ein Regional-
Governance-Arrangement wird die konkrete Ausprägung von Akteuren, Akteurskonstellationen und 
Institutionen in einer Region bezeichnet. Diese Arrangements sind als Ausschnitt des gesamten In-
stitutionensystems der spezifischen Region (und weiterer verbundener Ebenen) zu analysieren. 

Laut dieser Definition wird Regional Governance nicht als normativer Begriff verwendet, sondern 
dient als Oberbegriff für Handlungskoordinationen. Die Definition beinhaltet durchaus auch die 
hierarchische staatliche Koordination. Eine strikte Dichotomie «Government vs. Governance» (Gai-
ling 2014: 105) findet hinsichtlich der Definition keine Anwendung. 

Der Zusatz „Regional“ verweist auf eine regionale territorial gedachte Betrachtungsweise. Es be-
deutet nicht, dass sämtliche Steuerungsstrukturen auf regionaler Ebene liegen müssen. Vielmehr 
ist oftmals das zu betrachtende Regional-Governance-Arrangement in eine Mehrebenenverflech-
tung eingebettet. 

Durch das in der Definition im Zusammenhang mit der Steuerungs- und Regelungsstruktur be-
nutzte Wort „typischerweise“ öffnet sich die Begrifflichkeit sogar auch für Regional-Governance-
Arrangements, die rein in der staatlichen Sphäre verbleiben. Dies trägt der Realität der Begriffsver-
wendung Rechnung (so wird Regional Governance auch für interkommunale Kooperationen/Met-
ropolregionen verwendet, die rein kommunal/staatlich verfasst sind). Letztlich soll in dieser Arbeit 
nicht die Frage fokussiert werden, „ist dies nun Regional Governance oder nicht“. Interessanter ist 
hingegen, welche Formen von Regional Governance in welcher Weise wirksam sind. Dies unter-
streicht die Rolle von Regional Governance als deskriptives Analysemodell (und nicht als normati-
ver Bewertungsmaßstab). 
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Demnach ist Regional Governance als ein wissenschaftliches Konzept anzusehen, das regionale 
Steuerungsansätze beschreibt. Ein transdisziplinärer Ansatz, der wissenschaftsbasierte Hinweise 
für Steuerungskonzepte in der Praxis liefern könnte, ist noch wenig entwickelt. 

Eine solch offene Definition macht auch klar: „Governance“ ist nichts Neues, lediglich die Formen 
der Ausprägung von Regional Governance sind in der Tendenz kooperativer und vor allem komple-
xer geworden. So sind normative Fragen zwar Kern der Analyse, aber nicht Teil einer definitori-
schen Abgrenzung. So sind Fragen der Legitimation, Machtverteilung/-anwendung, Analyse spezi-
fischer Handlungslogiken und Art sowie Transparenz der Beteiligung von Akteuren wesentliche 
Analysekategorien. 

Dass sich der Begriff Governance auf absichtsvolle Regelungen bezieht, heißt nicht, dass eine von 
„allen“ geteilte Intentionalität zu Grunde liegt (Grande 2012: 583). Dies grenzt jedoch von nicht-
gesteuerten Prozessen ab. Sowohl das absichtsvolle Steuerungshandeln durch Akteure als auch 
die Regelungsstrukturen von Institutionen sind einzubeziehen. 
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3 Wirkungszusammenhänge: Systematisierungen und Erfolgsfaktoren 

In diesem Kapitel erfolgt eine Systematisierung der Wirkungszusammenhänge bei Regional Gover-
nance im Sinne der unterschiedlichen Effekte, die durch die verschiedenen Formen der Gover-
nance-Arrangements entstehen können. 

Dazu werden in Kapitel 3.1 zunächst die Herausforderungen einer Systematisierung beschrieben. 
Um den Stand des Wissens zu relevanten Faktoren darzustellen, erfolgt in Kapitel 3.2 eine Zusam-
menstellung der einzelnen einzubeziehenden Wirkfaktoren und Wirkungsfelder. In Kapitel 3.3. 
wird als weitere Dimension der zeitliche Ablauf von Governance-Prozessen erörtert. Es werden 
charakteristische Phasen klassifiziert und die Rolle von Pfadabhängigkeiten diskutiert. Als Versuch, 
Komplexität zu reduzieren, bzw. um eine handlungsorientierte Strukturierungshilfe der Wirkungs-
zusammenhänge zu bieten, werden in Kapitel 3.4 mögliche Erfolgsfaktoren und Erfolgspotenziale 
erläutert. In Kapitel 3.5 erfolgt eine zusammenfassende Einschätzung zur Überführung der aufge-
zeigten Wirkungszusammenhänge in eine handhabbare Operationalisierung. 

3.1 Herausforderungen und Anforderungen an ein Wirkungsmodell  

Der Blick in die Forschungsliteratur zeigt nach Grande (2012), dass unser Kenntnisstand zu den 
Wirkungen von Governance (bzw. der Effekte der verschiedenen Governance-Arrangements) der-
zeit noch sehr begrenzt ist. Das liegt teilweise daran, dass die Erfahrungs- und Beobachtungszeit-
räume noch viel zu kurz sind, um abschließende Aussagen über ihre Leistungsfähigkeit machen zu 
können. Eine großflächige empirische Analyse der Leistungsfähigkeit der unterschiedlichen Formen 
von Governance ist noch nicht erfolgt (Grande 2012: 575). Die bisherigen Befunde der Wirkungs-
forschung sollten aufgrund der methodischen Restriktionen nicht überbewertet werden, können 
jedoch als kritische Kontrapunkte zu den normativ geprägten Diskussionen über die „Segnungen“ 
von Governance dienen und sollten zu einer realistischeren Erwartungshaltung beitragen. Ob 
Governance tatsächlich einen positiven Beitrag zur Lösung der Regelungsprobleme moderner Ge-
genwartsgesellschaften leisten kann, ist durchaus noch eine offene empirische Frage (Grande 
2012: 577). 

Wesentliche Herausforderungen68 werden von Grande (2012: 577 ff.) wie folgt identifiziert: 

• So ist die zuverlässige Ermittlung der Wirkung von Governance-Arrangements mit großen me-
thodologischen Problemen konfrontiert. Die Unsicherheiten über die Leistungsfähigkeit von 
Governance liegen auch darin, dass die Wirkungszusammenhänge in der Regel zu kompliziert 
sind, um eindeutige kausale Zuordnungen treffen zu können (Grande 2012: 577). Die 

                                                      

 
68 Diese Herausforderungen spiegeln sich auch in der Kritik an der Governance-Forschung wider (s. Kapitel 2.3). 
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Governance-Forschung hat zwar längst erkannt, dass sie es vielfach mit „komplexen Regelsys-
temen“ – so der Untertitel des einschlägigen deutschsprachigen Lehrbuchs (Benz und Dose 
2010) – zu tun hat. Sie hat sich bislang aber nicht ausreichend bemüht, die Komplexität empi-
risch und konzeptionell zu erfassen. Vor dem Hintergrund komplexer Akteurskonstellationen 
und komplexer Kombinationen unterschiedlicher Koordinationsmechanismen lautet die ent-
scheidende Frage, wie diese verschiedenen Mechanismen zusammenwirken.69 Erst wenn wir 
diese Wirkungsmechanismen und Interaktionseffekte kennen, können wir zuverlässige Aussa-
gen über die Wirkung und Leistungsfähigkeit von Governance-Arrangements machen. Mit 
Längsschnittanalysen und einem Soll-Ist-Abgleich ist es hierbei nicht getan. Selbst wenn auf 
diese Weise ermittelt werden könnte, dass Governance positive Wirkungen erzielt, besteht im-
mer noch das Problem, anzugeben, welche Faktoren auf welche Weise zu diesem Ergebnis bei-
getragen haben. Da diese Analyse von Governance es zudem vielfach mit langen Wirkungsket-
ten und unklaren Zeithorizonten zu tun hat, wird sie vor nur schwer lösbare Probleme der Zu-
ordnung von Effekten zu einzelnen Instrumenten und Akteuren gestellt (Grande 2012: 578). 
Diese methodologischen Probleme werden dadurch verschärft, dass die Wirkungsweise und 
Wirksamkeit von Governance offensichtlich hochgradig kontextabhängig sind (Grande 2012: 
578). 

Die Komplexitätsherausforderungen zeigen sich als doppelte Komplexität. Im Kern sind erstens die 
Wirkungszusammenhänge des Governance-Arrangements70 zu systematisieren und zweitens ist 
die Region71 zu betrachten, und dies sowohl als Feld, in dem Wirkungen auftreten, aber auch als 
Rahmenbedingungen, die auf die Governance-Arrangements einwirken (s. Abbildung 12). Es lässt 
sich auf Seiten des Governance-Arrangements demnach typischerweise ein Kern (wo z. B. Entschei-
dungen getroffen werden) und ein direktes Umfeld (z. B. Arbeitsgruppen, Workshops, die dem 
Kern zuarbeiten) identifizieren, die beide in ein administratives System in Form einer Mehrebenen-
Verflechtung72 eingebunden sind. Der aus dem Arrangement heraus entstehende Handlungsent-
wurf (z. B. in Form eines Regionalen Entwicklungskonzeptes bei LEADER) wirkt dann über gemein-
same Projekte, aber auch über indirekt angestoßene Handlungen in das Wirkungsfeld der regiona-
len Entwicklung. Welche Rolle und Verbindlichkeit diesem Handlungsentwurf zukommt, hängt wie-
derum stark von den Handlungsabsichten/der Intentionalität der Beteiligten und die Vermittlung 
an weitere Akteure ab. 

                                                      

 
69 Auch Clark et al. (2007: 265) weisen darauf hin, dass die Betrachtung einzelner Variablen bei komplexen Fragestellungen 

wie der Partizipation nicht weiterhilft: „limitations of treating the content of an institutional design or model as a single 
independent variable that determines community involvement outcomes”. 

70 Dabei ist Governance durch eine höhere Komplexität gekennzeichnet als nur Handeln in einer traditionellen staatlichen 
Sphäre (Cole und John 2001; vgl. Ayres und Stafford 2014). 

71 Ausführlicheres zum Problem der komplexen Regionen: Hey und Engert (2009). 
72 Die Relevanz der verschiedenen Ebenen ist je nach Arrangement unterschiedlich: ein Regional-Governance-Arrangement 

bei LEADER ist wesentlich von EU-Regularien geprägt, während für Biosphärenreservate durch UNESCO-Bestimmungen 
die globale Ebene eine höhere Relevanz hat. In der Regel sehr wichtig ist die kommunale Ebene. 
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Abbildung 13:  Schematische Übersicht der Wirkungsfelder „Governance-Arrangement“ 
und „Regionale Entwicklung“  

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

Innerhalb dieser Handlungskontexte sind Wirkungszusammenhänge in vier Ebenen relevant, wobei 
bei einer Kategorisierung der Ebenen nicht immer klare Zuordnungen möglich sind:  

Mikro-Ebene „Akteursebene“: Wirkungszusammenhänge z.B. als Interaktionen zwischen einzel-
nen Akteuren und kognitiven und emotionalen Prozessen in den Köpfen der Beteiligten und Ein-
wohner*innen der Region, 

Meso-Ebene „Organisationsebene“: Zum Beispiel als organisationales Lernen, kollektive Lern- und 
Entscheidungsprozesse in den Governance-Arrangements und weiteren Institutionen der Region, 

Makro-Ebene „Regionsebene“: Hierunter fällt die gesamte sozio-ökonomische Regionalentwick-
lung und der Institutionenrahmen in der Region, 

Mega-Ebene „Regionsexternes“: Hier können als übergeordnete Ebenen Institutionen der Bun-
desländer, des Bundes sowie transnationale Institutionen der EU-Ebene oder globale Einflüsse und 
Wirkungen beschrieben werden. 
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Regional Governance vollzieht sich also eingebettet in regionsexterne Rahmenbedingungen 
(z. B. Institutionen auf Ebene des Bundes und der Länder oder der EU).73 Diese können indirekt oder 
direkt auf das Governance-Arrangement einwirken (z. B. in Form von Finanzflüssen). Dies gilt auch 
für Akteure. So differenziert Benz (2009: 50 ff.) interne und externe Vetospieler*innen, im Sinne 
von Akteur*innen, die Entscheidungen und Prozesse blockieren oder wirkungslos machen können. 

Eine besondere Schwierigkeit für Analysen der Wirkungszusammenhänge ist, dass oft lediglich mit-
telbare Wirkungspfade zwischen Governance und Regionalentwicklung anzunehmen sind, bei-
spielsweise kann die Zusammenarbeit im Governance-Arrangement zur Sozialkapitalbildung bei-
tragen und dem (vermehrten) Sozialkapital wird wiederum eine positive Wirkung auf die regionale 
Entwicklung zugesprochen.74 

Zur Systematisierung der Wirkungspfade werden dabei folgende Begrifflichkeiten verwendet (vgl. 
Guy, 2007: 554 ff.). Ein externer Anreiz wird als Input beschrieben. Aus den Strukturen und der 
Funktionsweise des Governance-Arrangements ergibt sich zunächst ein Output (Pläne, Projekte), 
die eine Wirkung in der Region (Impact) haben, wobei bei der Wirkungsanalyse das Zusammen-
wirken mit den Rahmenbedingungen auf die Entwicklung der Region zu untersuchen ist, um die 
Wirkung zu identifizieren (als Netto-Wirkung, also abzüglich der Wirkungen, die auch ohne Inter-
vention/Förderung eingetreten wären). 

Für ein Wirkungsmodell wären alle relevanten Komponenten zu identifizieren. Es müssen Annah-
men getroffen werden, wie diese Komponenten als „Wirkfaktoren“ auf welche Sachverhalte („Wir-
kungsfelder“) wirken. Dazu sind Wirkungsrichtungen, Wirkungsintensitäten sowie Wechselwirkun-
gen zwischen den verschiedenen Wirkfaktoren zu berücksichtigen. Dabei ist auch eine zeitliche 
Dimension relevant, da den unterschiedlichen Faktoren in verschiedenen Phasen (s. Kapitel 3.3) 
eine unterschiedliche Bedeutung bzw. Wirkmächtigkeit zugeschrieben werden kann. 

Laut Grande (2012: 580) fehlen der Governance-Forschung jedoch Analysekonzepte, mit deren 
Hilfe man die Interaktionen, Komplementaritäten, Spannungen und Konflikte zwischen einzelnen 
Governance-Arrangements, Governance-Mechanismen oder die Komplexität und Dynamik von 
Governance-Regimen erfassen und verstehen kann. Die hierzu erforderlichen Konzepte sind im 
theoretischen Standardrepertoire der Governance-Forschung nicht enthalten. Dies liegt nicht zu-
letzt daran, dass die Governance-Forschung den Übergang von der Steuerungstheorie zur Gover-
nance-Analyse, also den Übergang von einer akteurszentrierten Institutionentheorie zu einer 

                                                      

 
73 Bei der Analyse des Institutionenrahmens der Makroebene ist auch eine Mehrebenenverflechtung typisch; so gilt es je 

nach Themenfeld Rahmensetzungen auf Kommunaler, Landes-, Bundes- und EU-Ebene zu beachten. Es wurden unter-
schiedliche Theorien von Governance in Mehrebenensystemen beschrieben (Benz 2009: 50 ff.). 

74 Zum Beispiel zu „Sozialkapital und Community Economic development“ (Woodhouse 2006). 
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politikwissenschaftlichen75 Analyse komplexer, dynamischer Strukturen, noch nicht geleistet hat 
(Grande 2012: 580). So gibt es wenig überraschend noch keine allumfassende, theoretische Mo-
dellierung von Regional Governance: „Mangels reproduzierbarer Kausalbeziehungen können mit 
dem Regional-Governance-Ansatz auch keine theoriebasierten Zusammenhänge zwischen Regio-
nal Governance und regionalen Entwicklungsprozessen dargestellt werden“ (Beutl 2010: 56; vgl. 
Benz und Fürst 2003a: 14). Vor dem Hintergrund der geringen Theoriereife bzw. fehlenden empi-
rischen Nachweise wird „Regional Governance [.] – ebenso wie das Governance-Konzept – nach 
dem heutigen Stand des Diskurses nicht als Theorie, sondern als Ansatz oder eher mehr als heuris-
tisches Konzept zur Erfassung regionaler Strukturen und Prozesse (analytische Verwendung)“ 
(Beutl 2010: 56; vgl. Scharpf 2000: 75) bezeichnet. Prinzipiell haben Theorien die Funktion, er-
kannte Sachverhalte zu beschreiben, zu erklären und vorherzusagen. Den Problemen der Komple-
xität und Kausalität wird dementsprechend schon länger ein besonders großer Forschungsbedarf 
zugeschrieben (Grande, 2009). 

Die genannten Herausforderungen rücken die Anforderungen an ein Verstehen von Governance-
Prozessen und deren Wirkungen auf die regionale Entwicklung in Richtung eines allumfassenden 
„Welterklärungsansatzes“. 

Notwendig wäre also eine Verknüpfung sehr unterschiedlicher Theorien. Regional Governance 
kann keiner einzelnen sozialwissenschaftlichen Theorie exakt zugeschrieben werden (Pütz 
2004: 47; vgl. Benz und Fürst 2003a: 14). Dabei legt der interdisziplinäre Ursprung nahe, unter-
schiedliche Theorien zu verknüpfen. Neben Politikwissenschaften sind ganz unterschiedliche An-
sätze potenziell nutzbar (vgl. Pütz 2007; Fürst 2007): System-76, Regulations- und Spieltheorie, So-
ziokybernetik (Gibson, 2007a), Korporatismus- und Partizipationsforschung, Netzwerk- und Milieu-
ansätze (Lernende Regionen, regionale Innovationssysteme, Cluster)77 sowie soziologische Theo-
rieansätze.78 Oft können Erkenntnisse zu Kooperationen und Planungsprozessen genutzt werden.79 
So gibt es z. B. umfangreiche Erörterungen zu Generierung, Transfer und Nutzung von Wissen in 
planerischen Entwicklungsprozessen (Schödl 2008), welche Erklärungsansätze für Teilaspekte von 
Governance-Prozessen bieten. Grundlegend sind Ansätze auch zu Netzwerken oder Theorien kol-
lektiven Handelns, darunter Gemeinschaftsgutfragen80 und Sozialkapital. Auch die häufigste 

                                                      

 
75 Obwohl Politikwissenschaften eine wesentliche Basis bilden, werden auch Vernachlässigungen von Kern-Konzepten der 

Politikwissenschaften angemerkt: „Macht als ein noch vernachlässigter Aspekt des Regional-Governance-Diskurses“ 
(Pütz 2004: 4). 

76 Übersicht zu Systemtheorie bei Köhling (2012: 55 ff.); Gibson (2007b). 
77 Regionales Lernen (Wellbrock et al. 2012); Lernmodelle (Tovey 2008); Innovationsfähigkeit (Glietsch 2011); Rolle der Wis-

senschaft (Hoarau und Kline 2014). 
78 Übersicht bei Ansell (2007); Näheres zu sozialpsychologischen Aspekten wie Vertrauen z. B. bei Thorkildsen et al. (2015). 
79 Zum Beispiel zur Entwicklung von Kooperationen (Axelrod 2000; Diller 2002) oder zu Beteiligungs- und Prozessstrukturen 

in der Ländlichen Entwicklung: Magel (2012). 
80 Logik des kollektiven Handelns (Olson 1998) und Entwicklung sozialer Normen bei Gemeinschaftsgütern (Ostrom 2000). 
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theoretische Fundierung von Governance-Analysen, der Akteur Zentrierte Institutionalismus81, 
greift wiederum auf verschiedene Theoriemodelle zurück. Den Umfang des im Prinzip nutzbaren 
(Teil)Wissens zum Verstehen von Governance verdeutlicht eine 2-bändige Enzyklopädie, in der 
Schlagworte und Theorien, die für den Governance-Diskurs relevant sind (jeweils kurz!) zusammen-
gestellt sind (Bevir 2007, 2011). 

Für viele Teilaspekte gibt es also durchaus detaillierte Erklärungsansätze. Es ist aber keine additive 
Kombinierbarkeit gegeben. So können nicht einfach unterschiedliche Theorien einem Puzzle gleich 
zusammengeführt werden. Vielmehr sind Gegenstand und Reichweite der Theorien oft überlap-
pend und deren Erklärungsgehalt kann sich in vielen Fällen zwar ergänzen, in anderen Fällen jedoch 
auch widersprechen. 

Zwischenfazit 

„Operationalisierung eines analytischen Konzeptes statt Welterklärung“: Die Governance-For-
schung hat bisher Governance vor allem als zu beschreibendes Phänomen aus der Praxis analysiert 
und sich dabei der Instrumentarien verschiedener Disziplinen bedient. Regional Governance ist so-
mit – wie in Kapitel 2.3.2 dargelegt – ein analytisches Konzept aus der Wissenschaft, aber keines-
falls ein einheitliches aus der Wissenschaft abgeleitetes Steuerungskonzept. 

Auch wenn der Forschungsstand von einem wirklichen Wirkungsmodell weit entfernt ist, können 
aus den relevanten Theorien und bisherigen Operationalisierungsansätzen zumindest Variablen 
zusammengestellt werden, die die Basis für die Analyse von Governance-Prozessen sein können. 
Dies kann dann dazu dienen, einzelne Mechanismen zu untersuchen, ohne dass eine vollständige 
Modellierung der Regional-Governance-Prozesse möglich wäre. 

3.2 Variablen in den Wirkungszusammenhängen 

Eine Operationalisierung kann auf unterschiedliche Kategorisierungen82 aufbauen. Die einzelnen 
Elemente sind dann als Wirkfaktoren zu interpretieren. Vieles ist zugleich Wirkfaktor und Wir-
kungsfeld, z. B. wirken sich die Interaktionsorientierungen der Akteure direkt auf die Handlungen 
aus, zugleich können sich die Interaktionsorientierungen durch das Handeln ändern. 

                                                      

 
81 Als weitere theoretische Zugänge neben dem AZI stellt Gailing (2014: 110 ff.) die Theorie der Strukturierung, Institutional 

Analysis und Development Approach sowie Ansätze zu sektoralen Institutionensystemen vor. Hey und Engert (2009) 
sammeln „multiperspektivische Ansätze“ zur Beschreibung regionaler und urbaner Dynamiken in komplexen Regionen. 

82 Übersichten über Kategorisierungen zu Regional Governance liefern: Benz und Fürst (2003), Gawron (2010: 100), Fürst 
et al. (2006), Beutl (2010) oder Willi et al. (2018), die nach einer Delphi-Befragung die Dimensionen 1. Participation, 2. 
Bindingness, 3. Formalisation, 4. Regional autonomy und 5. Power relations abgrenzen. 
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Als Variablen werden hier wesentliche Elemente der Wirkungszusammenhänge dargestellt. Es 
wird zunächst auf das Governance-Arrangement und dann auf die Region eingegangen, wobei die 
Trennlinie der beiden Wirkungsfelder nicht immer klar zu ziehen ist. 

Neben der reinen Identifizierung der Elemente als Variablen wäre auch die Wirkungsweise dieser 
Elemente zu erörtern. Dies erfolgt hier schon aus Platzgründen nur ausschnittartig, detaillierte Er-
läuterungen finden sich aber z. T. in der zitierten Literatur. 

3.2.1 Governance-Arrangement 

Die Leitfrage für diesen Abschnitt ist „Wie funktioniert Regional Governance?“ (Pütz 2004: 101; 
Fürst et al. 2006). 

Das Governance-Arrangement wird aus den Akteuren und Institutionen und deren Interaktionen 
gebildet. Zentral dazu sind Verhandlungs- und Entscheidungsprozesse mit ihren jeweiligen Regeln. 
Um die Funktionsweise des Arrangements zu verstehen, sind die bereits als Merkmale von Regio-
nal Governance identifizierten Sachverhalte (Kapitel 2.2.3.2) einzubeziehen. Diese sollen hier nicht 
wiederholt werden. Es werden lediglich beispielhaft einige sich daraus ergebende, als zentral an-
zusehende Wirkungszusammenhänge erörtert. Für die Funktionsweise von Regional Governance 
spielen die in engem Zusammenhang stehenden Begriffe Kooperation83, Netzwerke84 und Sozialka-
pital85 eine wichtige Rolle (vgl. Fürst et al. 2005a: 51 ff.; Burt 2000; Lowndes und Wilson 2001). 
Sozialkapital erleichtert die freiwillige Zusammenarbeit von Akteuren, die nicht institutionell zur 
Kooperation gezwungen sind (vgl. Baitsch und Müller 2001). Es reduziert opportunistisches 

                                                      

 
83 Zur Kooperation können ganz unterschiedliche Anzeichen im Fokus stehen z. B. „Examining power struggles as a signifier 

of successful partnership working” bei Derzken et al. (2008). 
84 Weitere Grundlagen zu Netzwerken bei Degenne und Forsé (1999); zur „theory of network governance” siehe Jones et al. 

(1997). Den Einfluss von Kontextfaktoren auf die Entstehung der Netzwerktypen beschreiben Benz und Meincke (2007: 
57 ff., 75) und grenzen ab: „Schatten der Hierarchie – integriert“; „Hierarchie – Integriert“, „Spezialisiert – Integriert“, 
„ Spezialisiert – Isoliert“, „Lose Gekoppeltes – Sektorübergreifend“. 

85 Sozialkapital ist allerdings ein unscharfer Begriff (vgl. Braun 2001). Unter Sozialkapital sind solche sozialen und emotio-
nalen Bindungen und Beziehungen zwischen unterschiedlichen Akteuren zu verstehen, durch die Vertrauen, Solidarität 
und Kooperationsbereitschaft intensiviert werden. Während sich Bourdieu auf den Beziehungsreichtum bezieht, der von 
Individuen im Rahmen ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen genutzt wird, meint der angelsächsische Begriff (Put-
nam) das gemeinwohlorientierte Handlungspotenzial, das in bürgerlichen Assoziationen gebildet wird (Normen, Ver-
trauen). Putnam betont den (vorteilhaften) Kollektivgutcharakter, den das Sozialkapital für gesellschaftliche Formationen 
hat. Für Bourdieu verbindet sich mit der Perspektive des Sozialkapitals auch der Blick auf dessen ungleiche Verteilung in 
den gesellschaftlichen Gruppen (vgl. Lin 2001: 22-24; Fürst et al. 2006: 11). 

 Weiteres zur Rolle von Sozialkapital bei Fürst et al. (2005: 51 ff.); Pisani und Franceschetti (2011); Burt (2000); Lowndes 
und Wilson (2001); Petersen (2007); Shortall (2008); Magnani und Struffi (2009). Zu Sozialkapital und Vertrauen für 
„transforming information into usable knowlegde“: Fisher (2013). Empirische Beispiele im Kontext von LEADER bei Nar-
done et al. (2010) zur Messung der Akkumulation von Sozialkapital im Kontext von LEADER (Teilmann 2012). 



64  Kapitel 3         Wirkungszusammenhänge: Systematisierungen und Erfolgsfaktoren 

 

Verhalten, intensiviert die wechselseitige Selbstverpflichtung, verstärkt wechselseitiges Vertrauen 
und führt dadurch zu sinkenden Transaktionskosten der Kooperation (Entdeckung von Gemein-
samkeiten, Koordination von Interessen) (Fürst et al. 2006; Bachmann 2003). Sozialkapital erhöht 
sich wiederum durch gemeinsame positive Kooperationserfahrungen oder materielle wie immate-
rielle Zuwendungen (Fürst et al. 2006: 11; vgl. Fürst et al. 2005a: 35). Das Vertrauen86 stellt daher 
sowohl einen wichtigen Wirkfaktor als auch das Wirkungsfeld dar. Ohne Vertrauen werden die Ak-
teure keine wichtigen Informationen an andere Akteure im Netzwerk weitergeben und so kann 
auch keine gelungene Zusammenarbeit oder Kooperation untereinander erreicht werden (Lenjoint 
2011: 48). 

Für die Systematisierung der Governance-Prozesse sind zunächst die dazu gebildeten organisato-
rischen Strukturen zu analysieren. So sind in der Regel einer oder mehrere „organisatorische 
Kerne“ wichtig. Unter einem „organisatorischen Kern“ ist eine koordinierende Stelle zu verstehen, 
in der Ansprechpartner*innen vorhanden sind und die Dienstleistungen für Koordinationsprozesse 
erbringt. Diese Kerne übersetzten idealtypisch die Intentionalität in die Organisations- und Pro-
zessgestaltung und haben hier einen hohen Einfluss. Inwieweit hier abweichende Absichten zwi-
schen einzelnen Akteuren dieses Kerns und den weiteren Steuerungsgremien vorliegen, kann in 
der Praxis sehr unterschiedlich sein. 

Die Koordinationsprozesse werden in unterschiedlichen mehr oder weniger stark formalisierten 
Handlungsarenen ausgetragen. Relevant sind sowohl Arenen, die formale Entscheidungen treffen 
(Landkreistag, Gemeinderat) und solche, die formale Entscheidungen vorbereiten und/oder infor-
mell koordinieren und nur wenig institutionalisiert sind (LEADER-Gruppen, Arbeitskreise u. Ä.). Sol-
che Handlungsarenen sind untereinander verbunden, sodass es auch auf deren Verkopplung an-
kommt (Arenen-/Mehrebenen-Verflechtung, vgl. Benz 2009; Benz 2004c). Bei den Entscheidungs-
interaktionen ist generell also zwischen: a) Interaktionen innerhalb einzelner Arenen sowie b) In-
teraktionen zwischen den Arenen zu unterscheiden. Auch ist die Einbettung in regionale Macht-
strukturen zu beachten. Diese können unterstützend wirken oder aber eine wirksame Etablierung 
neuer Governance-Formen einschränken oder verhindern.87 

Dies zeigt die Bedeutung, das institutionelle Umfeld und regionale Bedingungen in die Analysen 
einzubeziehen. Hierzu sei auf die bereits in Kapitel 3.1 dargelegte Mehrebenen-Verflechtung 

                                                      

 
86 Dies kann je nach Kontext vielseitig definiert und interpretiert werden (vgl. Lenjoint 2011: 48). Vertrauen in Netzwerken 

lässt sich an folgenden Kriterien manifestieren: Austausch von strategischen Informationen, Dauer der Beziehung, Voll-
ständigkeit sowie Rechtzeitigkeit von Informationen (vgl. Hellmer et al. 1999: 60; Köhling, 2012: 113 ff.; Thorkildsen 
et al.2015). 

87 Hier gibt es Beispiele zu Problemen der Etablierung von LEADER-Prozessen (z. B. in Polen: Falkowski 2013). 
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verwiesen. Zu einzelnen Faktoren des institutionellen Umfeldes wiederum gibt es umfangreiche 
Erörterungen.88 

Für die jeweiligen Arenen des Governance-Arrangements ist die Frage nach der Partizipation/ 
Zugänglichkeit eine zentrale Weichenstellung. So benennt Jessop (1998) die Spannung zwischen 
Offenheit und Geschlossenheit (openess vs. closure) als typisches Dilemma von Governance. Einer-
seits ist Geschlossenheit für eine effektive Koordination nötig, denn eine zu hohe Offenheit birgt 
die Gefahr, zu weniger bindenden Vereinbarungen zu kommen und die Transaktionskosten zu er-
höhen. Andererseits hat die Geschlossenheit Nachteile, wie z. T. fehlende Legitimation und unge-
nutzte Potenziale (Fürst et al. 2006). Zur Wirkungsweise der organisatorischen Zusammenhänge 
gibt es zu vielen Bereichen einfache Thesen wie „mit zunehmender Zahl der Akteure steigen die 
Einigungskosten“ (Bogumil und Holtkamp 2004: 164). 

Relevant sind insbesondere solche Mechanismen, die trotz schwacher Institutionalisierung (netz-
werkartige Interaktionsformen auf freiwilliger Basis) Beschlüsse mit selbstbindender Wirkung nach 
innen erzeugen. Dafür sind Entscheidungs- und Interaktionsregeln erforderlich (insbesondere 
Spielregeln der Entscheidungsfindung: Konsens, Mehrheitsbeschluss etc. vgl. Rommelfanger und 
Eickemeier 2002; Diller 2005) sowie unterschiedliche Intensitäten ihrer Bindungskraft (verbindlich, 
informelle Selbstbindung, rein informell). Aus Interaktionen entwickeln sich bestimmte wechsel-
seitige Erwartungen, die über selbstbestimmte Regelsysteme (z. B. Verträge, Vereinbarungen) 
„enttäuschungs-resistent“ gemacht werden können und zur Vertrauensbildung und Verlässlichkeit 
der Kooperationsprozesse beitragen (Habisch 1999). Selbstbindungen setzen hohes Vertrauen in 
die Verlässlichkeit der anderen voraus. Dabei kommt es wiederum auf die Art der Selbstbindung 
und die Sanktionsmöglichkeiten an, wobei Probleme vor allem dann auftreten können, wenn 
gleichzeitig neue Problemlösungen zu finden und Verteilungsfragen zu lösen sind. Hier kann ein – 
gerade in verbundenen Arenen nicht selten – „Verhandlungsdilemma“ auftreten (Benz 
2003b: 506). 

So führt die Frage der Verbindlichkeit von Entscheidungen in ein Spannungsfeld: Einerseits erleich-
tert die Unverbindlichkeit von Entscheidungen die Konsensbildungsprozesse. Andererseits sind die 
Handelnden häufig nicht so frei, weil sie ihrerseits eingebunden in übergeordnete Entscheidungs-
strukturen sind (Benz 2004c). Dies ist etwa der Fall, wenn die Planungsakteure nicht selbst über 
Finanzen verfügen und die Bereitstellung von erforderlichen Finanzmitteln an der Prioritätenset-
zung ihrer Bezugs-Organisation scheitern kann. Dies mindert langfristig die Bereitschaft der 

                                                      

 
88 Zum Beispiel zur Rolle von Bürgermeistern: Steyvers (2016), Prägungen durch „local government reforms“: Wollmann 

(2012) oder Mehrebenenverflechtungen (Kuhlmann 2014). Bei Heinelt et al. (2011b) werden etwa institutions, place-
related structural factors (sowie actor related factors) systematisiert. 

 Erinnert sei aber auch an die Mahnung von Jann (2009: 497): „Es besteht die Gefahr, dass in der überbordenden Gover-
nance-Begeisterung Regierung und Verwaltung wieder einmal ignoriert werden, weil sie sich […] ‚von selbst verstehen‘.“ 
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Akteure, in den Governance-Arrangements aktiv mitzuwirken (Fürst et al. 2006; vgl. „Entschei-
dungsarenenproblematik“ Pollermann 2004: 204). 

Regional-Governance-Prozesse werden ganz wesentlich von dem Handeln der Akteure mitgeprägt, 
wobei das Umfeld89 der einzelnen Teilnehmenden relevant ist. Sowohl aufgrund ihrer Kompeten-
zen durch politische oder administrative Ämter als auch den Zugang zu weiteren Machtressourcen 
wie Informationen, Sozialkapital oder Finanzen liegen unterschiedliche Machtpositionen der Pro-
zessteilnehmenden vor (Fürst et al. 2006). 

Um zu analysieren, wie sich die konkreten Handlungen der Akteure erklären lassen, ist auch die 
Mikro-Ebene „in den Köpfen“ der einzelnen Beteiligten einzubeziehen. Dazu gehören Werte, Ein-
stellungen und Wissen oder die Motivation der Akteure (Pollermann 2008). So gelten Lernprozesse 
als grundlegende Voraussetzungen für erfolgreiche Governance-Prozesse. Diese Prozesse können 
sich auf sehr unterschiedliche Aspekte beziehen: den Zuwachs an (Fach)Wissen (Jauß und Stark 
2004: 214), auf Werte und Normen, auf Wissen über die Interessen und Sichtweisen anderer Ak-
teure oder auf Interaktionsorientierungen (Fürst et al. 2006: 40; Köhling 2012: 93). In Folge des 
z. B. bei Diller (2016) beschriebenen „Cognitive Turn“ in verschiedenen Strömungen in den Politik-
wissenschaften werden solche Elemente wie Ideen, Bilder, Raumkonstruktionen, Wissen, Diskurse 
und Lernprozesse auch verstärkt in Diskursen zu Regional Governance verankert. Auch die Hand-
lungsorientierung der verschiedenen Akteure spielt eine wichtige Rolle. In der Praxis kann das Ver-
halten auf eine gemeinsame Problemlösung oder auf Verteidigung der eigenen Interessen ausge-
richtet sein. Abstufungen für die Interaktionsorientierung sind beispielsweise: feindlich, kompeti-
tiv, kooperativ (vgl. Mayntz und Scharpf 1995: 111 ff). Die „Handlungsorientierung“ ist in der em-
pirischen Forschung schlecht nachzuprüfen. 

Beispiele für Wechselwirkungen im Bereich des Raumbezugs der Akteure sind die Verbundenheit90 
der Akteure mit der Region. So kann sich die raumbezogene Motivation wandeln: der sozial kon-
struierte Raum (= place) gewinnt an Bedeutung im Handeln der Akteure. Das heißt in der individu-
ellen Kosten-Nutzen-Schätzung von Handeln wird dem Einsatz für place ein höherer Nutzen zuge-
ordnet (Übernahme von „problem ownership“). Kommen Prozesse des Place-making zustande, 
entfalten sie innere Verstärkereffekte. Sie intensivieren die Interaktion der Akteure (Sozialkapital-
bildung), entwickeln über gemeinsame Handlungsvisionen ideologische Bindungen (Vision) und 
verstärken damit das Bewusstsein für die Bedeutung von place und die Bindung an place. Das ent-
standene Sozialkapital ist wiederum eine wichtige Stütze für die Entwicklung von Governance. So 

                                                      

 
89 Die Akteure handeln selten isoliert; meistens sind sie Mitglieder von Organisationen. Damit sind sie in ihrem Koopera-

tionsverhalten nicht „frei“, sondern (auch) auf ihre „Heimatorganisation“ hin orientiert. Sie müssen daher in einer Person 
zwischen den Interessen „ihrer“ Organisation und denen der regionalen Institutionen, deren Mitglied sie sind, vermitteln, 
agieren gleichsam als „Diener zweier Herren“ (Gawron 2010: 90). 

90 Zum Zusammenhang eines solchen „place attachment“ mit dem Engagement siehe beispielsweise Wu et al (2019). 
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ist durch Place-making idealtypisch zu erwarten, dass die Sozialkapitalbildung und der bewusstere 
Bezug auf einen gemeinsamen Raum, der gleichzeitig auch Mitverantwortung für den Raum auslö-
sen kann, die Entwicklung von Governance begünstigt (Fürst et al. 2006: 21). 

Governance-Prozesse formieren sich nicht ohne Anlass und ohne sogenannte Schlüsselpersonen, 
den „Promotoren“ (vgl. Diller 2002; Gailing und Ibert 2016; Hauschildt und Keim 1997; Witte 1973). 
Kollektives Handeln ist schwer zu motivieren, wenn die Beteiligten nicht einen Handlungsdruck 
verspüren, ein von vielen als Problem empfundenes Defizit zu beseitigen. Promotoren sind dabei 
häufig diejenigen, die das Bewusstsein für Defizite formieren und Akteure mobilisieren. Dabei las-
sen sich nach ihren Rollen Macht-, Fach- und Prozesspromotoren unterscheiden: 

• Machtpromotoren liefern Unterstützung durch Zugriff auf materielle Ressourcen oder politi-
schen Rückhalt und sichern die notwendige Autonomie der Governance gegenüber externen 
Einflüssen. 

• Fachpromotoren leisten die erforderlichen Inputs an Fachwissen und Handlungs-Knowhow. 

• Prozesspromotoren sind diejenigen, die Prozesse moderieren und effektiv gestalten können 
(Fürst et al. 2006: 36). 

Während es oft einfach ist, Fachpromotoren einzubinden, weil sie sich aus ihrer Position in Orga-
nisationen oder ihrer Fachautorität legitimieren, sind Machtpromotoren und Prozesspromotoren 
immer in der Gefahr, von anderen Beteiligten abgelehnt zu werden, weil sie einen (impliziten) Füh-
rungsanspruch verkörpern. Führung kann das Prinzip der Gleichrangigkeit und Gleichwertigkeit al-
ler Teilnehmer, der hierarchiefreien Kommunikation, der Neutralität von Steuerungsformen u. Ä. 
gefährden. Mitglieder weichen aus (treten aus dem Netzwerk aus), die Gemeinschaft polarisiert 
sich intern, es bilden sich Untergruppen mit unterschiedlichen Steuerungsmöglichkeiten etc. An-
dererseits benötigen Prozesse ein Mindestmaß an Führung91, sodass wiederum die Diskurse um 
„Leadership“92 weitere Hinweise auf Wirkungszusammenhänge liefern. 

Generell ist Legitimation nicht nur aus normativer Sicht, sondern auch aus funktionaler Sicht von 
Bedeutung, da diese die Mobilisierbarkeit von externen Ressourcen beeinflusst. Die 

                                                      

 
91 Das Problem wird häufig dadurch gelöst, dass man legitimierte Promotoren einbezieht. „Legitimation“ leitet sich entwe-

der aus institutionellen Funktionen, aus formaler Beauftragung, aus Wahlen oder aus stillschweigendem Konsens ab. In 
der Praxis von regionalen Prozessen sind aber nicht nur positiv wirkende Promotoren relevant, vielmehr kann es auch 
Schlüsselpersonen geben, die hemmend auf die Entwicklung wirken, in dem etwa Prozesse durch Veto-Optionen  
blockiert oder verzögert werden. Weiteres zur theoretischen Konzipierung der Vetospieler bei Benz (2009: 52). 

92 Weiteres zu Leadership bei Elgie (2007), Kaulio und Uppvall (2009), Haus und Erling-Klausen (2011), Normann (2013) oder 
Beer (2014). 
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(wahrgenommene) Legitimation des Governance-Arrangements in der Region93 ist nicht nur ein 
Ergebnis von Governance, sondern prägt auch das Funktionieren der Governance-Prozesse: z. B. 
zur Mobilisierung von finanziellen Ressourcen, bürgerschaftlichen Engagements, Projektträgern 
oder der Unterstützung weiterer Gremien und Verwaltungsakteure.94 Interessant ist wiederum das 
Argument, dass eine zu große Offenheit nach außen das Vertrauen im Kern des Netzwerkes auch 
beeinträchtigen kann (Cole und John 2001: 13). 

In instrumenteller Hinsicht ist die Erstellung von Handlungskonzepten/Plänen sowie daran an-
knüpfend die Umsetzung von Projekten/Aktivitäten zentraler Output von Regional Governance 
(Diller et al. 2009) und Basis für die Entfaltung weiterer Wirkungen. 

Eine Übersicht zu den relevanten Elementen und Ausprägungsformen (in Anlehnung an Kriterien 
der Operationalisierung) ist in Tabelle 3 in Kapitel 4.3 zusammengefasst. 

3.2.2 Regionale Entwicklung 

Um die Wirkungszusammenhänge der regionalen Entwicklung zu systematisieren, kann die Re-
gion als System betrachtet werden (BBR 2013; vgl. Deitmer 2004), wobei ein wesentliches Charak-
teristikum ist, dass eine Region ein offenes System ist, welches Bezüge zur „Außenwelt“ hat. Die 
Elemente dieses Systems können dann als Wirkfaktoren und Wirkungsfelder analysiert werden, 
wobei auch regionsexterne Bedingungen einbezogen werden müssen. Ein wesentlicher Klärungs-
bedarf liegt also auch darin, wie die Region überhaupt physisch abgegrenzt ist, und welche funkti-
onellen Bezüge darüber hinaus zu analysieren sind. 

Zudem ist die normative Dimension der regionalen Entwicklung zu klären. So wird Entwicklung 
zumeist auf den ökonomischen Aspekt fokussiert, jedoch sind auch im Zuge des Nachhaltigkeits-
diskurses soziale und ökologische Aspekte stärker in den Fokus gerückt. Statt einer Fokussierung 
auf die üblichen ökonomisch definierten Kennzahlen könnten auch subjektive Zufriedenheiten95 
der Menschen als Maßstab dienen. Letztlich ist es eine normativ zu klärende Frage, was überhaupt 

                                                      

 
93 Auch Legitimationswahrnehmungen werden durch überregionale kulturelle Bedingungen geprägt: „Während in der ame-

rikanischen Deutung von Legitimität der Öffentlichkeitherstellung und -beteiligung weitaus mehr Bedeutung zukommt 
als der scheinbaren Objektivität der Sache, so ist das in Deutschland genau umgekehrt“ (Jauß und Stark 2004: 212). 

94 Ein Beispiel für Pfadabhängigkeiten bei Partizipationstraditionen beschreibt Shortall (2008: 453) aus Nordirland: bei Pro-
testant*innen hat sich eher eine Erwartungshaltung an den Staat etabliert, während Katholik*innen den Staat nicht als 
„ihren” Staat ansehen. 

95 Hierzu diskutieren Goetzke und Islam (2017: 200) die Nutzbarkeiten von „self-reported subjective well-being“ (SWB) und 
„life satisfaction“ (LS). 
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das Ziel der regionalen Entwicklung sein soll (wirtschaftlich, sozial, ökologisch, nachhaltig oder 
doch smart96 oder „gemeinwohlorientiert“ (Münkler und Fischer 2002)?). 

Die Leitfragen für diesen Abschnitt sind A) „Welche Wirkungszusammenhänge bedingen regionale 
Entwicklungen“, B) „Wie ist dies durch Förderpolitiken beeinflussbar?“ sowie C) „Wie wirkt Regio-
nal Governance auf diese regionale Entwicklung“ und D) „Wie wirken regionale Bedingungen auf 
Regional Governance?“. 

A) Welche Wirkungszusammenhänge bedingen regionale Entwicklungen? 

Der Versuch, Determinanten der regionalen Entwicklung zu entschlüsseln, ist so alt wie die Dis-
ziplin der Regionalforschung selbst (Panebianco 2013: 11). Insbesondere aus Geographie und Wirt-
schaftswissenschaften gibt es zahlreiche Diskurse, wie sich Regionen entwickeln und wie dies be-
einflusst werden kann. Die Bandbreite97 reicht von neoklassischer Wachstumstheorie über die Po-
larisationstheorie oder endogene Wachstumstheorie bis hin zu neueren Theorien der relationalen 
Wirtschaftsgeografie, in deren Kontext wiederum Diskurse um Netzwerke und Innovation eine 
wichtige Rolle spielen. Die Wechselwirkungen zwischen regionaler Faktorausstattung und regiona-
ler Entwicklung können durch die aufgezählten Erklärungsansätze jedoch nur in Teilen abgebildet 
werden. Bis heute ist es nur in Ansätzen möglich, die ökonomische Entwicklung einer Stadt oder 
Region schlüssig zu erklären. Zudem steht die wirtschaftliche Entwicklung immer stärker im Einfluss 
internationaler Wirtschaftsverflechtungen und damit regionsexterner Determinanten 
(vgl. Panebianco 2013: 11 ff.). Das Einbeziehen weiterer Aspekte einer nachhaltigen Regionalent-
wicklung wie soziale und ökologische Implikationen aus der wirtschaftlichen Entwicklung macht 
Erklärungsversuche noch schwieriger.98 

Bisher ist es also nicht gelungen, eine geschlossene, umfassende Theorie der Regionalentwicklung 
zu entwerfen, die alle als relevant infrage kommenden (wachstumsdeterminierenden) Faktoren in 
ein Modell einbindet, das als hinreichend gutes Abbild der Realität gelten könnte (Krätzschmar 
1995: 20, 29 und 44; vgl. Panebianco 2013: 11 ff.). Auch den endogenen bzw. gemischt-endogen-
exogenen Ansätzen fehlt es noch an theoretischer Geschlossenheit und Konsistenz (vgl. Maier und 
Tödtling 2002: 195; Baum und Weingarten 2004: 17; Pike et al. 2016; Bock 2016). Zudem sind viele 

                                                      

 
96 Weitere Erörterungen finden sich z. B. im von Naldi et al. (2015) mit „What is smart rural development?“ überschriebe-

nen Artikel oder bei Pollermann (2007). 
97 Überblick zu verschiedenen Theorieansätzen liefern beispielsweise Deitmer (2004), IRS und IGOP (2011a), Bathelt und 

Glückler (2012), Margarian (2013) und Panebianco (2013). Wirtschaftsgeografische Grundlagen liefern z. B. Kulke (2008) 
oder Liefner und Schätzl (2012). Verschiedenen Standorttheorien stellen Farhauer und Kröll (2013) dar. 

 Beispiele für rechenbare Erklärungsmodelle z. B. Jung und López-Bazo (2017) oder Di Calaldo (2017). 
98 Aufgrund der Interdependenzen wird das Problem auch kaum kleiner, wenn die Analyse sich auf einzelne Sektoren wie 

z. B. den Tourismus beschränkt, wobei gerade die Entwicklung touristischer Destinationen auch von vielen externen Fak-
toren abhängt, sodass hier Wirkungsanalysen generell schwierig sind (zum Tourismus: vgl. Ansätze/Problemdiskussion 
bei Madsen und Zhang (2010) oder Neumann und Pollermann (2014)). 



70  Kapitel 3         Wirkungszusammenhänge: Systematisierungen und Erfolgsfaktoren 

 

Forschungsansätze einseitig auf ökonomische Entwicklungen fokussiert, was aber für die Wir-
kungsanalysen zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung unzureichend ist. 

Als Näherungsversuche gibt es immer wieder Veröffentlichungen, die auf interregionalen Verglei-
chen basieren und empirisch bestimmende Faktoren unterschiedlicher ökonomischer Perfor-
mance von Regionen erörtern (z. B. Agarwal et al. 2009; Sánchez-Zamora et al. 2014; Margarian 
2018). Eine Übersicht und kritische Einordnung zu Analysesätzen findet sich bei Terluin (2003). Da-
bei finden sich auch unterschiedliche Erklärungsansätze für urbane Zentren und ländliche Räume.99 
Grundlegendes Problem bei der Analyse der Faktoren ist, dass die erklärende Variable oft mit der 
zu erklärenden Variable nicht durch einseitige Kausalbezüge in Verbindung steht, sondern wech-
selseitige Beziehungen bestehen. Dies macht es schwer, Korrelationen als tatsächliche Kausalbe-
züge nachzuweisen.100 Da die Darstellung der verschiedenen Theorien und Ansätze den Rahmen 
dieser Arbeit sprengen würde, werden diese Erklärungsansätze aber nicht im Detail wiedergege-
ben. 

Um aber mögliche Faktoren zu diskutieren, denen direktere Bezüge zum Handeln in Governance-
Arrangements zugeschrieben werden, wird an den Ansätzen der relationalen Wirtschaftsgeogra-
fie angeknüpft. Um ökonomische Strukturen und Prozesse zu erklären, sind – deren Grundver-
ständnis entsprechend – insbesondere Kontextualität, Pfadabhängigkeit und Kontingenz zu be-
rücksichtigen. Dies steht im Gegensatz zu theoretischen Programmen, deren Konzepte auf univer-
sellen Gesetzen, linearen Entwicklungen und geschlossenen Systemen basieren. Mit Ansätzen der 
relationalen Wirtschaftsgeografie können in einem disziplinenübergreifenden Forschungsansatz 
ökonomische und sozialwissenschaftliche Ansätze integriert werden (Barthelt und Glückler 2012, 
48f). Ein solches Grundverständnis bietet somit die Option, Regional Governance-Arrangements 
als einen möglichen Faktor zu analysieren. 

Zu der Frage, welche Faktoren überhaupt für Analysen der Governance-Prozesse einzubeziehen 
sind und welche Wirkmächtigkeit den einzelnen Faktoren zugeschrieben wird, sind im Laufe der 
Theorieentwicklung immer wieder Ergänzungen und Verschiebungen zu konstatieren. Dabei spie-
len auch sich wandelnde Realitäten im Wirtschaftsgeschehen eine Rolle. So standen in den frühen 
volkswirtschaftlichen Theorien die Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapital im Vordergrund. 
Dies wurde im Sinne von Standortfaktoren weiterentwickelt, die die sowohl die Leistungserstellung 
als auch die Leistungsverwertung in den Blick nahmen und die Rolle von Agglomerationsfaktoren 

                                                      

 
99 Beispiele sind „Wachstumsmotoren außerhalb der Metropolen“ (BBR 2008) oder eine Eigenlogik der Städte (Löw 2012). 

Eine Übersicht zu Erklärungsmodellen in ländlichen Räumen liefert Terluin (2003), die Entwicklung ländlicher Räume vor 
Hintergrund sich ändernder Rahmenbedingungen durch eine Wirtschaftskrise in Spanien beleuchten Sánchez-Zamora 
et al. (2014), die Rolle von Leadership für Innovationen in der Regionalentwicklung in „ordinary regions“ Benneworth 
et al. (2007). 

100 Ein allgemeiner Überblick zu methodischen Herausforderungen zu Kausalitäten findet sich bei Pearl (2009), bei Margarian 
(2017) eine spezifische Betrachtung der Problematik mit Bezug auf die Regionalentwicklung und bei Sanso‐Navarro und 
Vera‐Cabello (2016) Eröterungen zu non-linearen Aspekten. 
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einbezogen (vgl. Liefner und Schätzl 2012: 21ff). Standorttheorien boten Erklärungsansätze, um 
einzelbetriebliche Standortentscheidungen zu erklären. Standortstrukturtheorien beschäftigten 
sich mit der Verteilung im Raum. Dieser stärkere Raumbezug mündete dann in die weiterhin prä-
senten regionalen Wachstum- und Entwicklungstheorien (vgl. Liefner und Schätzl 2012: 16). Dazu 
wird neben den „harten“ Faktoren wie Infrastruktur, Unternehmen, verkehrlicher Erreichbarkeit, 
Lohnkosten, administrative Strukturen oder der Qualifizierung von Arbeitskräften in der Fachdis-
kussion zunehmend die Bedeutung „weicher“ Faktoren101 hervorgehoben (Thießen 2005; Panebi-
anco 2013: 12). Solche Faktoren umfassen Aspekte, die schwer messbar sind und subjektiv wahr-
genommen werden (Barthelt und Glückler 2012: 174). Dazu gehören neben soziokulturellen Gege-
benheiten der Lebens- und Umweltbedingungen und politischen Kulturen die Ausprägung von re-
gionalen Milieus. Mögliche Analyseansätze können auf Netzwerke und Cluster fokussieren, sodass 
die entsprechenden Theorien Faktoren wie Human- und Sozialkapital102 einbeziehen. Neben regio-
nalwirtschaftlicher Innovativität103 wird auch regionsbezogener Identität104 positiver Einfluss zuge-
schrieben (Jekel und Fromhold-Eisebith 2003). Verstärkt werden Aspekte der Wandlungsfähigkeit 
und Reaktionsfähigkeit auf Krisen (Resilienz)105 in den Fokus gerückt. Hierzu gehört auch die Reak-
tion auf Veränderungen im Umfeld der Region (Deitmer 2004; Pudelko et al. 2018). Solche Diskurse 
münden in verschiedene Erklärungsansätze, aus denen relevante Faktoren ableitbar sind. Bei-
spielsweise werden Netzwerk- und Clusteransätze zu „regionalen Innovationssystemen“, „lernen-
den Regionen“, „kreativen Milieus“ ausdifferenziert, die in Theorieentwicklungen einer relationa-
len Wirtschaftsgeografie aufgegriffen werden (vgl. Bartelt und Glückler 2012: 245ff). Zugleich ha-
ben diese Ansätze durch ihren Blick auf raumbezogene Kommunikations- und Interaktionsaspekte 
einen direkten Bezug zu ebenfalls als Netzwerk zu interpretierenden Governance-Arrangements. 

                                                      

 
101 Verschoben hat sich aber nicht nur die Erkenntnislage der Bedeutung der Faktoren, es geht auch um verschobene Ziel-

vorstellungen wie der Perspektivenerweiterung von einseitigen quantitativen Wachstums-Paradigmen hin zu einem 
„smart growth“ (Ye et al. 2005), wobei je nach Interesse und Interpretation auch hierbei die Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit im Vordergrund stehen kann. Gerade für eine nachhaltige regionale Entwicklung wäre eine einseitige 
Fokussierung auf regionale Wettbewerbsfähigkeit zu vermeiden (Jäger und Köhler 2007: 21). 

102 So vertritt Putnam eine optimistische Sicht: „Putnam argues that dense networks of civic engagement produce a capacity 
for trust, reciprocity and co-operation (“social capital”) which in turn leads to a healthy economy and a healthy democ-
racy” (Shortall 2008; vgl. Lowndes und Wilson 2001; Putnam 1993). Woodhouse (2006) weist anhand zweier Beispiele 
aus Australien einen positiven Zusammenhang zwischen Sozialkapital und wirtschaftlicher Entwicklung nach. Besser und 
Miller (2013) zeigen die Bedeutung von Sozialkapital für lokale Unternehmen. Tura und Harmaakor (2005) stellen die 
Bedeutung für die Innovationsfähigkeit von Regionen dar. 

 

103 Weiteres zur Funktionsweise von „innovation systems” und wie eine diesbezüglich erfolgreiche Region ausgestaltet ist 
bei: Shotter und Gustavsen (1999); Florida (2005); Nuur und Laestadius (2009); Nuur und Laestadius (2010); Thorkildson 
et al. (2015); Spitzner (2015); Uyarra et al. (2017). 

 

104 Regionalentwicklung durch „regionale Identität“ oder „corporate identity“? (Fürst 2001b) und raumbezogene Identität 
als Entwicklungsfaktor für den ländlichen Raum (Zeitler 2001). Hier gibt es Bezüge zum Diskurs um Placemaking (Stedman 
2002; Schürmann 2006; Pollermann 2014a; Wu et al. 2019) oder die Attraktivität durch Raumqualitäten (Florida et al. 
2011).  

105 So beschreiben Sánchez-Zamora et al. (2014) einen diskursiven Wandel mit den Etappen „space” => „territory“ => „teri-
torial dynamics“ => „territorial resilience“. 
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So ist eine Verschiebung vom „industrial paradigm“ in Richtung einer flexiblen Produktion und der 
Wissensgesellschaft festzustellen, die sich in der „knowledge society era“ bewegen (Tovey 2008; 
Bartelt und Glückler 2012: 49). Somit fließen in die Diskurse Begriffe wie etwa „Technology, Talent 
and Tolerance“ und deren Bedeutung für eine „creative class“ ein (Florida 2002; Stolarick 2005). 
Zudem werden neben Aspekten der Lebensqualität und Werten/Einstellungen wie „Unternehmer-
geist“ oder Kooperationsbereitschaft sowie Institutionen, Politikstile und Interaktionsfähigkeiten 
in der Region als Einflussfaktoren wirtschaftlicher Prosperität interpretiert (Barkowsky und Huber 
2009; IRS und IGOP 2011a).106 Auch für diese Ansätze gilt aber die eingangs formulierte Erkenntnis, 
dass eine vollständige Modellierung zur Erklärung regionaler Entwicklungen nicht möglich ist. Auch 
bei Arbeiten mit solchen Ansätzen gilt es kritisch zu reflektieren, inwieweit die festzustellenden 
Korrelationen als Kausalitäten nachzuweisen wären. 

Viele der genannten Faktoren werden auch direkt oder indirekt vom politisch-administrativen Sys-
tem beeinflusst. Somit sind regionale Institutionen und administrative Strukturen relevante Fak-
toren und Rahmenbedingungen, die wiederum Bezüge zu den zu untersuchenden Governance-Ar-
rangements haben oder einen mehr oder weniger wichtigen Teil davon bilden. Dazu ist zu hinter-
fragen, wie wirkmächtig die zu untersuchenden Governance-Arrangements für diese regionale In-
stitutionenlandschaft sind. Insgesamt wirken Governance-Prozesse insbesondere auf die weichen 
Faktoren bzw. sind Teil der regionalen Netzwerke, sodass insbesondere hier Wirkungen und Wech-
selwirkungen zu vermuten sind. 

B) Wie ist die regionale Entwicklung (durch Förderpolitiken) beeinflussbar? 

Anknüpfend an die Frage wie sich Regionen entwickeln, ist die Förderung von Regionalentwick-
lung eine intensiv beforschte Herausforderung (Terluin 2003; Mohl und Hagen 2010; Mantino 
2010; IRS und IGOP 2011a; Diller et al. 2014; Botzen 2016; Domorenok 2017; Margarian 2017; 
Di Cataldo 2017). Dies ist eng verbunden mit der Identifizierung eines Governance-Outputs und 
dessen Einfluss auf die Regionalentwicklung. 

Mit Fokus auf die Förderung der Wirtschaftsentwicklung relativiert Margarian (2017: 9 ff.) die Ge-
staltbarkeit solcher Prozesse mittels allgemeiner Erfolgsfaktoren: „Viele ‚Erfolgsfaktoren‘ werden 
also im Entwicklungsprozess selbst geschaffen, denn ‚wertvolle Ressourcen‘ sind gerade die Fakto-
ren, die lokal spezifisch und eben nicht einfach nachzuahmen sind. Sie entstehen ganz überwie-
gend durch die Tätigkeit von Unternehmen in Auseinandersetzung mit ihrer Umwelt und sind des-
halb kaum von außen steuernd beeinflussbar.“ Zugleich sind Erfolgsfaktoren auch auf einer höhe-
ren Handlungsebene zu suchen, um beispielsweise gute Bedingungen für die Organisationsent-
wicklung zu schaffen. Somit sind übergeordnete Instanzen im politisch-administrativen 

                                                      

 
106 Zum Beispiel als „Insitiutional capacity und governance“ bei Sánchez-Zamora et al. (2014: 23) oder Zusammenhänge zwi-

schen Sozialkapital und „economic well-being“ in Regionen (Botzen 2016; vgl. Pisani und Franceschetti 2011). 
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Mehrebenensystem relevant. Es sollte deshalb beachtet werden, dass handlungsfähige öffentliche 
Institutionen für die wirtschaftliche Entwicklung gerade in eher peripheren Regionen von Bedeu-
tung sind (Margarian 2017: 9 ff). 

Bei der Förderung der ländlichen Entwicklung gibt es einen Trend hin zu territorialen und weniger 
sektoralen Ansätzen, der sich in tatsächlichen finanziellen Prioritätensetzungen aber noch weniger 
niederschlägt als auf der diskursiven Ebene. Zugleich sind Fragen der Wirksamkeit im Vergleich zu 
Alternativen nur schwer zu klären. Dazu fassen Diller et al. (2014: 15) zusammen: „Der vor über 
zwei Jahrzehnten eingeleitete Paradigmenwechsel der Förderpolitik für ländliche Regionen hin zu 
einer kooperativen, akteursorientierten Regionalentwicklung wird heute kaum noch angezweifelt. 
Gleichwohl gibt es nur wenige Erkenntnisse über die Wirksamkeit dieser Förderansätze für die Re-
gionalentwicklung.“107 

Daran anknüpfend ist zum einen die tatsächliche Operationalisierung/Umsetzung von Begriffen 
wie „kooperativ“ oder „partizipativ“ kritisch zu hinterfragen. Zum anderen weisen empirisch-sta-
tistische Arbeiten für viele monetäre Förderansätze für strukturschwache Gebiete mehrheitlich 
auf eine begrenzte Wirkung hin, wobei je nach methodischem Ansatz und Forschungsgegenstand 
unterschiedliche Resultate der Analysen zu vermerken sind.108 So zeigen Mohl und Hagen (2010) 
für die Strukturfonds der EU für die Ziel-1-Zahlungen durchaus eine signifikante Wirkung auf das 
Wachstum, nicht jedoch für die Summe der Ziel-1, -2, -3-Zahlungen.109 Di Cataldo (2017) zeigte 
ebenfalls für die Ziel-1-Förderung der EU positive Effekte für Arbeitsmarkt und ökonomische Per-
formance, Breidenbach et al. (2016) sehen mit ihrem methodischen Ansatz hingegen negative Ef-
fekte der EU-Strukturfonds. Alecke et al. (2013) wiederum zeigen positive Wirkungen für die Ar-
beitsproduktivität durch die Förderung der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur (GRW) und den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE). Eine Be-
wertung der Effektivität und Effizienz ist somit schwierig, da für die Einschätzung der Wirkung auch 
alternative (Förder-)Ansätze zu untersuchen wären (und nicht nur eine „mit“/„ohne“-Betrachtung) 
und die Machtstrukturen und ökonomischen Verhältnisse zu reflektieren wären. 

Bei Förderpolitiken mit einem Fokus auf Vernetzung (Marquardt 2013) zeigt sich, dass die Förde-
rungen zu Kapazitätsaufbau und Partizipation beitragen, wobei hier noch zu differenzieren ist, wel-
che Akteure und Akteursgruppen sich tatsächlich engagieren und/oder profitieren. Unklar ist aber, 
wie dies im Vergleich zu anderen Ansätzen tatsächlich die gesamtregionale Entwicklung 

                                                      

 
107 IRS und IGOP (2011a) stellen in ihrer Literaturstudie neben den Stärken auch die Schwächen der territorialen, integrativen 

und Bottom-up-Ansätze dar. 
108 Ein Überblick zu mehreren Quellen findet sich z. B. bei Mohl und Hagen (2010), Diller et al. (2014) oder Breidenbach et al. 

(2016). 
109 Aus diesen Zielen der EU ergaben sich in der Förderperiode 2000-2006 unterschiedliche Fördergebietskulissen. Den Ziel 

1 Gebieten wurde ein besonders großer Förderbedarf zugeschrieben, da deren Kennzahlen zum Bruttoinlandsprodukt 
weniger als 75 % des EU-Durschnittes erreichten. 
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beeinflusst.110 Die wenigen quantitativen Untersuchungen zu Effekten auf die Regionalentwicklung 
durch die Förderung regionaler Netzwerke (Diller et al. 2014) bzw. Governance als Standortfaktor 
(Panebianco 2013) ergeben, dass nachhaltige Wirkungen für die Regionalentwicklung mit den an-
gewandten regionalstatistischen Methoden praktisch nicht messbar sind (Diller et al. 2014: 215). 
Die Ergebnisse der Untersuchungen bedeuten aber nicht, dass die Programme wirkungslos sind, 
denn die herangezogenen Indikatoren aus der laufenden Regionalstatistik bilden nur einen Teil der 
mit den Programmen intendierten Wirkungen ab (Diller et al. 2014: 424). Daraus folgern die Auto-
ren: „Die Strategie zur Förderung endogener Regionalentwicklung durch Netzwerkbildung ist damit 
nicht grundsätzlich in Zweifel gezogen, zumal sich andere Strategien auch nicht als erfolgverspre-
chender darstellen. Dennoch ist diese Strategie vor allem dann kritisch zu betrachten, wenn regio-
nale Vernetzung zum wichtigsten Förderziel avanciert und damit zum reinen Selbstzweck zu mu-
tieren droht“ (Diller et al. 2014). Für Teilabschnitte der komplexen Wirkungsketten gibt es aller-
dings durchaus Belege: So zeigen Nardone et al. (2010) die Wirkung von LEADER auf die Entwick-
lung von Sozialkapital, während Botzen (2016) die positive Korrelation zwischen Sozialkapital in der 
Region und deren ökonomischer Situation darstellt – auch hier stellt sich jedoch wieder die Frage 
nach der Kausalität.111 

C) Wie wirken die Regional-Governance-Arrangements auf regionale Entwicklungen? 

Schon früh wurden Erörterungen zum spezifischen Bezug zum Zusammenhang von Governance 
und (ökonomischer) Entwicklung verfasst (z. B. Dethier 1999; Ahrend et al. 2017 (in Bezug auf Ur-
ban Governance))112, wobei die Governance-Arrangements z. T. auch direkt durch Förderpolitiken 
entstehen und somit enge Überschneidungen zum vorherigen Kapitel bestehen. Über die empiri-
sche Relevanz in Fallstudien hinaus gibt es aber noch keine klare systematische Antwort auf die 
Fragen, wie Netzwerke, institutioneller Kontext, regionale Milieus und Governance voneinander 
abzugrenzen sind, welche Voraussetzungen für die Schaffung erfolgreicher Netzwerke notwendig 
sind und welche Wirkungszusammenhänge bei der wirtschaftlichen Entwicklung von Regionen be-
stehen (Baum und Weingarten 2004: 17). In der relationalen Wirtschaftsgeografie werden solche 
Aspekte fokussiert. So wird auch Regional Governance selbst als weicher Standortfaktor beforscht. 
Demnach könnten entsprechende Netzwerke die Ausbreitung und Adaption von Innovationen 

                                                      

 
110 So wurde bei der OECD (2006) der Wissensstand wie folgt differenziert: „The impact of partnerships on rural develop-

ment reported by the researchers has been considerable, notably a genuine value added in the process of local endoge-
nous development. While research is still not conclusive on the impact of partnerships in terms of jobs created, busi-
nesses supported or service provided, the significant measured impacts relate to capacity building in the community, 
community involvement, innovation and the better integration of development initiatives” (OECD 2006: 126; Moseley 
2003). 

111 Die Frage ist auch, ob hier das Sozialkapital als Werkzeug oder als eigenes Ziel zu verstehen ist (vgl. IRS und 
IGOP 2011b: 24). 

112 Wobei die Autor*innen auch selbst auf eine noch begrenzte Aussagekraft verweisen: „This paper constitutes a first at-
tempt to establish a link between governance arrangements and economic outcomes; a full examination of the causes 
of lower productivity in more administratively fragmented urban areas will require more detailed information on urban 
governance structures“ (Ahrend et al. 2017: 405). 
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erleichtern und die Einbeziehung bürgerschaftlichen Engagements113 befördern (Panebianco 2013: 
13 ff.). 

Die Regional-Governance-Arrangements können sowohl in der Organisation und dem Zusammen-
spiel territorialer Institutionen liegen (z. B. in Metropolregionen) oder eine Rolle in der Steuerung 
von Förderpolitiken einnehmen (z. B. wenn bei LEADER die Entscheidungsmacht über ein Projekt-
budget mit EU-Geldern von der Landesebene (als Programmverantwortliche des ELER) auf die lo-
kale/regionale Ebene und ein Gremium mit öffentlichen und privaten Akteuren verlagert wird). 

Die Reichweite des Regional-Governance-Arrangements kann also sehr unterschiedlich sein. Um 
die potenziellen Effekte auf die gesamtregionale Entwicklung einschätzen zu können, kann eine 
Abschätzung zu Wirkungsfeldern und dem (z. B. finanziellen) Input dargelegt werden. So kann das 
finanzielle Budget des Governance-Arrangements den gesamten öffentlichen Ausgaben für Förder-
politiken in der Region oder den kommunalen Haushalten in der Region gegenübergestellt werden. 

D) Wie wirken regionale Bedingungen auf Regional Governance? 

Der Regionszuschnitt spielt eine wesentliche Rolle, wobei je nach Handlungsraum der Akteure un-
terschiedliche subjektive Regionsabgrenzungen vorliegen können. Es ist zu prüfen, welche unter-
schiedlichen Wahrnehmungen die Akteure mit ihrer Region verbinden. Der konkrete Handlungs-
raum eines Governance-Arrangements ist wiederum in der Regel klar definiert. Die Größe des Ge-
bietes beeinflusst, wie gut Prozesse der regionalen Kooperation zu organisieren und welche Ak-
teure involviert sind (Fürst et al. 2006: 29). Differenzierungsmöglichkeiten für diese Größe sind ins-
besondere „Flächengröße“; „Einwohnerzahl“ und „Anzahl“ der Landkreise oder Verwaltungsein-
heiten (vgl. Pollermann 2004: 203). Dabei werden z. B. lokale Konstellationen (= kleinere Gebiete) 
näher an den Bürger*innen gesehen (Bogumil und Holtkamp 2004). 

Entscheidungen der Akteure in Governance-Regimen können zwar formal unabhängig von anderen 
Ebenen der Politik und Verwaltung sein, faktisch aber werden sie beeinflusst von anderen, verbun-
denen Entscheidungsarenen, die auch auf übergeordneten (räumlichen) Ebenen liegen können. 

Letztlich sind alle wesentlichen sozioökonomischen regionale Bedingungen von der Wirtschafts-
struktur über politische Konstellationen bis hin zu (planungs-)kulturellen Prägungen und gesell-
schaftlichen Werthaltungen114 in die Analysen von Governance-Prozessen einzubeziehen (beein-
flusst durch Medien, Religion, Kultur) (Fürst et al., 2006: 29 ff.). 

                                                      

 
113 Dienel und Walk (2011) benennen das zivilgesellschaftliche Engagement in „Trisectoral Governance Approaches“ als Er-

folgsfaktor für die Entwicklung ostdeutscher Kommunen. 
114 Diese sind wiederum durch kulturelle Prägungen bis hin zu Religion und Medien beeinflusst. Vor dem Hintergrund der 

Medialisierung von Kommunikations- und Entscheidungsprozessen in Politik, Recht und Wirtschaft wird Governance in 
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Zwischenfazit zu Operationalisierungsmöglichkeiten der Wirkungszusammenhänge 

Insgesamt wird Regional Governance hier als Steuerungsansatz regionaler Entwicklungsprozesse 
betrachtet. Eine detaillierte Operationalisierung zur Analyse von Regional-Governance-Arrange-
ments wird in Kapitel 4.3 zusammengefasst. Inwieweit solche Faktoren der Regionalentwicklung 
wirksam werden, kann aufgrund der Komplexität und dem begrenzten Wissensstand zu Determi-
nanten regionaler Entwicklungen nur oberflächlich einbezogen werden. Aus Theorieansätzen der 
relationalen Wirtschaftsgeografie könnten aber Variablen zur Beschreibung von regionalen Bedin-
gungen sowie relevanten externen Bedingungen abgleitet werden. 

3.3 Zeitliche Dimension von Governance 

Wirkungen von Regional Governance spielen sich in Raum und Zeit ab, sodass auch die zeitliche 
Dimension zu analysieren ist. Entstehende Veränderungen beziehen sich dabei auch auf die Gover-
nance-Arrangements selbst. Governance ist als dynamischer Prozess zu sehen, der von Akteurs 
Handeln und Institutionen geprägt wird, die sich jeweils im Zeitablauf ändern können. Dazu werden 
hier zunächst die typischerweise identifizierten Phasen abgegrenzt (Kapitel 3.3.1) und die Charak-
teristika dieser Phasen beschrieben (Kapitel 3.3.2). 

3.3.1 Identifizierung und Abgrenzung von Phasen 

Die Versuche, typische Phasen in Governance-Prozessen abzugrenzen, führten zumeist zu relativ 
ähnlichen Ergebnissen, oft angelehnt an bekannte Phasen in Planungs- und Organisationsprozes-
sen. Demnach sind idealtypisch die folgenden Phasen zu unterscheiden (vgl. Fuchs et al. 2002: 46; 
Diller 2002; Fürst et al. 2006; Diller 2016): 

(1) Initiierungsphase, 

(2) Konzeptphase (Ideensammlung; Planungen mit Analyse- und Bewertungsschritten, oft abge-
schlossen durch Entscheidung über ein Konzept), 

(3) Umsetzungsphase (Realisierung), 

(4) Konsolidierungsphase (Betriebs- und Alterungsprozesse). 

Diese Phasen einer Governance-Entwicklung müssen nicht zwangsläufig nacheinander ablaufen, 
sondern können zumindest teilweise parallel stattfinden. Auch kann es zu Rücksprüngen kommen: 

                                                      

 
modernen Mediengesellschaften in zunehmendem Maße von Regelsystemen und Relevanzkriterien einer medienvermit-
telten Öffentlichkeit durchdrungen (Grande 2009: 81). 
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In der Realisierungsphase kann die Konzeptphase neu aufgerollt werden, in der Konsolidierungs-
phase kann die Initiierungsphase nochmals problematisiert werden (was wollte man ursprünglich, 
was will man jetzt?) und generell sind erste Umsetzungsschritte vor Abschluss der Konzeptphase 
sinnvoll, um erste Erfolge vorweisen zu können (vgl. Pollermann 2004: 246). 

Zudem ist für die Governance-Entwicklung oftmals ein „chaotischer“ Verlauf typisch. Am Anfang 
stehen erst einmal verschiedene Projekte und Netzwerke, mit einer Vielfalt von regionalen Akteurs 
Netzwerken, die projektbezogen operieren (vgl. Benz und Fürst 2003b: 199). 

3.3.2 Charakteristika der Phasen und Pfadabhängigkeiten 

Die Phasen unterscheiden sich insbesondere durch die vorrangige Aufgabenstellung, daraus erge-
ben sich dann typische Varianzen z. B. hinsichtlich der beteiligten Akteurskreise oder der Motivati-
onen115 der Akteure. 

• Die Initiierungsphase mit der Herausbildung eines ersten Governance-Arrangements ergibt 
sich in der Regel in Reaktion auf Probleme, die von mehreren Akteuren wahrgenommen116 oder 
von extern an regionale Akteure herangetragen werden und mit den herkömmlichen Struktu-
ren der Problembearbeitung nicht oder nicht adäquat bewältigt werden können (Cools 
et al. 2003). Der Initiierung kann z. B. die Idee zugrunde liegen, solche Akteure, die traditionell 
durch institutionelle und habituelle Barrieren voneinander getrennt agieren, zugunsten einer 
wirksameren Ressourcenallokation zu verbinden. Oder es sollen Aufgaben angegangen wer-
den, die quer zur traditionellen institutionellen Arbeitsteilung der Akteure liegen und optimal 
weder über den Markt noch in alleinstaatlicher Verantwortung geregelt werden können (Fürst 
et al. 2006: 9). Bei der Initiierung ist zwischen Top-down-, Bottom-up- und Down-up-Initiierun-
gen zu unterscheiden (s. Kapitel 2.2.3.2). 

• Die Konzeptphase dient den Planungen mit Analyse- und Bewertungsschritten und der Ideen-
sammlung. Oft wird diese abgeschlossen durch die Entscheidung über gemeinsame Leitlinien 
in Form von Konzepten oder Entwicklungsstrategien. 

• In der Umsetzungsphase erfolgt die Umsetzung von Maßnahmen aus den zuvor erarbeiteten 
Handlungsentwürfen. Parallel dazu geht auch das Alltagshandeln der Akteure weiter, wobei 
z. B. durch veränderte Wahrnehmungs- und Bewertungsmuster auch solche Handlungen durch 
das Governance-Arrangement beeinflusst werden können, die nicht explizite Regelungsinhalte 

                                                      

 
115 Motivationskurven in kooperativen Planungsprozessen (vgl. Pollermann 2008). 
116 Die Frage nach den kognitiven Prozessen im Vorfeld der Bildung von Institutionen rückte im Zuge eines „cognitive turn“ 

in Teilen der Politikwissenschaft in den Vordergrund: institutionelle Veränderungen wurden zunehmend als Resultat und 
nicht als Ursache der Entwicklung von Regional Governance angesehen. Demnach sind kommunikative Raumkonstrukti-
onen und kollektive kognitive Place-Making-Prozesse zu beachten (Diller 2016; Gailing 2012). 
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des Governance-Arrangements sind. In der Regel gibt es einen fließenden Übergang zur Kon-
solidierungsphase. 

• Für die Entwicklung der Governance-Arrangements sind die „Alterungsprozesse“ als Konsoli-
dierungsphase relevant. Dabei besteht ein Spannungsfeld zwischen der erforderlichen Konti-
nuität und Verlässlichkeit solcher Prozesse gegenüber Anforderungen an hohe Innovationsfä-
higkeit und Flexibilität (Fürst et al. 2006). Zu prüfen ist auch, inwieweit negative Konsequenzen 
einer zu gut etablierten Zusammenarbeit auftreten. Empirisch gut beobachtbar ist die Kontinu-
ität der Interaktionen und Stabilität der Beziehungen. Eine weitere Frage ist, ob die Zusammen-
arbeit überhaupt über singuläre Projekte oder periodische Förderprogramme117 hinausgeht. 
Empirisch kann die Kontinuität der beteiligten Akteure als Indikator für die Stabilität der Pro-
zesse gelten. 

Das Herausbilden von Entwicklungspfaden bei Governance-Prozessen vollzieht sich zum einen 
über aktives Handeln der Beteiligten118, zum anderen über „schleichende“ Entwicklungen (z. B. Ver-
festigung von Machtstrukturen) oder sich wandelnde externe Einflüsse. Analytisch sind also Ent-
scheidungen wichtig, die als aktive Weichenstellungen gelten können („decision points“). Bei all-
mählichen Entwicklungen können bestimmte Kipp- und Wendepunkte auftreten („tipping points“), 
die mit darüber entscheiden, ob sich solche Prozesse in positiver (oder negativer) Weise stabilisie-
ren. Ein tipping point in positiver Richtung läge beispielsweise vor, wenn eine extrinsische Motiva-
tion (induziert durch Fördermittel) umschlägt in intrinsische Motivation (sich selbst für die Aufgabe 
verantwortlich zu fühlen). Während die decision points direkt über einzelne Entscheidungen zu 
gestalten sind, können für tipping points lediglich geeignete Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den (Fürst et al. 2006: 202). 

Die Tabelle 3 fasst die Phasen mit typischen Aufgaben sowie Weichenstellungen und Entwicklun-
gen zusammen. 

                                                      

 
117 Wobei im Falle von LEADER sich die Kontinuität durch die Neuauflagen des Förderprogramms mittlerweile über 25 Jahre 

erstrecken kann. 
118 Beispiele für Adaptionsstrategien von Akteuren im Hinblick institutionelle Änderungen im Kontext von Local Governance 

sind bei Lowndes (2005) erläutert. 



Kapitel 3 Wirkungszusammenhänge: Systematisierungen und Erfolgsfaktoren 79 

 

Tabelle 3: Phasen mit typischen Aufgaben sowie Weichenstellungen und Entwicklungen 

 Typische Aufgaben Typische Weichenstellungen und Entwick-
lungen 

Initiierungsphase Regelung der Akteurskonstella-
tion, Problem- und Aufga-
bendefinition 

Ein- bzw. Ausschluss von Akteuren zur Teil-
nahme, priorisierte Themenfelder 

Konzeptphase Analysen und Handlungsent-
wurf mit Zielen und Umset-
zungsschritten 

Beschluss über Konzept, Zielformulierun-
gen prägen weitere Inhalte und Identifika-
tion der Akteure 

Umsetzungsphase Umsetzung der Handlungsent-
würfe 

Weitere Entscheidungen über Ressourcen-
zuteilungen und -bereitstellungen, Suche 
nach weiteren Ressourcen 

Konsolidierungsphase Weitere Umsetzungen, Refle-
xion, Neudefinitionen 

Entscheidungen zu Rücksprüngen in die 
vorherigen Phasen (z. B. Überarbeitung 
der Ziele etc.) Spannungsfeld von Einge-
spieltheit und Offenheit für Neues, Verfes-
tigung von Machtstrukturen 

Quelle: Eigene Darstellung verändert nach Fürst et al. (2006). 

Durch die verschiedenen Aufgaben und typischen Herausforderungen der Phasen wird auch die 
Motivation der Akteure geprägt (z. B. Motivationsverluste durch Wartezeiten, Steigerung durch 
Erfolge). Dabei können „Motivationskurven“ im Sinne einer Beschreibung, wie motiviert die Ak-
teure bei den Prozessen dabei sind, sehr unterschiedlich sein (Pollermann 2008). 

Unter Pfadabhängigkeit ist zu verstehen, dass die zu historischen Zeitpunkten getroffenen Festle-
gungen von Grundregeln einer institutionellen Ordnung Weichenstellungen markieren, die die wei-
tere Entwicklung prägen (Benz 2009: 39). Dieser Denkansatz hilft, Prozesse zu verstehen, auch um 
Änderungsbedingungen aufzeigen zu können (Greener 2007: 668). 

Zwischenfazit zur zeitlichen Dimension 

Governance-Prozesse vollziehen sich selbstverständlich nicht statisch. Als Analysehilfe lassen sich 
typische Phasen abgrenzen, die jeweils spezifische Prägungen auf die Governance-Prozesse haben. 
Für die Analyse ist beispielsweise die Initiierungsphase zu erfassen, da hier auch für die spätere 
Arbeit wesentliche Weichenstellungen erfolgen. Insbesondere in der Konsolidierungsphase ist wie-
derum ein „schleichender Verlauf“ von Änderungen typisch. 

In der Realität sind diese Phasen oft durch eine gewisse Parallelität gekennzeichnet. Wichtig ist zu 
beachten, dass empirische Beobachtungen zu bestimmten Zeitpunkten nur eine Momentauf-
nahme darstellen, die sich im weiteren Phasenverlauf wieder ändern können. 
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3.4 Erfolgsfaktoren als Annahmen über Wirkungszusammenhänge 

Um die unübersichtlichen Wirkungszusammenhänge in handlungsorientierte Gestaltungsempfeh-
lungen zu übersetzen, gibt es in unterschiedlichen Disziplinen den Versuch, Erfolgsfaktoren zu 
identifizieren. Erfolgsfaktoren sind dabei als Einflussgrößen auf den Erfolg119 oder Misserfolg hin-
sichtlich der jeweiligen Ziele anzusehen. 

Anknüpfend an das Begriffsverständnis von strategischen Erfolgspotenzialen (SEP) in der Betriebs-
wirtschaft kann auch ein Fokus auf die Veränder-120 und Gestaltbarkeit von Faktoren gelegt werden. 
Die Erfolgspotenziale wirken also in ihrer aktuellen Ausprägung auf den Erfolg, können aber auch 
selbst Gegenstand (strategischer) Beeinflussung sein (vgl. Pollermann 2006). 

Zunächst wird erörtert, inwiefern eine Erfolgsfaktorenforschung für die Analyse von Regional-
Governance-Prozessen überhaupt nutzbar gemacht werden kann (Kapitel 3.3.1). Danach werden 
Erfolgsfaktoren und hemmende Faktoren aus der Literatur zu Regional Governance dargestellt (Ka-
pitel 3.3.2). 

3.4.1 Nutzbarkeit von Erfolgsfaktoren im Kontext von Regional Governance 

Die Erfolgsfaktorenforschung im Sinne einer systematischen Suche nach Erfolgsursachen hat ihre 
Anfänge in den 1960er Jahren. Zunächst war sie ein eigenständiger Forschungszweig innerhalb der 
betriebswirtschaftlichen Disziplinen, sodass der Bezugspunkt der Unternehmenserfolg war 
(vgl. Hensche und Schleyer 2005: 5). Die Erfolgsfaktorenforschung basiert dabei auf der Annahme, 
dass trotz Multidimensionalität und Multikausalität der Erfolg auf einige wenige Erfolgsfaktoren 
zentraler Bedeutung zurückgeführt werden kann (Schmalen et al. 2006: 351). Besonders bedeut-
sam wurde dieser Forschungszweig für die Marketingwissenschaften und das strategische Ma-
nagement (vgl. Nicolai und Kieser 2002: 580). Auch für regionale Entwicklungsprozesse ist die Frage 
nach möglichen Erfolgsfaktoren von großer Relevanz und auch hier stellt sich die Herausforderung, 
innerhalb eines sehr komplexen Prozesses entsprechende Entscheidungshilfen aus der Kenntnis 
von Erfolgsfaktoren abzuleiten. Dementsprechend wurde die enge betriebswirtschaftliche121 

                                                      

 
119 Zur Definition von „Erfolg“ vgl. Pollermann (2004: 81); Hellstern und Wollmann (1983: 29 ff.); Bornmeyer (2002: 64); 

Lindloff (2003: 60 ff.). 
120 Ein Beispiel für sich aus regionsexternen Gründen ändernder Faktoren liefern Sánchez-Zamora et al. (2014) am Beispiel 

ländlicher Regionen im Kontext der damaligen Wirtschaftskrise in Spanien. 
121 Al-Laham und Welge (1992); Hinterhuber (1997). 
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Erfolgsfaktorenforschung auch auf andere Disziplinen (z. B. Prozesse zur Regionalentwicklung122 
oder Organisationsberatung)123 ausgeweitet, indem beispielsweise die Ziele von rein ökonomischen 
zu akteursorientierten Sichtweisen erweitert wurden. 

Allerdings wird über „den wissenschaftlichen wie praktischen Wert der Erfolgsfaktorenforschung“ 
in der Scientific Community seit Jahren leidenschaftlich gestritten124 (Schwerdtner 2008: 85). Das 
grundsätzliche Problem der Erfolgsfaktorenforschung ist die korrekte Abbildung der relevanten 
Realitätsausschnitte in den verwendeten Modellen (Schwerdtner 2008: 87). Gerade für komplexe 
Problemsituationen (vgl. Dörner 2000: 60 ff.), wie der Analyse regionaler Prozesse, ist es – wie in 
den vorherigen Kapiteln umfänglich dargelegt – problematisch, ein detailliertes Modell aufzustel-
len. Dies liegt auch daran, dass die Faktoren sich wechselseitig beeinflussen und die Wirkungsweise 
eines Faktors A oftmals auch von der Ausprägung eines Faktors B abhängt, und die Wirkungsweisen 
somit nicht getrennt analysiert werden können. 

Gerade bei der wirtschaftlichen Entwicklung von Regionen stellt sich auch die Frage nach der Be-
einflussbarkeit von möglichen Erfolgsfaktoren durch Förderpolitiken. Viele „Erfolgsfaktoren“ 
werden im Prozess selbst geschaffen, denn „wertvolle Ressourcen“ sind gerade die Faktoren, die 
nicht einfach nachzuahmen und lokal spezifisch sind (Margarian 2016). 

So sind allgemein bei der Nutzbarkeit der Erfolgsfaktorenforschung folgende Aspekte zu beachten: 

• Auch das Arbeiten mit Erfolgsfaktoren bedarf der Grundannahme eines Wirkungsmodells, 
welches z. B. aus der Planungstheorie125 entlehnt werden kann (vgl. Pollermann 2004; Schön-
wandt 1999). Eine alleinige Erfolgsbewertung durch Praktiker*innen (deren Bewertungen zu-
meist die Grundlage der empirischen Erfolgsfaktorenforschung bieten) ist aufgrund der zu er-
wartenden Verzerrung als problematisch anzusehen und bedarf einer wissenschaftlichen Absi-
cherung (Schwerdtner 2008: 104). 

                                                      

 
122 Eine Verknüpfung des Erfolgsfaktorenansatzes mit Fragen des Regionalmarketing am Beispiel von LEADER und Regionen 

aktiv bietet Schwerdtner (2008). Um Handlungsorientierung zu geben, gibt es Checklisten zur Beeinflussung dieser Po-
tenziale in kooperativen Prozessen (z. B. Pollermann 2004: 244 ff.). 

123 Beispielsweise Hoffmann (1991). 
124 Ihre Kritiker halten ihr „eklatante Erfolgslosigkeit“ vor: So sei es in mittlerweile mehr als 30 Jahren Forschung nicht ge-

lungen, einen erkennbaren Zusammenhang zwischen der Existenz strategischer Planung (auf Basis von Erfolgsfaktoren) 
und unternehmerischen Erfolg herauszukristallisieren (Schwerdtner 2008: 85; vgl. Nicolai und Kieser 2002: 592 ff.). Dem-
gegenüber gibt es auch deutlich positivere Einschätzungen, so kommt Fritz (2004: 624) nach einem Vergleich von über 
100 methodisch sehr unterschiedlichen Studien zu vielen deckungsgleichen Resultaten und meint zudem, der Vorwurf 
der generellen Erfolgslosigkeit der Erfolgsfaktorenforschung sei nicht haltbar (Schwerdtner 2008: 87). 

125 Für Planungsprozesse kann ein Grundmodell der wesentlichen Faktoren herausgearbeitet werden, welches die Wirkungs-
zusammenhänge in die Faktoren: Akteure, Verfahren, Umwelt und Inhalte aufgliedert (vgl. Pollermann 2004; Schönwandt 
1999). 
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• Es sind keine deterministischen Aussagen zu einzelnen Governance-Praktiken möglich. Als 
„Best Practices“ konzipierte Aussagen lassen sich nicht direkt auf andere Aufgabenstellungen 
übertragen (vgl. Homburg und Krohmer 2003: 18). Hierzu können die regionale Ausgangslagen 
oder Erfahrungen der Beteiligten zu unterschiedlich sein. 

• Hinsichtlich der Prognose von Wirkungen ist eine nichtlineare, probabilistische126 Formulierung 
von Kausalbeziehungen anzuwenden, da aufgrund der Vielschichtigkeit der Problemsituatio-
nen selten vollkommen stringente Zusammenhänge zu erwarten sind, sondern zumeist ledig-
lich die Wahrscheinlichkeit des Eintreffens bestimmter Wirkungen erhöht wird (vgl. Freemann 
et al. 1988: 93; Pollermann 2004: 43). 

Auch für die Erfolgsfaktoren ist wiederum die „doppelte Komplexität“ zu beachten: relevant sind 
also sowohl Erfolgsfaktoren für die Gestaltung von „Governance-Prozessen“ als auch für die „Regi-
onale Entwicklung“ und deren Wechselwirkungen. Für den Bereich regionale Entwicklung beste-
hen wiederum enge Bezüge zu Forschungsansätzen, die nicht unbedingt „Erfolgsfaktoren“ definie-
ren, aber sich allgemeiner mit Determinanten (wirtschaftlicher) Entwicklung beschäftigen 
(s. Kapitel 3.2.2). Die „Überkomplexität“ setzt also enge Grenzen, die Idee von Erfolgsfaktoren 
überhaupt auf Regional-Governance-Prozesse anzuwenden, da hier nicht-lineare und stark von der 
Faktorkonstellation abhängige Wirkungsausprägungen typisch sind. Unter solchen Bedingungen ist 
eine Reduktion der Analyse auf Erfolgsfaktoren sehr problematisch. Dazu sei hier die Auffassung 
vertreten, dass die Erfolgsfaktoren eher weniger als Basis für Wirkungsanalysen geeignet sind. Den-
noch kann die Betrachtung bisher identifizierter Erfolgsfaktoren Hinweise für besonders relevante 
Aspekte liefern. 

Dabei ist dies insbesondere für das Feld der Gestaltung von Governance-Arrangements interessant, 
während es im Feld der Wirkung auf die regionale Entwicklung durch die noch höhere Komplexität 
nur wenig erfolgsversprechend ist, Entwicklungen auf einzelne Erfolgsfaktoren zurückzuführen. 
Dementsprechend verstehen sich die folgenden Erörterungen auf Erfolgsfaktoren zur Gestaltung 
von Governance-Arrangements – nicht auf allgemeine Erfolgsfaktoren für die Regionalentwicklung. 

3.4.2 Erfolgsfaktoren und Stolpersteine für Regional Governance 

Die folgenden Erörterungen zeigen Übersichten zu den als besonders zu beachtenden Faktoren für 
den Erfolg von Regional-Governance-Prozessen. Zunächst werden vier einschlägige Literaturquel-
len zusammenfassend dargestellt (Kapitel 3.4.2.1) und anschließend Wirkungsintensitäten der Er-
folgsfaktoren erörtert (Kapitel 3.4.2.2). 

                                                      

 
126 Das heißt nicht, dass die unterschiedlichen Ergebnisse zufällig sind, da die Wirkungszusammenhänge aber nur aus-

schnittsweise erfasst und verstanden werden können, ist entsprechend nur eine bedingte Aussage möglich. 
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3.4.2.1 Darstellung von Erfolgsfaktoren in der Literatur 

In der Literatur wird in der Regel mit Erfolgsfaktoren gearbeitet, Hindernisse bzw. Hemmnisse sind 
dann eine geringe Ausprägung oder ein gänzliches Fehlen dieser Faktoren. In einigen der For-
schungsarbeiten werden Hindernisse aber auch gesondert ausgewiesen. 

Zur Illustrierung des Forschungsstandes werden hier einige Quellen mit Erfolgsfaktoren dargestellt, 
dabei werden in der Darstellung lediglich Quellen127 mit direktem Bezug zu Governance berücksich-
tigt. Dies sind: 

• Erfolgsfaktoren und Stolpersteine bei Scherer (2006: 247 ff.), Kennzeichnung im Text (1), 

• Erfolgsfaktoren/-potenziale bei Fürst et al. (2006: 201) (2), 

• Erfolgsbedingungen für Regional Governance/Bestimmungsfaktoren Regionaler Kooperation 
bei Benz und Fürst (2003) (3), 

• Schlüsselfaktoren für Good Regional Governance bei Pütz (2006) (4). 

Die Auswertung der vier Quellen ergibt die folgenden Faktoren: 

Akteure/Akteurskonstellation 

• Im Mittelpunkt des Akteursnetzes muss eine kleine Gruppe von Personen stehen, die die Füh-
rungsfunktion für die entstehenden Prozesse übernimmt, deren Engagement aus persönlichen 
Motivationen resultiert und die gemeinsame Wertvorstellungen teilen (1). 

• Promotoren128 mit Motivationsfähigkeiten, Fach-Promotoren mit Vermittlungsfähigkeiten, Ein-
bindung der Fachebene, um Probleme zu erkennen und Fachexpertise zur Lösung bereitzustel-
len (1). Die Gestaltung wird erleichtert durch regionale „Entrepreneurship“. Wo dies fehlt, 
sind regionale Kooperationsprozesse sehr viel schwieriger dauerhaft zu etablieren (3). Eben-
falls förderlich sind regionale Repräsentanten, die Gemeinschaftsgüter gegenüber Lokal-

                                                      

 
127 Zu verwandten Fragestellungen gibt es weitere Quellen: z. B. „Variablen der Funktionsfähigkeit zu inter-kommunaler und 

regionaler Kooperation“ (ARL 1998). Neumeier (2017) erörtert Erfolgsfaktoren im Bereich soziale Innovationen. Eine Ana-
lyse zu Governance-Strukturen und Erfolg des Naturschutzes in Biosphärenreservaten liefern Stoll-Kleemann et al. 
(2006). Eine umfassende Auswertung der Literatur von Erfolgsfaktoren in kooperativen Planungsprozessen findet sich in 
Pollermann (2004) und aktualisiert in Neumeier et al. (2011). 

 Weitere Quellen wären: Bogumil (2003), dieser stellt basierend auf die Forschungsergebnisse im Sammelband Adama-
schek und Pröhl (2003) zusammenfassende Thesen zu den Regionen Hannover, Stuttgart und Rhein-Neckar vor, diese 
Betrachtungen flossen aber auch in Benz und Fürst (2003b) ein, sodass diese Quelle hier nicht gesondert ausgewertet 
wurde. Die Diplomarbeit von Feil (2005, 21 ff.) enthält Erfolgsfaktoren, die ebenfalls auf der einschlägigen Literatur von 
Benz und Fürst sowie Diller (2002) basieren. 

128 Für einen erfolgreichen Governance-Prozess ist davon auszugehen, dass alle funktionalen Promotorentypen eingebun-
den sein müssen, wobei es hilfreich sein kann, wenn sie aus allen drei Sektoren, also Markt, Staat und Zivilgesellschaft, 
gewonnen werden können oder von den Akteuren der verschiedenen Sektoren anerkannt werden (Fürst et al. 2006: 37). 
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Egoismen verteidigen können (3). Angesichts regionaler Probleme wird auch „regionale Lea-
dership“ (4) benötigt. 

• Wichtig ist auch die Einbindung der regionalen Bevölkerung insbesondere in der Zielfindungs-
phase (1). 

• Auch für die einzelnen Beteiligten sind Fähigkeiten zuzuordnen. Positiv ist das Entstehen eines 
Verantwortungsgefühls (als problem ownership) (2), sowie Lernbereitschaft (2). Für das 
Management förderlich ist: „viel Erfahrung, diplomatisches Feingefühl und die Fähigkeit der 
konstruktiven Kommunikation“ (3). 

• Für das Engagement in solchen Prozessen sind Win-win-Lösungen und Starterprojekte, die 
schnelle Erfolge ermöglichen (2), wichtig, ebenfalls werden „Angebote mit gleichberechtigter 
Teilhabe“ positiv hervorgehoben (2). Zudem ist zwischen den Phasen zu unterscheiden. In 
der Anfangsphase ist es wichtig, den Mitgliedern den Nutzen zu vermitteln (was dann am ein-
fachsten bei Problemdruck möglich ist, begünstigend ist auch ein Bewusstsein über die Existenz 
der Region als Handlungsrahmen, im Sinne einer regionalen Identifikation, während eine regi-
onale Identität im Sinne einer sozio-emotionalen Verbundenheit nicht erforderlich ist (3). 

• Hinsichtlich der Akteurskonstellation ist ein gewachsenes Sozialkapital zwischen den Akteuren 
vorteilhaft (2). 

Organisationsstruktur 

• Zunächst ist ein Management der Kooperation (3) bzw. ein effektiver organisatorischer Kern 
(2), (3) wichtig, außerdem die Transparenz der Prozesse und Entscheidungen (2) sowie 
eine „passende“ Regelung der Entscheidungen (Konsensorientierung) (2). Dabei ist der för-
derliche Grad der Institutionalisierung nicht klar zu definieren, erfolgversprechend waren fle-
xible Organisationsformen nach dem Modell reiner „Entwicklungsagenturen“ (3), wobei in-
stitutionalisierte Kooperationen es gestatten, größere Projekte aufzugreifen und stabilisierend 
und intensivierend wirken können. Zentral ist die Lösung zweier Probleme: a) Wie überwindet 
man den Kommunalegoismus und b) wie erlangt man größere Verbindlichkeit in der Koopera-
tion und in der Umsetzung der Ergebnisse (3)? 

• Netzwerke, die über leistungsfähige Kommunikationswege verbunden sind (2). 

• Mechanismen zur Konfliktbewältigung (4). 

Zugriff auf materielle Ressourcen/Handlungsfähigkeit 

• Finanzquellen (2), Wirtschaftsakteure mit finanziellen Ressourcen (2), Macht-Promotoren 
mit Kontakten (2). 

Externe Bedingungen 

• Vorstellung einer relevanten Region bei den Akteuren, förderlich ist, wenn mehrere Institutio-
nen dieselbe Regionsabgrenzung für ihr Handeln zu Grunde legen (z. B. Gebietskörperschaften, 
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IHK, Arbeitsamt) und/oder wo es ein regionales Massenmedium oder ein ÖPNV-Netz gibt, das 
auf die Region bezogen ist (3). 

• Förderung durch regionsexterne Impulse (z. B. durch Förderprogramme mit finanziellen Anrei-
zen oder Wettbewerbe) (1) „es sind in erster Linie staatliche/europäische Förderprogramme, 
die zur regionalen Kooperation führen“ (3). 

(Regionsspezifisches) Passen der Aufgabe/Inhalte 

• Entwicklung in „structural holes“, also dort, wo die Konkurrenz zu bestehenden kommunalen, 
regionalen oder staatlichen Einrichtungen fehlt (1, d. h. es werden „Löcher gestopft“), Be-
achtung der Regionsspezifika (2). Entscheidend ist, wie das Management in konkreten Kon-
texten, in konkreten Situationen umgesetzt wird, es gibt also keine Patentrezepte (3). 

• Regionale Probleme brauchen regionale Lösungen und Regional Governance ist daran zu mes-
sen, ob Probleme gelöst werden (4). 

• Regional Governance muss funktional orientiert sein (nicht territorial) und nicht unbedingt 
stark institutionalisiert sein, damit sie funktioniert (4). 

• Entrepreneurs konzentrieren sich auf Themen, an denen die Wirtschaft auch interessiert ist. So 
können eher andere als kommunalpolitische Akteure gewonnen werden. Dabei kann eine 
„Mehrthemenkooperation“ Tauschmasse generieren (3). 

Demgegenüber werden auch „Stolpersteine“129 als hemmende Faktoren benannt (Scherer 2005; 
Scherer 2006: 250 ff.): 

• Möglicher zentraler Schwachpunkt sind Mängel in der Vernetzung (vertikal und/oder horizon-
tal). Defizite bestehen meist in einer fehlenden Einbindung der übergeordneten politisch-ad-
ministrativen Ebenen (Stichwort: Multi-Level-Governance) oder in der fehlenden Einbindung 
von Akteuren aus Wirtschaft und Gesellschaft. 

• Der Verlust der (möglicherweise ursprünglich vorhandenen) Zugänglichkeit für neue Akteure 
und neue Impulse. Durch ein entstehendes gemeinsames Verhaltensmuster werden Zugangs-
hürden für neue Impulse in das System von außen herausgebildet. 

• In der Regel zeichnen sich die Governance-Systeme durch eine starke Konfliktunfähigkeit aus. 
Gelingt es dem regionalen Governance-System jedoch nicht, durch den Aufbau eines entspre-
chenden internen Regelsystems auch Konflikte zu lösen, wird das System aller Voraussicht nach 
langfristig seine Steuerungsfähigkeit nicht erhalten können. Folgen können entweder eine Blo-
ckierung des gesamten Prozesses oder eine „Flucht in die Projektitis“ (Benz und Fürst, 2003: 27) 

                                                      

 
129 Solche Stolpersteine können sehr unterschiedlich verfasst sein, zum einen können es explizit einzelne negative Faktoren 

sein oder eine ungünstige Konstellation verschiedener Faktoren. Unter Umständen kann so ein einzelner Faktor stark 
limitierend auf den Erfolg wirken (als „strategischer Minimumfaktor“). 
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sein, d. h. eine Flucht in leicht umsetzbare Projekte mit hohem Eigennutz für die involvierten 
Akteure. Konfliktbehaftete Themen werden dabei ausgeklammert. 

• Weiterhin ist eine Anfälligkeit für personelle Veränderungen bei den Akteursnetzwerken zu 
beachten. So sind die persönlichen Beziehungen der Akteure eine wichtige Voraussetzung für 
ein kooperatives und konsensorientiertes Interaktionssystem, insbesondere bei lose gekoppel-
ten Systemen. Änderungen der beteiligten Personen können dann wiederum zu Veränderun-
gen des internen Interaktionssystems führen. 

Um den Erklärungsgehalt solcher Erfolgsfaktoren zu bewerten, ist jeweils zu beachten, unter wel-
chen Bedingungen diese vorliegen, da die Wirkungsweise als kontextabhängig anzusehen ist. Um 
die Handlungsrelevanz von solchen Faktoren bewerten zu können, ist zudem zu fragen, inwieweit 
und auf welche Weise mit welchen Zeithorizonten diese Faktoren beeinflussbar sind. 

Hinsichtlich der Erfolgsfaktoren und der Steuerbarkeit der Entwicklung heißt es: „Regional Gover-
nance“ entsteht offenbar zu einem beträchtlichen Maße chaotisch, d. h. nicht-integriert und nicht 
gesamthaft gesteuert. Zunächst entwickelt sich nur eine Vielfalt von regionalen Akteursnetzwer-
ken, die projektbezogen operieren. Auch „Entrepreneurs" sind nicht unbedingt an „Regional 
Governance“ interessiert: das könnte leidige Konflikte mit den Kommunen über die Etablierung 
einer neuen Ebene sowie Kompetenzstreitigkeiten zwischen Regional- und Kommunalebene aus-
lösen. Entrepreneurs stoßen vielmehr viele Themen und Netzwerke an; wenn sie sich erfolgreich 
und dauerhaft entfalten, werden diese in festere Strukturen (GmbH, Verein, Zweckverband) über-
führt (Benz und Fürst 2003b). 

3.4.2.2 Erläuterungen zu Wirkungsintensitäten der Erfolgsfaktoren 

Als Hilfe zur Systematisierung kann auf die Erfolgsfaktorenforschung zu kooperativen Planungspro-
zessen in der Regionalentwicklung zurückgegriffen werden, die z. T. auch schon stärker empirisch 
unterfüttert ist. Es ist naheliegend, dass nicht allen Faktoren die gleiche Wirksamkeit zukommt. 
Hinsichtlich der Wirkungsintensitäten der Erfolgsfaktoren und Stolpersteinen im Einzelnen ist her-
vorzuheben, dass in der Regel nicht eine lineare Ausprägung mit der Maßgabe „viel hilft viel“ an-
zunehmen ist. Entscheidend ist oft das Zusammenspiel unterschiedlicher Faktoren oder die an die 
spezifische Situation130 passende Ausprägung des Faktors. 

                                                      

 
130 Aufgrund der Bedeutung des situativen Kontextes ist es also schwer, allgemeingültige Empfehlungen abzuleiten (Feil 

2005: 23). So variieren die passenden Governance-Strukturen auch nach Themenfeld, daran anknüpfend werden für die 
Bereiche Finanzen, regionale Wirtschaft, soziale Gerechtigkeit und Umwelt von Kim und Jurey (2013) Vor- und Nachteile 
zentralisierter/dezentralisierter Strukturen erörtert. 
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Zu beachten ist ein möglicher „strategischer Minimumfaktor“ (also ein Faktor, der durch seine 
ungünstige Ausprägung das Gesamtergebnis stark beeinträchtigt, vgl. Hinterhuber 1996: 235). Da-
raus resultiert die These, dass bei einer minimalen Ausprägung eines einzelnen Erfolgspotenzials 
auch der Erfolg insgesamt sehr gering sein würde. Beispielsweise ergibt bei einem sehr geringen 
Engagement auch eine sehr passende Struktur der Zusammenarbeit keinen großen Erfolg (vgl. Pol-
lermann 2006). So zitiert Pollermann (2006) einen befragten Experten: „Es kann jeder dieser 
Punkte, wenn er nicht vorhanden ist, tödlich sein (...) weil jeder Einzelne, wenn er nicht läuft, die 
Sache an die Wand fährt“. Das weist auf eine idealtypische Grundannahme hin, dass der Umset-
zungserfolg sich im mathematischen Sinne nicht aus der „Summe“ der Beiträge der einzelnen Po-
tenziale ergibt, vielmehr ist die Wirkung der Faktoren nur im Kontext der Ausprägung anderer Fak-
toren zu verstehen. 

Allgemein ist festzuhalten, dass in der Literatur überwiegend Erfolgsfaktoren im Sinne von Thesen 
über Wirkungszusammenhänge benannt werden, aber nur wenige Angaben zur jeweiligen Wir-
kungsintensität131 (= wie wichtig ist welcher Faktor) enthalten sind.132 Scherer (2006: 247) differen-
ziert unterschiedliche Bedingungen als „fördernd“, „notwendig“ und „hemmend“. Beispiele für 
weitere Thesen für eine Gewichtung von Governance-Erfolgsfaktoren133 liefern die folgende Lite-
raturstellen: 

• So stellt Zürn (2009: 65) eine Differenzierung dar: „Dabei erscheint die Hintergrundbedingung 
Governancestruktur keinesfalls allein entscheidend für den Governanceerfolg. Eine Vielzahl an-
derer Faktoren ist mitverantwortlich. Die entsprechende Forschung steht hierbei noch am An-
fang. Viele Analysen erzeugen jedoch ein kohärentes Bild: eine stabile institutionelle Struktur 
und Interessenlage, klare Aufgaben und hinlängliche Ressourcen sowie eine ausreichende Le-
gitimation der Governance durch eine breite Beteiligung betroffener Akteure mit externer An-
erkennung scheinen der Schlüssel zum Erfolg für Governance zu sein“. 

• Die Untersuchungen von Panebianco (2013: 69, 85) weisen darauf hin, dass der „harte“ Regio-
nal-Governance-Typ mit stärkerer Institutionalisierung größere messbare Wirkungen auf die 
Regionalentwicklung hat als der „weiche“ Typ (vgl. Diller 2016). 

Zwei weitere empirische Untersuchungen mit breit angelegten Expertenbefragungen geben einen 
weiteren Eindruck zur unterschiedlichen Bedeutung zu verschiedenen Faktoren: 

                                                      

 
131 Dabei sind Wirkungsrichtungen eines Faktors wie „homogenes Netz“ auf verschiedene Aspekte unterschiedlich: so wirkt 

die Homogenität mutmaßlich negativ auf die Innovativität, aber positiv auf die Effizienz in der Zusammenarbeit. 
132 Von Relevanz ist nicht nur die Frage, ob und wie stark ein Faktor den Erfolg beeinflusst, sondern auch in welcher Phase 

der Planungsprozesse welchen Faktoren eine besondere Bedeutung zukommt. So weisen Ergebnisse aus der Begleitfor-
schung zu Regionen aktiv auf Unterschiede zwischen den Phasen „Initiierung“, „Wachstum“ und „Verstetigung/Um-
bruch“ hin (Benz und Meincke 2007: 36). 

133 Eine Gewichtung von sechs als zentral anzusehenden Erfolgspotenzialen auf Basis einer Expertenbefragung ist in  
Pollermann (2006) dargestellt. 
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• Mit Bezug auf den Erfolg von Biosphärenreservaten liegt eine breit gestreute empirische Un-
tersuchung von Stoll-Kleemann und Welp (2008) vor, die auf einer global angelegten Experten-
befragung basiert. Dabei haben 204 Akteure von Biosphärenreservaten in 78 Ländern jeweils 
eine Einschätzung zu 27 potenziell für den Erfolg ihrer Biosphärenreservate wichtigen Faktoren 
abgegeben. Dazu wurde eine 10stufige Skala verwendet, wobei 10 für eine sehr hohe Relevanz 
stand. Dabei zeigten sich als besonders wichtig: die „collaboration with local authorities“ 
(Durchschnittswert 8,2 und Rang 2 der 27 Faktoren), „monitoring and evaluation for adaptive 
management“ (8,0 = Rang 4), „community participation“ (7,8 = Rang 6), „leadership“ (7,8 = 
Rang 7) „political support at regional level“ (7,7 = Rang 9) und „well-trained staff and sufficient 
in number“ (7,7 = Rang 10). Die hier nicht genannten oberen Ränge wurden von eher natur-
schutzspezifischen Faktoren eingenommen, z. B. Umweltbildung, Langzeitforschung oder die 
nationale Naturschutzpolitik (Stoll-Kleemann und Welp 2008). 

• Eine ebenfalls rein auf einer Expertenbefragung beruhende Erörterung zur Gewichtung von Er-
folgsfaktoren in Prozessen zur ländlichen Entwicklung erfolgte im Rahmen der Evaluierung von 
LEADER-Regionen. Hier wurden die Regionalmanagements von 110 Regionen befragt, wobei 
die Bedeutung von 10 vorgegebenen Faktoren auf einer 5-stufigen Skala zu bewerten war.134 
Die Ergebnisse sind in Abbildung 13 dargestellt. Die höchste Bedeutung wurde hier dem Enga-
gement der Beteiligten, dem Zugang zu materiellen Ressourcen und den Schlüsselpersonen zu-
geschrieben (Pollermann et al. 2017). 

Zwischenfazit zur Arbeit mit Erfolgsfaktoren 

Die Literatur zu Erfolgsfaktoren in Governance-Prozessen benennt also wesentliche Bereiche und 
zahlreiche einzelne Faktoren, ist aber hinsichtlich der Wirkintensitäten und Wechselwirkungen zu 
wenig systematisiert und ausdifferenziert. Der Fokus auf Erfolgsfaktoren hat im Prinzip das Ansin-
nen, zur Komplexitätsreduzierung beizutragen. Für einen so vielschichtigen Gegenstand wie Regi-
onal Governance kann dies allerdings nicht zur Erstellung eines umfassenden Wirkungsmodells ge-
nutzt werden, insbesondere aufgrund der nicht-linearen und kontextabhängigen Wirkungsweise 
der Faktoren. Dies birgt die Gefahr einer unzulässigen Vereinfachung auf Modellebene. Auch sind 
die Faktoren bisher eher praxeologisch durch Expertenbefragungen gesammelt worden, in der ent-
sprechenden Literatur werden diese lediglich nebeneinander dargestellt. 

Die konkrete Nutzbarkeit für die weitere Arbeit liegt also v. a. darin zu prüfen, inwieweit die ge-
nannten Erfolgsfaktoren als Untersuchungsdimensionen operationalisiert werden. Dies stellt eine 
Kontrollmöglichkeit dar, dass keine relevanten Faktoren/Aspekte „vergessen“ werden. Aus den 
Thesen zu besonders relevanten Faktoren können zudem Forschungsfragen formuliert werden, um 
so gezielt einzelne Mechanismen von Regional-Governance-Prozessen stärker zu beleuchten. 

                                                      

 
134 Die Frage unter der Überschrift „Erfolgsfaktoren“ lautete: Stufen Sie die im Folgenden gelisteten Faktoren bitte hinsicht-

lich ihrer Bedeutung für die ländliche Regionalentwicklung ein. 
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Abbildung 14: Einschätzungen von LEADER-Regionalmanager*innen zur Bedeutung unter-
schiedlicher Erfolgsfaktoren 

 

Quelle: Pollermann et al. (2017); Befragung der Regionalmanagements (2010) im Rahmen der Evaluierung von Program-
men zur ländlichen Entwicklung von sieben Bundesländern.. 

3.5 Zusammenfassung: Wirkungszusammenhänge zwischen 
Überkomplexität und pragmatischer Operationalisierung 

In der Darstellung der Wirkungszusammenhänge zeigt sich, dass ein umfassendes Wirkungsmodell 
von Governance noch nicht existiert und eine doppelte Komplexität (Governance-Arrange-
ment/Regionale Entwicklung) zu beachten ist. Diese Überkomplexität bedingt, dass in empirischen 
Arbeiten viele Zusammenhänge nur als „black boxes“ einbezogen werden können, innerhalb deren 
die Wirkungszusammenhänge nicht im Detail für den Gesamtprozess analysiert werden können. 
Zur Systematisierung einzelner Wirkungszusammenhänge (auch innerhalb einzelner black boxes) 
können aber umfangreiche Wissensbestände aus ganz unterschiedlichen Disziplinen genutzt 
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werden. Dabei ist es einfacher, die Zusammenhänge innerhalb des Governance-Arrangements zu 
analysieren, die dann den Output erklären können, jedoch schwieriger, die Wirkung des Outputs 
auf die regionale Entwicklung zu analysieren. 

Die bisher im Rahmen der Regional-Governance-Forschung identifizieren Erfolgsfaktoren liefern 
zwar kaum einen Beitrag zu einem Wirkungsmodell, können aber zumindest helfen zu prüfen, in-
wieweit eine Operationalisierung vollständig ist. Das heißt, die einzelnen hier als wichtig identifi-
zierten Faktoren sollten sich in einem zur Evaluierung zu verwendenden Analyseraster wiederfin-
den. 

Somit kann ein theoriebasiertes Analyseraster wie der Akteur Zentrierte Institutionalismus mit 
eher praxeologisch generierten Erfolgsfaktoren geprüft und weiterentwickelt werden. 

Um solche Möglichkeiten darzustellen, erfolgt in Kapitel 4.3 eine entsprechende Zusammenfüh-
rung. 

 



Kapitel 4         Evaluierungsansätze: Beispiele und Ableitung von Evaluierungsdesigns 91 

 

4 Evaluierungsansätze: Beispiele und Ableitung von Evaluierungsdesigns 

Allgemein haben Evaluierungen verschiedene Ziele wie Erkenntnisgewinnung, Kontrolle, Schaffung 
von Transparenz oder die Dokumentation von Ergebnissen als Legitimationsprüfung (vgl. Stock-
mann 2004, 3). Im Folgenden wird auf die Erkenntnisgewinnung fokussiert, die als Basis für die 
anderen Ziele dienen kann. Dazu widmet sich dies Kapitel der Entwicklung von Evaluierungsansät-
zen, die Hinweise zur Gestaltung von Governance-Prozessen und den diese induzierenden Förder-
programmen liefern. Bei einer diesbezüglichen Evaluierung wird eine Intervention hinsichtlich ihrer 
Wirkung untersucht. Dazu ist eine Wirkungskette von Input (= der Gestaltung der Intervention) 
über den Output (= sich daraus ergebenden Handlungen) zu den Ergebnissen und den daraus re-
sultierenden Wirkungen (= Veränderungen in der Region, die auf die Intervention zurückzuführen 
sind) zu analysieren. Die theoretische Konzipierung solcher Wirkungsketten kann als Interventions-
logik charakterisiert werden. 

Im Folgenden werden zunächst Verbreitung und Herausforderungen von Evaluierungen von Regi-
onal Governance dargestellt und dann die bisher in Forschung und Evaluierung angewandten Un-
tersuchungsansätze und das dabei genutzte Methodenspektrum erläutert (Kapitel 4.1). Aufgrund 
seiner hohen Bedeutung wird dazu insbesondere auf die Rolle des Akteur Zentrierten Institutiona-
lismus (AZI) eingegangen. Danach werden Beispiele für bisherige Untersuchungen aufgelistet (Ka-
pitel 4.2). Als Synthese der bisher praktizierten Ansätze und den in dieser Arbeit gewonnenen Er-
kenntnissen werden Vorschläge für drei verschiedene Untersuchungsdesigns ausgearbeitet (Kapi-
tel 4.3): zu Fallstudien, zu multiregionalen Evaluierungen und zu Evaluierungen zu Erfolgspotenzi-
alen, die Verbesserungsansätze für einzelne Arrangements liefern. 

4.1 Herausforderungen und theoretische Ableitungen zur Evaluierung von 
Regional Governance 

4.1.1 Verbreitung und Herausforderungen der Evaluierungen 

Verbreitung von Evaluierungen zu Regional Governance 

Durch die zunehmende Bedeutung von Governance in verschiedenen gesellschaftlichen Diskursen 
und Praktiken kommt der Frage, ob Regional Governance leistungsfähig ist, d. h. ob sie in der Lage 
ist, problemangemessene kollektive Lösungen zu erzeugen, eine zentrale Bedeutung zu (vgl. 
Grande 2012). Auch die zunehmende Bedeutung von Regionen als Handlungsarenen macht die 
Frage nach der Evaluierung von regionalen Steuerungsstrukturen wichtiger. Die für lange Zeit dis-
kursprägende staatliche Mittelknappheit beförderte Fragen nach Aufwand und Nutzen. Vor die-
sem Hintergrund haben Evaluationen in der Regionalentwicklung an Bedeutung gewonnen (Diller 
2008: 273). Bei Planungen sind sowohl Planwerke als auch Planungsverfahren als Evaluierungsge-
genstand einzubeziehen (Mangels 2006). So können für Evaluierungen Ansätze zu Bewertungen 
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kooperativer/kommunikativer Planung135 oder nachhaltiger Regionalentwicklung sowie Erkennt-
nisse aus der Netzwerkforschung genutzt werden. 

Insgesamt ist die Evaluierung von Regional Governance noch keine Selbstverständlichkeit. Ge-
rade für informale, regionsindividuelle Prozesse erfolgt oftmals keine fachlich fundierte Evaluie-
rung. Dennoch etablieren sich zunehmend Evaluierungen, so etwa durch verpflichtende Vorgaben 
im Rahmen von Förderprogrammen (insbesondere der EU: z. B. LEADER)136 sowie in Form von For-
schungsprojekten und als Begleitforschungen zu Modellprojekten.137 

Die bisherigen Untersuchungsansätze wurden in Forschungsprojekten und Evaluierungen zu un-
terschiedlich spezifizierten Fragestellungen erarbeitet (z. B. Bewertung von Förderprogrammen 
zur (integrierten) ländlichen Entwicklung, zur Wirtschaftsentwicklung oder des Ressourcenschut-
zes). 

Fachliche Herausforderungen 

Ein Problem für Evaluierungen ist die Frage des Bewertungsmaßstabes zur Erfolgsbewertung. 

Während der Erfolg intentionaler Strategien über einen Abgleich zwischen den ursprünglichen In-
tentionen und den tatsächlichen Handlungsergebnissen ermittelt wird, liegt emergenten Strate-
gien ein gänzlich anderes Erfolgskriterium zu Grunde, nämlich die Akzeptanz der Folgen seitens der 
beteiligten und betroffenen Akteure.138 Ist es in einem Fall die prätendierte Gemeinwohlintention, 
so ginge es im anderen Fall darum, dass Governance-Leistungen Gemeinwohlansprüchen genügen. 
Die entscheidende Frage ist dann, auf welche Weise solche Ansprüche geltend gemacht werden, 
an welchen Kriterien sie sich orientieren und wie sie eingelöst werden können. Bei Förderprogram-
men handelt es sich um intentionale Strategien – auch wenn auch dort die Intentionalität begrenzt 
sein kann bzw. auch von den Programmaufstellenden versteckte Absichten relevant sein können. 
Der Maßstab einer Evaluierung ist aber das formulierte Programm. Andere Forschungen können 
sich auch stärker auf die angenommen Vorteile spezifischer Governance-Arrangements fokussie-
ren: dann gilt es, die Wirkungskette von „Arrangement“ zur angenommenen „Wirkung“ zu unter-
suchen. 

                                                      

 
135 Beispiele: Evaluation kommunikativer Planungsprozesse (Schenk 2015), Innes und Booher (1999) bieten ein „framework 

for evaluating collaborative planning. Linder und Vatter (1996): Kriterien zur Evaluation von Partizipationsverfahren. Zur 
nachhaltigen Regionalentwicklung: Pollermann (2007); zur bürgeschaftlichen Partzipation: Glas (2009). 

136 Zu LEADER-Evaluierungen siehe zahlreiche Berichte zu Arbeiten am Thünen-Institut unter www.eler-evaluierung.de oder 
Dax et al. (2011); Grieve et al. (2010); Marquardt und Buchenrieder (2010); Falkowski (2011, 2013). 

137 Eine Sammlung zu Evaluationen in der Stadt- und Regionalentwicklung bietet Sedlacek (2004) u. a. mit Beiträgen zu Re-
gionalmanagements (Maier 2004), INTERREG (Schwab 2004) oder zu ländlichen Entwicklungsprogrammen (Eberhard 
et al. 2004). 

138 Hier ist die Abgrenzung, wer ist betroffen oder beteiligt, nicht einfach zu treffen. Für empirische Ansätze sind dann die 
üblichen Probleme bei der Arbeit mit „Beteiligten/Betroffenen“ zu beachten, zu der neben „Färbungen“ der Äußerungen 
auch die fehlende Offenheit gegenüber den Evaluator*innen gehören kann. 

http://www.eler-evaluierung.de/
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Zudem kann die Governance-Forschung nicht von der Annahme ausgehen, dass die an Gover-
nance-Arrangements beteiligten Akteure primär an rationalen Problemlösungen interessiert sind. 
Diesen „Problemlösungsbias“ übernahm die Governance-Theorie bekanntlich von der Policy-Ana-
lyse (kritisch hierzu Greven 2007). Es ist hinreichend bekannt, dass es in der Politik nicht nur um 
das Lösen objektiv bekannter und allseits anerkannter Probleme geht, sondern Fragen politischer 
Macht und des Ämtererwerbs eine Rolle spielen139 (Grande 2012: 584, Schwab 2004: 107 ff.). Auch 
kann das angestrebte Zielniveau sehr unterschiedlich definiert werden (oder so weich definiert 
werden, dass eine Operationalisierung stark erschwert wird).140 Auf die Problematiken von Evalu-
ierungen bei (teilweise) konfligierenden Zielsystemen weist Schwab (2004) am Beispiel Interreg 
hin. Für an die Verfahren zu formulierende Ansprüche können ergänzend auch normative Setzun-
gen des Good-Governance-Diskurses aufgegriffen werden. Letztlich ist die zentrale Herausforde-
rung der Evaluierung, die Wirkung der Governance-Arrangements auf die Problemlösung festzu-
stellen. Die Bewertung wird noch zusätzlich erschwert, dass neben konkreten Beiträgen zur Prob-
lembearbeitung auch das Kriterium, inwieweit die langfristige Problemlösungsfähigkeit gesteigert 
werden konnte, zu berücksichtigen ist. 

Untersuchungsansätze müssen der doppelten Komplexität (s. Kapitel 3) Rechnung tragen, wobei 
es schwer ist, die zu untersuchende Intervention in eine klare Interventionslogik zu überführen. So 
können die zu analysierenden Wirkungen erstens im Sinne eines direkt prozessbezogenen Nutzens 
entstehen. Zweitens können Ergebnisse als Zielerreichung zur regionalen Entwicklung bzw. der 
Aufgabenstellung des Governance-Arrangements bewertet werden. Für beide Aspekte erschwert 
die Begrenztheit der Intentionalität die Bewertungsmöglichkeiten. Eine umfassende Bewertung 
der Wirkung der Governance-Prozesse lässt sich nur auf der Basis detaillierter Untersuchungen und 
nur über mehrere Jahre durchführen, da die Wirkungen oft einen langen Zeitraum brauchen, um 
sich zu entfalten (vgl. Fürst et al. 2006; Benz und Fürst 2003b: 208 ff.). 

Organisatorisch-politische Hemmnisse 

Mögliche Hemmnisse für die Durchführung von Evaluationen liegen u. a. darin, dass ihre Ergeb-
nisse Politik141 und Planung in Schwierigkeiten bringen können, wenn die Misserfolge einer 

                                                      

 
139 Die Governance-Forschung hat, wie Renate Mayntz wiederholt betonte (insbesondere Mayntz 2001), bisher noch keinen 

überzeugenden Weg gefunden, Fragen der politischen Macht überzeugend in ihr Konzept zu integrieren (Grande 2012: 
584). Auf hilfreiche Ansätze verweisen Leibenath und Lintz (2018) mit Bezug auf Foucault mit dem Dreiklang von „Govern-
ment, Governance und Gouvernementalität“. 

140 Beispielsweise sollten Modellregionen mit Zielrichtung nachhaltiger Entwicklung als Zielsetzung nicht nur eine vage 
„good practice“ formulieren, sondern den Anspruch haben, dass, wenn andere Regionen die Ziele ähnlich setzen würden, 
so auch global eine nachhaltige Entwicklung zu verwirklichen wäre. Dies setzt aber für die meisten Handlungsfelder hoch-
komplexes Wissen voraus. 

141 Evaluierungen sind, zumindest wenn es „um etwas geht“, Teil eines politisierten Aushandlungsprozesses mit seinen spe-
zifischen Rationalitäten und Irrationalitäten. Vor allem wenn das Kontrollparadigma im Vordergrund steht, sind ein klar 
strukturierter Ziel- und Kriterienkatalog und ein transparenter Bewertungsprozess unverzichtbar. Wenn dagegen das 
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gewählten Strategie deutlich werden und gleichzeitig keine einfach umsetzbaren Alternativen her-
ausgearbeitet werden. Zudem können knappe Personaldecken oft wenig Spielraum für die Evalu-
ierung der selbstverfassten Pläne und Konzepte lassen (vgl. Wiechmann und Beier 2004: 387 ff.). 
Auch die bereits genannten methodischen Schwierigkeiten142 stehen der Etablierung einer Evaluie-
rung entgegen (Diller, 2008: 275). 

Zwischenfazit 

Das Instrumentarium für die Evaluation von Regional Governance knüpft an viele Methoden an, 
die bereits losgelöst vom Governance-Diskurs entwickelt wurden, sodass solche Erfahrungen zur 
Methodenentwicklung genutzt werden können. 

Für Evaluierungen sind Herausforderungen relevant, die sich aus der Komplexität der Wirkungser-
fassung und der Operationalisierung von Zielen ergeben, dazu kommen die bekannten organisato-
rischen/politischen Hemmnisse für Evaluationen. 

Bewertungsmaßstäbe müssen fallweise konkretisiert werden und können auch Aspekte des Good-
Governance-Diskurses einbeziehen, wobei bei der Evaluierung von (Förder-)Programmen zunächst 
die darin ausformulierten Ziele den wesentlichen Bewertungshintergrund darstellen. 

4.1.2 Anforderungen an Evaluierungen von Regional Governance 

In diesem Kapitel werden im Sinne einer Theoriezusammenführung allgemeine Anforderungen be-
schrieben, die jedoch nicht auf die Detailebene von Mindeststandards konkretisiert werden. Zu-
nächst geht es darum, aus den dargelegten Wirkungszusammenhängen (s. Kapitel 3.2) eine Struk-
turierung der Evaluierung abzuleiten, die am Ende des Kapitels in ein analytisches Grundmodell 
münden. 

Entwicklung einer Interventionslogik und Definition von Wirkungsketten 

Evaluierungen lassen sich – wie eingangs von Kapitel 4 beschrieben – anhand einer Interventions-
logik strukturieren, sodass letztlich der Input in Bezug zu den Wirkungen gesetzt wird. Um bei einer 
solchen Interventionslogik die Wirkungskette analysierbar zu machen, müssen immer auch die be-
einflussenden Rahmenbedingungen miteinbezogen werden. Grundsätzlich sind unterschiedliche 
Aspekte von Regional Governance einzubeziehen (vgl. Diller 2008: 277): 

                                                      

 
Entwicklungsparadigma im Vordergrund steht, können Evaluierungskriterien weicher ausfallen und flexibler immer wie-
der neu verhandelt werden, da der gemeinsame Lernprozess im Vordergrund steht (Diller 2008: 297). 

142 Hierzu insbesondere Probleme der Evaluierung der Wirksamkeit (Fend 2011). 
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• Input: Prinzipiell umfasst der Input die investierten Ressourcen (Finanzen, Zeit/Qualifikatio-
nen). Ein (externer) Impuls in Regional Governance ergibt sich oft durch Förderprogramme und 
anderen Rahmensetzungen, die im Falle von Förderpolitiken von den überörtlichen Ebenen 
(EU, Bund, Länder) formuliert wurden, diese stellen Rahmensetzungen und Anreizstrukturen 
für Regional Governance dar. Im (seltenen) Falle einer regionsinternen Induzierung sind die 
entsprechenden Ausgangsmotivationen und bei Gründung etablierte Institutionen als Input zu 
erfassen. 

• Funktionsweise des Governance-Arrangements: Die Regional-Governance-Strukturen beste-
hen insbesondere aus ihren Organisations- und Arbeitsstrukturen (Gremien, operative Einhei-
ten), ihren Akteur*innen und Netzwerken. Die Funktionsweise der einzelnen Elemente und de-
ren Zusammenspiel bestimmen letztlich, wie der Input in einen Output umgewandelt wird. 

• Output143 von Regional Governance: die in ihr erarbeiteten Programme, Pläne/Konzepte als 
Handlungsentwurf und durch die Intervention abgeleiteten/geförderten Projekte. Zudem sind 
Aspekte des „Prozessnutzens“ relevant: z. B. Veränderungen in den Einstellungen der Beteilig-
ten. 

• Wirkungen in den Regionen durch die Projekte und weitere Auswirkungen durch die Arbeit 
des Regional-Governance-Arrangements wie der erfolgte Kapazitätsaufbau und Folgemaßnah-
men ohne Förderung. Im Falle von fördermittelinduzierten Arrangements wird idealerweise 
dazu der impact als Netto-Wirkung der Intervention isoliert. 

• (Regionale) Bedingungen sind als Einflussgrößen zu verstehen, die sowohl die Arrangements 
als auch den Output und dessen Wirkungsweise mitbestimmen. 

Die strukturierte Erfassung des Inputs ist eine wesentliche Basis der Evaluierung. Im Falle von För-
derprogrammen ist durch Dokumentenanalysen in der Regel eine solide Grundlage möglich. So 
können beispielsweise alle Regularien der Förderkonditionen bei Förderprogrammen systemati-
siert werden, wodurch „Stellschrauben“ identifiziert werden können (vgl. Pollermann 2016b). Da-
bei sind neben offiziellen Regularien aber auch informelle Einflüsse, Mehrebenenverflechtungen 
und weitere Unterstützungsangebote für den Input relevant. Erfahrungen hierzu bietet die Policy-
Forschung und Evaluierung. Zu letzterem sind insbesondere auch Ex-Ante-Evaluierungen interes-
sant, da hier den Programmstrukturen bereits Wirkungsannahmen gegenübergestellt werden. Um 
dem Erkenntnisinteresse zu Governance-bezogenen Programmwirkungen Rechnung tragen zu 
können, sind auf Seiten der Programmverantwortlichen stärker operationalisierte Vorgaben not-
wendig und auf Seiten der Evaluierenden ist eine methodische Weiterentwicklung erforderlich. 

                                                      

 
143 Bezüglich der ländlichen Entwicklung ist der Schwerpunkt von Evaluierungen aber die Funktionsweise von Regional 

Governance als „how is this done?“, während der tatsächliche Output und Outcome oft noch weniger konkret erfasst 
wird (Connelly et al. 2006: 268). 
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Was die Funktionsweise von Regional Governance angeht, liefern politikwissenschaftliche Analy-
semuster wesentliche Grundlagen. So kann beispielsweise die Netzwerkforschung144 passende me-
thodische Instrumentarien liefern, die jedoch aufwändig zu erfassen sind. Das Spannungsfeld „so 
genau wie nötig“ und „leistbarer Erfassungsaufwand“ ist im Einzelfall zu klären. Insgesamt kann 
viel aus bisherigen Analyseansätzen zu Regional Governance übernommen werden, da viele Ver-
öffentlichungen einen Fokus auf die Funktionsweise legen, um die Charakteristika von Governance-
Arrangements zu beschreiben (s. Kapitel 2.2.3.2). 

Auf Ebene des Outputs von Regional Governance, nämlich Plänen, Konzepten und Projekten sind 
regelmäßige oder systematische Evaluierungen zwar noch nicht die Regel, nehmen aber an Bedeu-
tung zu. Dabei handelt es sich in der Regel aber eher um ein Controlling als um eine umfassende 
Evaluierung. Die Evaluierung der weiterreichenden Wirkungen der Projekte von Regional Gover-
nance auf die Regionalentwicklung bezeichnete Diller noch vor gut zehn Jahren als „nahezu ein 
unbearbeitetes Feld“ (Diller 2008: 277 ff.). Auch Panebianco (2013: 15 ff.) kontrastiert dies: Wäh-
rend für die Wirkung klassischer Strukturpolitik wie einzelbetrieblicher Investitionsförderungen 
verschiedene, methodisch ausgefeilte Evaluationsansätze existieren, konzentrieren sich Untersu-
chungen zum Mehrwert von Governance-Programmen häufig auf den Prozessnutzen. Der aggre-
gierte (regionalwirtschaftliche) Mehrwert verschiedener Ausprägungen von Regional Governance 
ist bisher seltener Gegenstand der Analysen. Die Beobachtung, dass die Evaluierungen kaum Er-
kenntnisse auf der Ebene der Wirkungen generieren, ist auch weiterhin aktuell. Hier besteht also 
ein besonderer Konkretisierungsbedarf. 

Da vor dem Hintergrund der fehlenden Kausalitätsstringenz kaum die aus der Intervention resul-
tierende Netto-Wirkung auf die regionale Entwicklung festzustellen ist, stellt sich die Frage, wie 
die Performance von Regional Governance dennoch bewertet werden kann. Eine mögliche Leit-
frage dazu ist: Was ist der Mehrwert durch das Governance-Arrangement? So soll zumindest auf 
Output-Ebene der Pläne und Projekte nachgewiesen werden, dass durch die Ausprägung des 
Governance-Arrangements, also z. B. zum Einbeziehen zivilgesellschaftlichen Engagements in den 
Projekten, eine bessere Mobilisierung endogener Potenziale gelungen ist. Es wird somit die Quali-
tät des Outputs bewertet und angenommen, dass dies die gewünschte Wirkung erzielt. Um eine 
solche Annahme zu rechtfertigen, wäre eine spezifische Interventionslogik darzustellen. Des Wei-
teren ist die Qualifizierung des Outputs durch die Ausgestaltung des Governance-Arrangements zu 
analysieren, um so den Mehrwert/die Qualitätsverbesserung und somit die Annahme zur Wirkung 
zu belegen. 

                                                      

 
144 Vergleiche z. B. Degenne und Forsé (1999), jedoch stehen Netzwerkevaluationen vor spezifischen Problemen, die auf die 

hohe Zahl von Beteiligten und die diffuseren Vernetzungs- und Kommunikationsstrukturen zurückzuführen sind 
(vgl. Sørensen und Torfing 2007; Weyer 2011; Albrecht et al. 2014). Fraglich ist letztlich, ob der hohe empirische Aufwand 
zur Erfassung von Akteursnetzwerkstrukturen durch die praktische Verwertbarkeit der Ergebnisse zu rechtfertigen ist. 
Denn Akteursnetzwerke entziehen sich nicht nur der Untersuchung, sondern auch der bewussten Gestaltbarkeit in stär-
kerem Maße als fest institutionalisierte Strukturen (Diller 2008). 
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Theoretische Konzipierung eines Verständnisses von Wirkungszusammenhängen 

Das in der empirischen Forschung zu Regional Governance zu entwickelnde Verständnis zu Wir-
kungszusammenhängen kann auf die Erfahrungen und Elemente ganz unterschiedlicher Diszipli-
nen zurückgreifen. Die Vielfalt potenziell relevanter Disziplinen wurde bereits im Kapitel 3.1 ver-
deutlicht. Viele Ansätze sind auch bereits seit längerem erprobt, auch wenn diese Forschungspraxis 
nicht immer unter dem Key-Word Governance firmiert. Dabei werden in der Regel nur Ausschnitte 
von Regional Governance erforscht (z. B. Netzwerke145, Kooperation, Handlungsorientierungen und 
Einstellungen146 etc.). 

Um vor dem Hintergrund der vielfältigen Wirkungszusammenhänge ein geeignetes Untersu-
chungsdesign zu finden, ist eine passende theoretische Konzipierung zu Grunde zu legen. Dabei ist 
der Akteur Zentrierte Institutionalismus (AZI) der weitverbreitetste Ansatz, der tatsächlich auch 
fachlich zentrale Anforderungen an eine geeignete Analyse erfüllt (s. Kapitel 2.1.). Dementspre-
chend bescheinigen Expert*innen diesem Ansatz eine „herausragende Bedeutung“ (Pütz 2004). 

Die prinzipielle Eignung ist unstrittig. Um konkrete Erfassungsmethoden zu entwickeln werden 
aber Präzisierungsbedarfe zum AZI formuliert: „Soll die Raumplanungsforschung ihre Anschlussfä-
higkeit an die Politikwissenschaft erhöhen, wofür der AZI als ein sehr nützliches Forschungswerk-
zeug hervorragende Chancen bietet, sollten sich entsprechende Untersuchungen nicht nur mit sei-
ner Grundstruktur, sondern tiefergehend – und sicherlich auch disziplinierter – mit den Begriffen, 
Hypothesen, Typologien und Modellen des Werkzeugkastens AZI auseinandersetzen als bislang“ 
(Diller 2013: 15).147 So bietet der AZI noch unzureichende Bewertungsmöglichkeiten: „Die Variablen 
des Akteur Zentrierten Institutionalismus […] decken zwar wesentliche Merkmale von Regional 
Governance ab. Sie alleine genügen jedoch nicht, um Regional Governance bewerten zu können, 
da nicht klar ist wie die einzelnen Variablen zusammenwirken, sodass Regional Governance zwar 
inhaltlich, jedoch nicht funktional beschrieben werden kann“ (Pütz 2004: 99). 

Neben den originären Ausarbeitungen zum AZI gibt es mittlerweile zahlreiche Interpretationen 
und Weiterentwicklungsansätze, die keinesfalls nur für Fragen der Raumentwicklung genutzt 

                                                      

 
145 Zu Netzwerken gibt es intensiv erprobte Forschungsinstrumentarien (vgl. Diller (2008), Weyer 2011), die auch spezifisch 

für „Regional governance networks“ (z. B. bei Albrecht et al. 2014) anwendbar sind. Auch ein normativer Fokus ist mög-
lich (z. B. Social Networks Analysis for good governance indicators, Da Re 2012). 

146 So gibt es ein Toolkit zur Untersuchung immaterieller Werte bei Projekten (Burford et al. 2013) oder Instrumentarien zur 
Messung von Raumbindungen als place attachment z. B. bei Raymond et al. (2010) oder Wu et al. (2019). 

147 So mahnt Gawron (2010: 166): Der im Governance-Konzept enthaltene, auf dieser Analyse aufbauende nächste Schritt, 
nämlich die Verdichtung der registrierten Beziehungskontakte zu einem oder mehreren Interaktions-Modi, fehle im bis-
lang veröffentlichten Duktus eines Regional Governance-Ansatzes vollständig. Dabei sei gerade diese Analyse von ent-
scheidender Bedeutung für die Bestimmung der Leistungsfähigkeit von Governance.
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werden.148 Zu Prüfung der Realitätsnähe der Elemente kann zudem der multidimensionale Analy-
serahmen von Willi et al. (2018) herangezogen werden, da die dort abgegrenzten Dimensionen 
über eine breite Expertenbefragung erörtert und weiterentwickelt wurden (die fünf Dimensionen 
sind dort: (a) participation, (b) bindingness, (c) formalisation, (d) regional autonomy and (e) power 
relations, wozu 21 Indikatoren dargelegt werden). 

Zwischenfazit 

Der AZI gilt als eine geeignete theoretische Konzipierung (s. Kapitel 2.1.3.4, vgl. Diller 2013). Es ist 
jedoch zu bedenken, dass der Erfolg des AZI aber auch auf einer gewissen Pfadabhängigkeit basiert 
(da er früh als anerkannter Ansatz galt, wurde er von vielen Autor*innen aufgegriffen). Für Wir-
kungsanalysen ist der AZI in den bisherigen Fassungen zu stark deskriptiv ausgerichtet und umfas-
sender zu ergänzen. 

Dennoch ist der AZI – sofern eine spezifische Weiterentwicklung erfolgt – ein passender Untersu-
chungsansatz für Fallstudien, in denen detaillierte Beschreibungen der vier Komponenten (Ak-
teure, Akteurskonstellation (inkl. Interaktionsformen)), Institutionen, Situation (inkl. dem Prob-
lem)) möglich sind. Um die Vollständigkeit der relevanten Faktoren zu prüfen, können die bishe-
rigen Konzipierungen zum AZI mit den in Kapitel 3.4 dargestellten Erfolgsfaktoren und weiteren 
theoretischen Fragmenten (s. Kapitel 3.2) sowie Indikatoren-Sets (Willi et al. 2018) ergänzt wer-
den. 

Als grundlegende Struktur für Evaluierungen sollte diese theoretische Fundierung mit einer für 
Evaluierungen typischen Interventionslogik zusammengebracht werden. Die grundlegenden Ele-
mente werden in Abbildung 15 auf der folgenden Seite verdeutlicht. Die die einzelnen Elemente 
verbindenden Pfeile beschreiben die idealtypische Wirkungsrichtung. Wenn auch in unterschiedli-
chen Maßen beeinflussen sich die Elemente jedoch auch wechselseitig. In Interventionslogiken 
wird oft zwischen dem „Output“ und der „Wirkung“ noch der Zwischenschritt „Ergebnis“ formu-
liert. Dieser ist teilweise aber nicht ganz trennscharf verortet, sodass die Ergebnisse in der Abbil-
dung 15 als Teil der Wirkung zu verstehen sind. Die Ergebnisse entstehen also im Zusammenwirken 
von Output und regionalen Bedingungen (auch hier sei daran erinnert, dass die Zurechenbarkeit 
für regionale Wirkungen durch fehlende Vergleichsregionen für quasi-experimentelle Designs 
problematisch ist). Möglich ist aber der Vergleich unterschiedlicher Governance-Arrangements, die 
sich in prägenden Merkmalen unterscheiden. Diesbezügliche Analysen müssen aber noch die 
Brutto/Netto-Wirkungen trennen, um so die von der Intervention ausgelöste Wirkung zu 

                                                      

 
148 Der Akteurs Zentrierte Institutionalismus wird in ganz unterschiedlichen Governance-Forschungsfeldern eingesetzt: z. B. 

auch im Bereich Educational Governance (Kunz Heim und Rindlisbacher 2014). Zusammenfassungen für raum-bezogene 
Fragestellungen bei Beutl (2010: 43 ff.); Fürst et al. (2008); Schlegel (2012). Eine umfassende Einordnung bietet der Text 
von Diller (2013): „Ein nützliches Forschungswerkzeug! Zur Anwendung des Akteur Zentrierten Institutionalismus in der 
Raumplanungsforschung und den Politikwissenschaften“. 
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analysieren. Je nach Themenfeld der Governance-Prozesse ist dieses Grundschema dann in eine 
konkrete Interventionslogik149 zu überführen, die z. B. Annahmen zum Nutzen des Governance-Ar-
rangements enthält, wie etwa, dass die Zusammenarbeit von Akteuren aus unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Bereichen (Teil der Funktionsweise, ggf. durch Programmvorgabe als Input beein-
flusst) bessere, innovativere oder effektivere Projekte (Output) ermöglich und diese dann die ge-
wünschte Wirkung erzielen. Weitere denkbare Annahme wäre, dass durch Partizipation der Bevöl-
kerung (Teil der Funktionsweise) eine Mobilisierung von Engagement in der Projektumsetzung (Ein-
fluss auf Output) ermöglich wird. 

Somit wird das in Kapitel 3.1 dargestellte Wirkungsmodell aufgegriffen und die Kategorien des AZI 
(Akteure, Akteurskonstellation, Institution, Situation) in der Interventionslogik verortet. Weitere 
Erläuterungen zu den Kategorien des AZI finden sich in Kapitel 4.3.1. Der Fokus wird im Vergleich 
zum Wirkungsmodell in Kapitel 3.1 evaluierungsimmanent stärker auf den „Input“ im Sinne der 
Ausgestaltung der Intervention gelegt, ausgehend von einem Problem wird also eine Intervention 
konzipiert. Dazu können die Förderregularien als institutionelle Stellschrauben (vgl. Pollermann 
2016b) verstanden werden, die es im Sinne der Politikberatung zu überprüfen gilt. Im Falle von 
Förderpolitiken besteht somit eine im Förderprogramm dargelegte Intentionalität. Allerdings gilt 
auch hier, dass die Intentionalität nicht immer klar ausformuliert sein muss und die Absichten der 
Programmteilnehmenden nicht identisch mit denen der Programmverantwortlichen sein müssen. 

                                                      

 
149 Eine Darstellung und Diskussion der EU-Interventionslogik zu LEADER findet sich bei Marquart (2013). Eine Differenzie-

rung des möglichen „added value“ der einzelnen LEADER-Prinzipien ist bei Thuesen und Nielsen (2014) oder Pollermann 
(2014b) zusammengestellt. Letztlich müssten für eine vollständige Bewertung der Governance-Prozesse im Kontext von 
LEADER all diese Aspekte in eine Interventionslogik zusammengefasst werden. 
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Abbildung 15:  Grundschema für Interventionslogiken in Governance-Prozessen mit Ele-
menten des Akteur Zentrierten Institutionalismus 

 
Erläuterung: 
Die kursiv geschriebenen Komponenten sind lediglich beispielhaft zu verstehen, es wären jeweils weitere 
Aspekte zu nennen. 

Quelle: Eigene Darstellung. 

4.2 Empirische Untersuchungsdesigns mit Beispielen 

Interessant sind methodische Ansätze im Kontext ganz unterschiedlicher räumlicher Maßstäbe. 
So werden hier nicht nur Forschungen mit dem Keyword „Regional“, sondern ebenso zu „Local“, 
„Urban“, „Destination“ oder „Metropolitan“ berücksichtigt. Auch wenn der räumliche Maßstab ei-
nige Spezifika bedingt, sind Systematisierungsansätze und verwendete Methoden sehr ähnlich. 
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Um den bisherigen Erfahrungsschatz im deutschsprachigen Diskurs zu verdeutlichen, werden in 
diesem Abschnitt beispielhaft empirische Untersuchungen zu Regional Governance150 zusammen-
gestellt. Dabei werden nicht nur Evaluationen, sondern auch weitere empirische Forschungsarbei-
ten dargestellt. Vor dem Hintergrund der Vielfalt in diesem Forschungsfeld hat dies keinen An-
spruch auf Vollständigkeit, zeigt aber, zu welchen Thematiken bisher entsprechende Forschungs-
ergebnisse151 vorliegen. Dabei wird gerade bei auf einzelne Regionen bezogenen Arbeiten sicher 
nur ein kleiner Ausschnitt der bekannten Ausarbeitungen erfasst, während bei den vergleichenden 
Fallstudien und insbesondere den multiregionalen Evaluierungen eine größerer Teil der bisherigen 
Praxis dargestellt ist. 

4.2.1 Fallstudien zu einzelnen Regionen 

Insbesondere im Rahmen von Dissertationen und Diplom-/Masterarbeiten erfolgen Fallstudien zu 
einzelnen Regionen. Auch einige Praktiker*innen beschreiben „ihre“ Region als Governance-Arran-
gement. Beispiele mit unterschiedlichem Fokus sind: 

• Regional Governance: Nachhaltige Siedlungsentwicklung in der Metropolregion München (Pütz 
2004), 

• Regional Governance am Beispiel der Metropolregion Hamburg (Feil 2005), 

• Regional Governance: Raumordnung in Salzburg mit Fokus auf Einkaufszentren (Schmidjell 
2007), 

• Regional Governance und Tourismuswirtschaft: Weltnaturerbe deutsches Wattenmeer  
(Lenjoint 2011), 

• Steuerungsmöglichkeiten für die Energiewende: Region Greater Manchester (Faller 2011), 

• Governance in Stadtregionen: Metropolregion Hamburg (von Löwis 2012), 

• Institutionalisierung regionaler Kooperation als kollektiver Lernprozess am Beispiel der Metro-
polregion Rhein-Neckar (Zimmermann 2012), 

• Metropolregion Mitteldeutschland – im Kontext einer neoliberalen Raumentwicklungspolitik 
(Federwisch 2012), 

                                                      

 
150 Die Untersuchungen können sich in ihrem Wording nicht nur auf „Regional Governance“, sondern auch auf Local, Urban, 

Metropolitan oder Destination Governance beziehen, da das methodische Instrumentarium hier sehr ähnlich ist. 
151 Diese Literaturquellen wurden auch dazu genutzt, Restriktionen oder Erkenntnisse zu methodischen Weiterentwicklun-

gen zu erkennen. 
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• Regional Governance in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit: INTERREG-Alpenrhein-
Bodensee-Hochrhein (Zäch und Pütz 2014), 

• Regionale Kulturlandschaftspolitik/Governance am Beispiel Spreewald (Gailing 2014), 

• Regional Governance zum Erweiterungsprozess der Metropolregion Hamburg (Hardt 2015), 

• Bedeutung und Wirkung von Planungsleitbildern und Governance-Prozessen (in Grenzregion 
Rheintal (Obkircher 2017). 

Die Betrachtung nur einer Region bietet die Chance, die Prozesse sehr detailliert zu betrachten. Für 
Wirkungsanalysen sind aber Vergleichsmöglichkeiten vorteilhaft. 

4.2.2 Vergleichende Fallstudien 

Im Rahmen von Dissertationen und Forschungsprojekten werden oft vergleichende Fallstudien mit 
mehreren Regionen genutzt. Auch gibt es Sammelbände, in denen unterschiedliche Forscher*in-
nen/Praktiker*innen „ihre“ Region als Governance-Arrangement untersuchen und dabei z. T. über 
Einleitungskapitel gemeinsame Fragestellungen herausgearbeitet werden. Beispiele sind: 

Fallstudien mit zwei Regionen 

• Regional Governance in europäischen Regionen/transnationalen Verbünde: La Grande Région 
und Partnerstwo-Odra (Kohlisch 2008), 

• Regional Governance in Biosphärenreservaten Rhön und Schaalsee (Lahner 2009), 

• Regional Governance und Regionalplanung. Zwei Fallbeispiele aus Niederösterreich (Beutl 
2010), 

• Governance in grenzüberschreitenden Stadtregionen. CENTROPE und EuRegio Salzburg – 
Berchtesgadener Land – Traunstein (Hamedinger 2011), 

• Urban Governance im Stadtumbau ostdeutscher Mittelstädte: IBA-Städte Bernburg und  
Weissenfels (Heinrich 2013), 

• Metropolitan Governance in den grenzüberschreitenden Regionen Lille und Luxembourg 
(Nelles und Durand 2014), 

• Governance-Konfigurationen in Sydney und Wien (Brandtner et al. 2017).  

Drei und mehr Regionen in (vergleichenden) Fallstudien 

• Regional Governance in den Regionen Hannover, Stuttgart und Rhein-Neckar (Bogumil 2003), 

• Local governance im Rahmen des Programms Soziale Stadt: Stadtteile in Leipzig, Kassel, Bre-
men und Bonn (Fürst et al. 2005a; Zimmermann 2005), 
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• Regional Governance in Biosphärenreservaten in Deutschland und Großbritannien (Rhön, 
Schaalsee, Süd-Ost Rügen, Dyfi und Großbritannien (Fürst et al. 2006), später ergänzt durch 
sechste Region: Jeju Island (Korea) (Pollermann 2013b), 

• Euregio: sechs Regionen an der deutsch-österreichischen Grenze (Deppisch 2007), 

• Metropolregionen in Deutschland, Elf Beispiele für Regional Governance (Ludwig et al. 2008; 
s. Kritik bei Gawron 2010: 137 ff.), 

• Metropolregionen – Restrukturierung und Governance mit deutschen und internationalen Fall-
studien (Basten 2009): Stuttgart, Amsterdam, London, Toronto, Tokio sowie Metropolen in La-
teinamerika mit jeweils unterschiedlichen Autoren (z. B. Newman 2009; Wehrhahn 2009), 

• Governance in drei Biosphärenreservaten in Tschechien, Ungarn und Polen (Schliep und Stoll-
Kleemann 2010), 

• Metropolitan Governance vor dem Hintergrund unterschiedlicher Rahmenbedingungen in 
Deutschland und Israel (Heinelt et al. 2011a), 

• Metropolitan Governance mit Fokus auf Ursachen für unterschiedliche Governance-Arrange-
ments in deutschen Metropolregionen: Hannover, Frankfurt/Rhein-Main, München, Rhein-
Neckar und Stuttgart (Zimmermann und Heinelt 2012b), 

• Regional Governance und Wasser-/Abwasserversorgung in den Stadtregionen Frankfurt 
(Main), Berlin und Ruhr (Schmidt 2013), 

• Regional-Governance-Stile: LEADER-Netzwerke in Extremadura (Spanien), Warmińsko-Mazur-
skie (Polen) und Western Isles (Schottland) (Mose et al. 2014). 

In einigen Sammelbänden werden die Fallbeispiele eher nebeneinanderstehend vorgestellt, als 
dass eine tiefergehende Analyse erfolgt. Dies illustriert dann zwar den Facettenreichtum möglicher 
Ausprägungsformen und Ergebnisse von Governance, für die Weiterentwicklungen eines Untersu-
chungsdesigns sind aber eher die Arbeiten mit detaillierteren Operationalisierungen hilfreich. 

Die Ansätze mit dem Anspruch einer vergleichenden Betrachtung haben verschiedene Schwer-
punkte, deren Synthese ein umfangreiches Bild der für umfassende Governance-Analysen zu be-
trachtenden Variablen bietet (dies fließt in Tabelle 4 in Kap. 4.3.1 ein). Dabei dienen in der Regel 
Kategorisierungen und verbal-qualitative Beschreibungen zur Systematisierung der Variablen, was 
neben dem Erfassungsaufwand die Kompatibilität zu quantitativen Ansätzen erschwert. 

4.2.3 Multi-regionale Untersuchungen 

Zur Generierung von breiten, empirisch abgesicherten Aussagen und der Überprüfung der aus Fall-
studien heraus entwickelten Thesen bieten sich quantitative Ansätze, die zahlreiche Regionen um-
fassen, an. Gerade vor dem Hintergrund der unterschiedlichen und einzelfallspezifischen Ausprä-
gung von Governance ist es interessant, ob über quantitative Ansätze allgemeinere Aussagen zur 
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Wirkungsweise bestimmter Faktoren nachzuweisen sind. Dazu können Mixed-Method-Ansätze 
entwickelt werden. Dabei sollen hier quantitative Ansätze nicht als die heuristisch überlegenen 
dargestellt werden, vielmehr sei hier die These vertreten, dass die Governance-Forschung insge-
samt durch quantitative Ansätze bereichert werden kann. Zum Verstehen der Wirkungszusammen-
hänge ist aber ein qualitatives und theoretisches Fundament erforderlich. 

Der Forschungsstand zu quantitativen Ansätzen ist auch aktuell noch weniger weit entwickelt als 
zu qualitativen Ansätzen. Typisch ist z. B. eine Zwischenüberschrift bei Albrecht et al. (2014: 71): 
„Still a problem: Only qualitative measurement of governance through networks was possible”, 
wobei in den letzten Jahren auch in der internationalen Literatur vermehrt Quantifizierungsbestre-
bungen zu finden sind.152 

Wenig überraschend sind die bereits beschriebenen (s. Kapitel 4.1) methodischen Probleme, insbe-
sondere Messprobleme: „statistical studies involve some critical measurement issues, such as (1) 
how to quantify fiscal efficiency, economic development, social equity, or environmental planning 
outcomes (i. e., the dependent variable) and (2) how to characterize and measure various govern-
ance systems (i. e., the experimental variable)” (Kim und Jurey 2013: 2). Hierzu kann auch auf die 
Erfahrungen der vergleichenden Politikwissenschaften zurückgegriffen werden, wo Möglichkeiten 
und Restriktionen von (vergleichenden) Indizes breit diskutiert wurden (Da Re 2012).153 

Beispiele für quantifizierende Ansätze auf Basis vieler Regionen sind: 

• Regional Governance als Standortfaktor für die Wirtschaftsentwicklung von Regionen (Pane-
bianco 2013). Hier werden quantitative Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung in Bezug zur 
Ausprägung regionaler Steuerungssysteme gesetzt (wobei bundesweit alle Regionen einbezo-
gen werden). 

                                                      

 
152 „Recent years have also witnessed a growing number of analyses that attempt to measure the structures quantitatively 

and assess their consequences through statistical (mainly cross-sectional) examinations. Although the quantification in-
evitably involves oversimplification and has other limitations, these analyses help compare various governance environ-
ments on a wide spectrum with a large number of samples and assess the effects of governance structures” (Kim und 
Jurey 2013: 1). Spezifische Governance Indizes wurden auch im Bereich Corporate Governance entwickelt (Bozec und 
Bozec 2012), auch der Analyserahmen von Willi et al. 2018 bietet mit seinen 21 Indikatoren einen Systematisierungsan-
satz für quantitative Ansätze. 

Eine methodisch interessante empirische Studie wurde von Meier et al. (2004) durchgeführt, darin wird mit einem Mul-
tilevel-Governance-Verständnis die Performance an Schulen mit Variablen der administrativ-personalen Gegebenheiten 
statistisch untersucht (anhand 1043 Schul-Distrikten in Texas).

 

153 Dazu fragen Pickel und Pickel (2012): „Die Messung von Indizes in der Vergleichenden Politikwissenschaft – methodolo-
gische Spitzfindigkeit oder substantielle Notwendigkeit“. Weitere Messproblematiken bei Eaton et al. (2018) und Hooghe 
et al. (2016). 

http://www.springerlink.com/index/E75G2MN8P0644035.pdf
http://www.springerlink.com/index/E75G2MN8P0644035.pdf
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• Messbare Effekte für die Regionalentwicklung durch die Förderung von regionalen Netzwer-
ken werden bei Diller et al. (2014) hinterfragt. Hier werden allerdings lediglich die Anzahl der 
Förderinitiativen pro Region und Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung gegenübergestellt. 

• Analysen der Governance-Aspekte in LEADER-Regionen erfolgen im Rahmen der EU-seitig für 
alle ELER-Programme vorgeschriebenen Evaluierung. Aufgrund der Vielzahl von Regionen kann 
hier auch mit quantitativen Ansätzen gearbeitet werden. Hierfür ist allerdings zumeist ein meh-
rere Bundesländer umfassendes Evaluierungsdesign sinnvoll.154 Beispiel: 100 LEADER-Regionen 
im Rahmen einer 7-Länderevaluierung in Deutschland (Pollermann et al. 2013).155 Wirkungssei-
tig werden aber v. a. der Prozessnutzen im Sinne einer besseren Vernetzung oder besserer Pro-
jekte im Vergleich zu nicht partizipativ ausgerichteten Förderansätzen dargestellt, eine Ver-
knüpfung mit Wirkungen auf die Regionalentwicklung erfolgt kaum. So werden allgemein bei 
EU-induzierten Evaluierungen vorwiegend direkte Arbeitsplatzeffekte in den geförderten Pro-
jekten betrachtet, während indirekte Effekte z. B. durch die Einflüsse auf die touristische Des-
tinationsentwicklung nicht quantifiziert werden (können). 

Gerade bei quantitativen Ansätzen ist es ein Problem, die Wirkungen auf die regionale Entwick-
lung zu messen, dies bestätigen auch die bisherigen Versuche (s. kritische Selbsteinschätzung von 
Diller et al. (2014)). 

Demgegenüber sind eine Beschreibung des Governance-Ansatzes sowie der daraus resultierende 
Output einfacher zu klassifizieren. Dabei ist es aber entscheidend, eine stringente Operationalisie-
rung der relevanten Faktoren umzusetzen. Dann können eher zumindest teilweise verallgemeiner-
bare Wirkungszusammenhänge identifiziert werden als mit einzelnen Fallstudien, die sehr von den 
spezifischen Bedingungen geprägt sind. Eine Basis der quantitativen Ansätze wäre somit, einzelne 
Merkmale zum Input oder Typen von Governance-Arrangements als Variablen abzugrenzen und 
Basis-Indikatoren zur Funktionsweise und/oder der Qualifizierung des Outputs dieser Arrange-
ments zu definieren.156 

                                                      

 
154 Die Beauftragung der Evaluierung liegt in der Verantwortung der Bundesländer. Die Anzahl der LEADER-Regionen variiert 

entsprechend der Fläche der ländlichen Räume erheblich zwischen den Bundesländern, z. B. in der Förderperiode 
2014-2020 vier im Saarland, 14 in Mecklenburg-Vorpommern, 41 in Niedersachsen und 67 in Bayern. 

155 Die Ex-Post-Berichte (2007-2013) für die einzelnen Länder der 7-Länder-Evaluierung sind auf www.eler-evaluierung.de 
zu finden. Durch die vorgeschriebene Evaluierungsfrage zu „Rural Governance“ gibt es europaweit sehr viele Untersu-
chungen, die z. T. mit quantitativen Ansätzen arbeiten, teilweise aber auch stärker qualitativ ausgerichtet sind. Weitere 
Ergebnisse finden sich zu Österreich bei Dax et al. (2011) oder Baden-Württemberg bei Schramek et al. (2010). 

156 Eine Zusammenfassung der Anforderungen findet sich bei Kim und Jurey (2013: 10 ff.): „Working toward a holistic un-
derstanding of the various implications of local and regional governance structures, future research may need to consider 
the following three agendas. First, the measurements of governance structures must be carefully selected rather than 
simply expanded. […] Second, dependent variables must be refined to provide more informative findings. […] Finally, 
attention must be directed to the interconnections among the fiscal, economic, social, and environmental implications 
of governance structures. Prior research tends to focus on each aspect of the implications rather than shedding light on 

http://www.eler-evaluierung.de/
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4.3 Vorschläge zur Entwicklung von Evaluierungsdesigns 

Auf Basis der in Kapitel 4.1 dargestellten prinzipiellen Interventionslogik bei Regional Governance 
werden Grundlagen für die Konzipierung von Evaluierungen entwickelt: erstens zu Fallstudien auf 
Basis eines weiterentwickelten AZI, zweitens für multiregionale Evaluierungen auf Basis eines Eva-
luierungsdesigns mit Fokussierung auf Basis-Indikatoren und drittens für prozessintegrierte Evalu-
ationen von Regional Governance, die auf Methoden formativer Evaluationen von Planungspro-
zessen rekurrieren und dabei den Ansatz der Erfolgspotenziale (s. Kapitel 3.4) integrieren. 

Für die Generierung der in Fallstudien (s. Kapitel 4.3.1) zu analysierenden Variablen stellt sich also 
insbesondere die Frage: „Was ist alles relevant, um die Funktionsweise und die Wirkungen von 
Governance-Arrangements erklären zu können?“. 

Für die multiregionalen Ansätze (s. Kapitel 4.3.2) stellt sich demgegenüber die Frage, welche Vari-
ablen so klar kategorisierbar oder sogar quantifizierbar sind, dass sie bei Untersuchungsansätzen 
mit einer Vielzahl von Regionen erfasst werden können. 

Zu den prozessintegrierten Evaluationen (s. Kapitel 4.3.3) ist insbesondere relevant, welche Fakto-
ren eine besondere Praxisrelevanz für den möglichen Erfolg von Governance-Engagements haben 
und wie diesen über konkrete Leitfragen in Selbstbewertungen der Prozesse eingespeist werden 
können. 

4.3.1 Fallstudien nach dem Akteur Zentrierten Institutionalismus (AZI) 

Der AZI wurde vielfach beschrieben und angewendet. Dementsprechend soll hier nicht das allge-
meine Vorgehen wiederholt werden (vgl. Mayntz und Scharpf 1995; Scharpf 2000; umfangreiche 
Würdigung der AZI-Praktiken im Kontext der Raumplanungsforschung bei Diller (2013)). Die Au-
tor*innen räumen zwar selbst ein, dass das Grunddesign und die zahlreichen Elemente des AZI so 
komplex sind, dass es in seiner Gesamtheit kaum in empirischen Untersuchungen operationalisiert 
werden kann, sondern diese nur auf einzelnen Bausteinen des AZI aufbauen können (Mayntz und 
Scharpf 1995: 67; Diller 2013). Dennoch hat sich der AZI offensichtlich als so praktikabel erwiesen, 
dass er erweitert oder mit anderen Erklärungsansätzen kombiniert werden kann. Zudem ist der als 
Baukasten konzipierte AZI grundsätzlich offen für Ausdifferenzierungen der Kernbegriffe: was also 
z. B. zum institutionellen Kontext gehört und wie detailliert dieser zu operationalisieren ist, muss 
je nach Erkenntnisinteresse entschieden werden (Diller 2013: 9). 

                                                      

 
their systematic linkages. An integrated analysis that encompasses multiple dimensions […] and their interplay is essential 
to understanding the detailed causal mechanism that underlies the visible effects of governance structures“. 
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Als Basis für empirische Untersuchungen157 wird hier eine detaillierte Operationalisierung des Ak-
teur Zentrierten Institutionalismus in einer für raumbezogene Prozesse spezifizierten tabellari-
schen Form ausgearbeitet. Dazu werden die Obergriffe aus der Systematisierung in Abbildung 15 
in Kapitel 4.1 als Strukturierungshilfe/Zwischenüberschriften verwendet. Für den AZI sind – auf-
bauend auf verschiedene Arbeiten158 – die folgenden Elemente zu systematisieren: 

• die Akteure wirken über ihre Aktivitäten innerhalb und außerhalb des Governance-Arrange-
ments. Dazu sind sie in ihren institutionellen Bezügen und mit ihren Interessen, Handlungsori-
entierungen, Fähigkeiten (Handlungspotenziale), strategischen Erfahrungen etc. zu betrachten. 
Da in Governance-Prozessen zumeist organisierte Akteure handeln, die in den Verhandlungen 
durch individuelle Repräsentanten vertreten werden, spielt die Autonomie dieser Repräsen-
tanten gegenüber ihrer Organisation eine wichtige Rolle („Mehrebenenproblematik“ resp. 
Principal-agent-Problemen )159, 

• die daraus resultierende Akteurskonstellation, die das Verhältnis der Akteure zueinander dar-
stellt, mit ihren Machtstrukturen, Interaktionsorientierungen, Beziehungsstrukturen, Sozialka-
pital, Rollenerwartungen u. Ä., 

• die Institutionen160 als prägende Rahmenbedingungen, die das Handeln der Akteure lenken 
(aber nicht determinieren) oder beeinflussen, und die neben rechtlichen, administrativen und 
organisatorischen Regelungen auch soziale Normen und Werthaltungen einschließen, 

• die Situation, aus der sich der kollektive Handlungsantrieb, das konkrete Feld möglicher Hand-
lungsoptionen u. Ä. ableiten, einschließlich des wahrgenommenen Handlungsbedarfs, der re-
gionalen Bedingungen des Natur- und Wirtschaftsraums und des historischen Kontexts. 

                                                      

 
157 Anzumerken ist, dass der AZI nicht nur als Sammelliste der einzelnen Elemente zur Analyse von Einzelfällen nutzbar ist. 

Vergleichende Untersuchungen könnten auch stärker an dem Kausalmodell des AZI ausgerichtet sein. Dazu müssten sys-
tematischere Variationen und Kombinationen z. B. von institutionellen Kontexten, Akteursorientierungen in Handlungs-
situationen und Interaktionsformen vorgenommen werden (Diller 2013: 10). 

158 Aufbauend auf den Kategorien von Mayntz und Scharpf (1995) erfolgten in Anknüpfung an Benz und Fürst (2003a, 2003b) 
die folgenden Spezifizierungen zunächst in einem Forschungsprojekt mit Fokus Local Governance/integrierter Stadtteil-
entwicklung (Fürst et al. 2005a). Diese wurden in einem folgenden Projekt mit Fokus Regional Governance/Biosphären-
reservate (Fürst et al. 2006) weiterentwickelt. Eine weitere Anpassung erfolgte auf Anforderungen zu Destination Gover-
nance (Pollermann 2013a). 

159  Principal-agent-Probleme beziehen sich auf Interessen- und Informationsunterschiede zwischen demjenigen, der Wei-
sungen erteilt (principal; z. B. der Staat oder eine Organisation als Auftraggeber), und demjenigen, der Weisungen aus-
führt (agent; der Auftragnehmer, z. B. ein Unternehmen oder der Repräsentant der Organisation). Ein principal hat keine 
absolute Kontrolle darüber, dass der agent seine Weisungen exakt ausführt. Vielmehr verfolgt dieser Eigeninteressen, 
wird durch die spezifischen Anreize/Restriktionen seiner Handlungsmöglichkeiten beeinflusst und informiert den Prinzi-
pal evtl. nur unzureichend über das Ergebnis seiner Aktivitäten (vgl. Voigt 2002: 102 ff). 

160 Institutionen werden hier in ihrer weiten Defintion verstanden, sodass formale und informale Institutionen und deren 
soziale Konstruiertheit zu berücksichtigen sind (vgl. Gailing 2014: 93ff). 
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In Anpassung an die jeweilige Aufgabenstellung sind die Kategorien des Akteur Zentrierten Institu-
tionalismus für raumbezogene Prozesse zur regionalen Entwicklung insbesondere zu fokussieren 
bzw. zu ergänzen auf: 

• den Raumbezug der Prozesse (zur „Situation“ zuzurechnen) z. B. als territoriale Abgrenzung, 
wozu auch die Raumbindung der Akteure (zu „Akteuren“ zuzurechnen) gehört, 

• Planungsinstrumente161: ein Plan ist als Institution zu analysieren (je nach Verbindlichkeit) als 
harte (z. B. Bebauungsplan) oder weiche Institution (z. B. Lokale Entwicklungsstrategie einer 
LEADER-Region))162 und spielt für Planungsprozesse eine im Prinzip zentrale Rolle für das Ak-
teurshandeln. 

Diese Analyseelemente ermöglichen, das Funktionieren der Governance-Arrangements und die 
Bezüge zu deren Umfeld zu verstehen. Von der Funktionsweise der Governance-Prozesse sind dann 
wiederum der Output der Governance-Prozesse und die daraus entstehende Wirkung auf die Re-
gion abhängig (z. B. wirtschaftliche Entwicklung der Region). Diese beiden Aspekte bilden eine 
Grundlage, um Zielerreichung und Wirksamkeit der Governance-Prozesse zu bewerten. Tabelle 4 
umfasst im Detail nur die Elemente zu den Wirkungspfaden von Input über Funktionsweise zum 
Output. Für die Wirkung auf die Region wären dann je nach Themenfeld weitere Faktoren der re-
gionalen Bedingungen (die in der Tabelle nur kurz angerissen werden) konkret zu operationalisie-
ren und in eine spezifische Interventionslogik zu überführen. Eine diesbezügliche Vertiefung würde 
hier den Rahmen sprengen (vgl. Erläuterungen zur Schwierigkeit Wirkungszusammenhänge regio-
naler Entwicklungen zu erklären, in Kapitel 3.2.2). 

Durch Tabelle 4 werden Elemente der Governance-Prozesse im Rahmen institutioneller Regelun-
gen und akteursgebundener Handlungslogiken beschrieben (vgl. Benz und Fürst 2003b). Dies er-
möglicht eine detaillierte Operationalisierung163 der deskriptiv zu erfassenden Elemente, um da-
ran anknüpfend theoriegestützt einzelne Wirkungszusammenhänge zu untersuchen. Dazu gilt es, 
ausgehend von den Zielen/angenommenen positiven und/oder negativen Effekten Wirkungsket-
ten zu systematisieren, die dann empirisch überprüft werden können. Je nach Aufgabenstellung 
sind dazu Fokussierungen erforderlich, da z. B. Aspekte der Mikro-Ebene (= Denken und Agieren 
einzelner Personen) in komplexeren Arrangements nie vollständig erfasst werden können. 

                                                      

 
161 Bereits Benz und Fürst (2003a) hoben neben den vier Grundelementen des AZI den Bereich „Prozess-endogene Fakto-

ren/Prozessmanagement“ hervor und schlugen so eine Brücke zu Prozess-Eigendynamiken in Planungsprozessen. 
162 Diese Entwicklungsstrategien haben z. B. in ihren Zielen einen unverbindlichen Charakter, die „Projektauswahlkriterien“ 

wären wiederum als „harte Institution“ anzusehen, da diese für die LAG-Mitglieder eine verbindliche Vorgabe bieten, 
deren Einhaltung auch über die Bewilligungsstellen der Projekte kontrolliert wird. 

163 Die in der Tabelle dargestellte Operationalisierung erfolgte auf Basis von Fürst et al. (2005a) und Fürst et al. (2006), wobei 
eine Aktualisierung durch Pollermann (2013a) erfolgte.  Zur weiteren Prüfung auf Vollständigkeit wurden insbesondere 
die in Kapitel 3.4 dargelegten Erfolgsfaktoren sowie zwei neuere und bereits als Synthese verschiedener Arbeiten die-
nende Quellen genutzt: Willi et al. (2018), die fünf Dimensionen mit 21 Indikatoren beschreiben, sowie Diller (2016), der 
29 Typisierungsmerkmale zu „Regional-Governance“ abgrenzt. 
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Das konkrete methodische Vorgehen bei der Durchführung der Fallstudien richtet sich dann nach 
der konkreten Aufgabenstellung und den zur Verfügung stehenden Ressourcen. Neben der grund-
legenden Dokumentenanalyse zum Institutionenrahmen und dokumentierten Prozessschritten 
etc. sind insbesondere Interviews ein wesentliches Erhebungsinstrument, wobei es wichtig ist, un-
terschiedliche Perspektiven abzudecken (Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Promotoren, sowohl 
Akteur*innen aus dem Kern als auch dem weiteren Umfeld/außerhalb des Governance-Arrange-
ments etc.). 
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Tabelle 4:  Übersicht zu den relevanten Elementen einer Evaluation von Regional Gover-
nance (in Anlehnung an Kriterien der Operationalisierung aus Fürst et al. 2006; 
Pollermann 2013a) 

Aspekt Kategorien/Wirkfaktoren 

Input/Initiierung 

Initiierung und 
Aufgabe 

Situation 

Initiierung der Prozesse: 

• Bottom up 
• Top down 
• Down up 

Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte (organisch gewachsen, extern initiiert, Initiierung 
von innerhalb/außerhalb der Region etc.) 

Aufgabenstellung und Agenda (gemeinsam/der einzelnen Beteiligten), strategische Ausrich-
tung, funktionale Differenzierung (vgl. Diller 2016) 

Finanzie-
rung/An-
reize/Einfluss 
durch (Förder-) 
Programme  

Institutionen/Si-
tuation 

Finanzierungsquelle (intern: von direkt Beteiligten des Arrangements, extern: aus  
Region/von außerhalb der Region), Finanzierungaufgaben (für laufende Kosten z. B. eines  
Regionalmanagements, Projekte) 

Inanspruchnahme der Programme: (z. B. LEADER, Regionen der Zukunft, Modellprojekte: 
MORO, Regionen aktiv, LandZukunft, Land(auf)Schwung, Naturschutzgroßprojekte etc.) 

Regularien der jeweiligen Förderprogramme: Vorgaben zu Entscheidungsgremien und  
-prozessen, Regularien zur Förderfähigkeit von Projekten, finanzielle Anreize 

Funktionsweise von Regional Governance 

Organisatorische 
Struktur des 
Kerns des Arran-
gements 

Akteurskonstel-
lation 

Vorhandensein eines organisatorischen Kerns, Verortung des Personals intern im Arrange-
ment (z. B. bei kommunaler Verwaltung/bei Verein) oder extern (z. B. Planungsbüro) 

Regelung von Aufgaben, Verantwortlichkeiten sowie Kompetenzen, Form der Institutionali-
sierung (informell vs. formell, ggf. Rechtsform), dazu Unterscheidung in Netzwerk, Organisa-
tion, (formal) hierarchisch vs. nicht-hierarchisch 

Anzahl und Art 
der Akteure  

Akteure 

 

 

 

Beteiligte Akteure im Kern/Entscheidungsgremium: 

• Kreis der beteiligten Akteure/Rekrutierung164 (Zugänglichkeit/Zugehörigkeit: eng/weit, 
festliegend/offen, informelle Barrieren): 
a) im Entscheidungsgremium 
b) in weiteren Arenen (s. auch Ausführungen bei Partizipation in dieser Tabelle)  

• Anteil der Akteure nach Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft; thematischer Hintergrund; An-
teil Bürgermeister, Anteil Akteure mit lokaler vs. regionaler Orientierung) 

• Individualakteure oder kollektive Akteure? 

• Engagement qua Profession oder Ehrenamt? 

                                                      

 
164 Bei begrenzten Beteiligungen ist eine wichtige Frage, wer die Auswahl vornimmt (Sozialwahl durch bestehende Mitglie-

der, Auswahl durch Verwaltungsspitze etc.). Bei offenen Angeboten sind wiederum informelle Barrieren zu bedenken, 
die oft dazu führen, dass in der Regel nur bestimmte Bevölkerungskreise erreicht werden (oft v. a. das „Bildungsbürger-
tum“) (Fürst et al.2006: 34). 
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Aspekt Kategorien/Wirkfaktoren 

• Entscheidungsfähige oder in Mehrebenen-Strukturen eingebundene Akteure (Principal-
agent-Problematik)? 

• Anteile von professionellen/privilegierten/benachteiligten Gruppen (u.a. Frauenanteil, 
Menschen mit Migrationshintergrund) 

Mögliche Probleme durch fehlende Akteure? 

Einflussnahme externer Akteure? 

Engagement und 
Fähigkeiten so-
wie weitere kog-
nitive Aspekte 
der Akteure 

Akteure 

Mögliche Beweggründe zur Teilnahme/Motivation: 

• gemeinwohlorientiert für „die Region“, die Natur und/oder lokale Gesellschaften 

• eigennutzenorientiert (ggf. für die Organisation/die eigene Kommune) 

• aufgrund beruflicher Verpflichtung 

• Freude am Prozess/Erfahrung von Handlungsfähigkeit/Gelegenheit zum Netzwerken 

Engagement (aktiv vs. passiv, hoch vs. niedrig; beeinflusst durch eigene Kapazitäten, Motiva-
tion, positives Feed-Back durch Anerkennung und/oder Erfolge bzw. Berücksichtigung der In-
teressen) 

Handlungsmacht der Akteure (Mobilisierungsfähigkeit von Geld, Personal, Knowhow, Kon-
takte/Einfluss auf/Kontrolle anderer Akteure und Arenen, d. h. es sind nicht nur die Einfluss-
potenziale auf den Prozess, sondern auf weitere Prozesse der regionalen Entwicklung (Stan-
dortentscheidungen etc.) gemeint 

Fähigkeiten (kommunikativ im Prozess, fachliches Knowhow, Verbindung zu anderen Arenen) 

Weitere kognitive Aspekte wie: Weltbild, Gesellschaftsbild, Menschenbild, Planungsverständ-
nis, Bilder (vgl. Diller 2016) 

Handlungsare-
nen und Ent-
scheidungs-
strukturen 

Institutionen 

Handlungsarenen mit bestimmten Entscheidungskompetenzen (ggf. Rechtsformen der Orga-
nisationen) und Verbindungen der Handlungsarenen zu anderen institutionellen Ebenen 
(Mehrebenenverflechtung, Kopplungsgrad: Personen und Kommunikation ggf. weitere ex-
terne Unterstützungen durch Personal, Finanzen, Wissenstransfer, Beratung etc. 

(Entscheidungs-) 
Interaktionen 

Institutionen/ 
Akteurskonstel-
lation 

 

 

 

 

 

Interaktionsmodi/Handlungslogiken: Hierarchie, Markt, Aushandlung (zu berücksichtigen sind 
Machtoptionen: Gleichberechtigung vs. asymmetrische Aushandlung) 

Autonomie/Freiheitsgrad von Beschlüssen zu Zielen und Projekten gegenüber externen Ein-
flüssen (z. B. direkte Einflussnahmen und/oder Vorgaben z. B. durch Förderprogramme) 

Interaktionen innerhalb der Arenen: 

Interaktionsregeln (insb. Spielregeln der Steuerung, Verteilung von Informationen, Koordinati-
onsmodi, Mechanismen zur Konfliktbewältigung, Kommunikation sowie der Entscheidungsfin-
dung: Konsens, Mehrheitsbeschluss, Art der Vereinbarungen (mündlich/schriftlich), Stimm-
verhältnisse und -gewichtung (z. B. Anzahl der Stimmen aufgeteilt nach Staat, Wirtschaft, Zi-
vilgesellschaft), Vorgaben zur Transparenz der Entscheidungsprozesse, Regelungen zur Ver-
meidung von Interessenkonflikten etc. 

Verbindlichkeitsgrad der Entscheidungen/Vereinbarungen (für Beteiligte): 

• verbindlich/Informell, aber Selbstbindung/rein informell 

• Sanktionsmöglichkeiten 
Interaktionen zwischen den Arenen: 

• Verbindlichkeitsgrad/Durchsetzungsmöglichkeiten der Beschlüsse gegenüber Dritten 
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Aspekt Kategorien/Wirkfaktoren 

• Kommunikationswege zu weiteren (potenziell unterstützenden) Akteuren/Formen 
der Öffentlichkeitsarbeit 

• Informationsaustausch und Koordination der Arenen 

• Übertragung in andere Arenen: Umsetzung der Entscheidungen 

Partizipation 

Institution/ 
Akteure/Akteurs-
konstellation 

Partizipationsform (Art und Anzahl der Partizipationsangebote): 

• Zugänglichkeit: systematische Auswahl (ggf. durch wen?) oder Selbstrekrutierung 
(Zuwahl der Mitglieder durch die Mitglieder) 

• Entscheidungskompetenzen (Partizipationsgrad) (s. Abbildung 12 in Kapitel 2.2.3.2)  

• Partizipationsrolle: aktiv vs. passiv 

• Art der Ansprache: allgemein vs. aktivierend zielgruppenspezifisch (Unterschied zwi-
schen „es waren alle über Presse/Bekanntmachungen etc. eingeladen” vs. es erfolgt 
gezielte Ansprache insbesondere von typischerweise unterrepräsentierten Gruppen 
oder für das Themenfeld gezielt zu aktivierenden Gruppen) 

Schlüsselperso-
nen/Rollenver-
teilung der Ak-
teure 
Akteurskonstel-
lation 

Kapazitäten für „Kümmererschaft“/Regionalmanagement (organisatorische Einbindung: z. B. 
angestellt bei Landkreis, Planungsbüro, Verein) 

Promotoren (s. Kapitel 3.2.1)165: 

• Machtpromotoren 

• Fachpromotoren  

• Prozesspromotoren 

Ggf. hemmende Schlüsselpersonen (= “Vetospieler“) 

Machtverhältnisse (sortiert nach formellen und informellen Einflusspotenzialen verschiede-
ner Akteure/Akteursgruppen wie kommunale Akteure vs. Wirtschafts- und Sozialpartner*in-
nen; ggf. zusammengefasst als: symmetrisch, asymmetrisch) 

Kooperation und 
Vernetzung der 
Akteure 

Akteurskonstel-
lation 

Kommunikationskultur (Vertrauen, offene Ansprache von Problemen, gleichberechtigtes Ein-
bringen in Diskussion) 

Kooperationsbereitschaft der Akteure (getrennt nach: Politik, Verwaltung, Unternehmen, Zi-
vilgesellschaft, Bürger*innen) 

Kooperationsintensität und -klima/-kultur (Sozialkapital; Kooperationsregeln) 

Handlungsorientierungen (z. B. kooperativ, kompetitiv; gemeinwohlorientiert, egoistisch) 

Stabilität/Institutionalisierungsgrad der Beziehungen (Ad-hoc-Kontakte, Verträge, Institutio-
nalisierung, Netzwerke) 

                                                      

 
165 Nimmt man hinzu, dass Promotoren je nach Sektorherkunft bzw. ihrer Handlungslogik, in der sie sozialisiert wurden, sich 

unterschiedlich verhalten werden, lassen sich für jeden Promotorentypus nochmals drei Untertypen bilden (s. tabellari-
sche Übersicht mit Beispielakteuren bei Fürst et al. 2006: 36). Die Aufgliederung von Promotorentypen findet sich in 
ähnlicher Form auch im Diskurs zu Leadership, hier wird das Zusammenspiel unterschiedlicher Fähigkeiten im Sinne einer 
„distributed leadership” verstanden. Dazu werden als Leadership-Rollen z. B. Political Leadership, Entrepreneur, Men-
tor/Sponsor, Institutional-Leader oder Critic-Leader identifiziert (Benneworth 2007: 17). Weitere Erörterungen zur Rolle 
von Schlüsselpersonen mit den Typen „Leader“, „Intermediär“ und „Governance-Pionier“ finden sich bei Gailing und Ibert 
(2016). 
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Aspekt Kategorien/Wirkfaktoren 

Kooperationen166 (Netzwerkveränderungen, Organisationsentwicklung, Institutionalisie-
rung, Professionalisierung) 

Kontinuität der 
Akteure 

Akteurskonstel-
lation 

Kontinuität (Beteiligung und Engagement) der beteiligten Akteure 

Perspektiven der Zusammenarbeit (Zeitraum: lang-, mittel- und kurzfristig) 

Wahrscheinlichkeit für unterschiedliche Akteursgruppen, die „Exit-Option“ (= Verlassen der 
Prozesse) wahrzunehmen 

Räumlicher Be-
zug der Akteure 
Akteure/Raum-
bezug 

Abgrenzung der Handlungsräume als territoriale Abgrenzungen (Bezüge auf Bundesland, Re-
gion (Naturraum, historisch gewachsene Region, Bezug der Herkunftsorganisation), Landkreis, 
Stadt/Gemeinde)) 

Regionsbewusst-
sein/Verbunden-
heit mit Region 

Akteure/Raum-
bezug 

Verbundenheit mit der Region der Beteiligten/der Bevölkerung insgesamt, Verbundenheit 
mit den jeweiligen Handlungsräumen 

Art der Bindung (emotional, funktional, z. B. projektbezogen?) 

Output von Regional Governance 

Themen 

Situation 

Behandelte Themen 

Instrumente 
(Pläne/Strate-
gien/Handlungs-
entwürfe) 

Institution 

Formale und informale Planungsinstrumente/-verfahren, gemeinsam erarbeitete Kon-
zepte/Leitbilder/Diskurse zur Region, Relevanz der Leitbilder, Art von Verbindlichkeit des ge-
meinsamen Handlungskonzeptes, Relevanz der Ziele für andere Entscheidungsarenen, Mög-
lichkeiten zur Prioritätensetzung (z. B. Kriterien zur Projektauswahl) 

Vision zur Entwicklung der Region 

Planungsansatz (territorial/integriert oder funktional/sektoral) 

 

Projekte 

Situation 

(Gemeinsame) Projekte (sowie Alltagshandeln der Akteure, ggf. auch weitere angestoßene 
Projekte ohne Finanzierung/Beteiligung aus dem Governance-Arrangement heraus) 

Raumbezug der Projekte (lokal vs. regional) 

Projektträger (nach Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft) 

Art der Projekte (z. B. Qualität hinsichtlich Innovativität, Mobilisierung ehrenamtlichen Enga-
gements dazu jeweils Qualitätsverbesserung durch Governance-Arrangement betrachten) 

Legitimations-
wahrnehmung 
der Beteiligten 

Akteure 

Wahrgenommene Legitimation (ggf. differenziert nach Akteursgruppen, vgl. strukturierende 
Fragen bei Conelly et al. 2006): 

• Input-Legitimation (Wahlen und/oder Wissen anerkannter Expert*innen) 

• Output-Legitimation (Ergebnisse, anerkannter Nutzen) 

Lernprozesse Lernprozesse auf verschiedenen Ebenen: 

                                                      

 
166 Handlungstypen und die entsprechenden Logiken der regionalen Kooperation (Blatter 2005: 126). 
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Aspekt Kategorien/Wirkfaktoren 

Akteure • funktionales Lernen („Fähigkeiten“) 

• normatives Lernen („Werte“) 

Einstellungen und Einstellungsänderungen  

Wissenstransfer in Region und zu/von anderen Regionen 

Änderungen der Handlungs- und Interaktionsorientierungen, z. B. Übernahme von Verant-
wortung, kooperativere Interaktionsorientierungen 

 

Regionale und externe Bedingungen 

Regionszu-
schnitt/Scale 

Situation 

Raumbezug/Abgrenzungen der Region (Übereinstimmungen/Überlappungen mit Verwal-
tungsgrenzen, Förderkulissen, Schutzgebietskategorien) 

Mehrebenenverflechtung mit weiteren räumlichen Ebenen 

Regionsgrößen (groß/klein: nach Flächengröße; Einwohnerzahl und Anzahl der Land-
kreise/Gemeinden) 

Regionale Cha-
rakteristika 

Situation 

Naturräumliche, sozioökonomische Eckdaten wie Kaufkraft, Erwerbslosenquote, verkehrliche 
Anbindung und ökonomische Standortfaktoren (bzw. die auf Basis der relationalen Wirt-
schaftsgeografie zusammenzustellen den Faktoren der Region, die dann sowohl harte als auch 
weiche Faktoren, wie die (subjektiven) Umwelt- und Lebensbedingungen oder die Ausprägung 
regionaler Netzwerke und Kommunikationskulturen, umfassen (s. Kapitel 3.2.2) 

Rechtliche und politische Rahmenbedingungen (z. B. politische Konstellationen, Großschutz-
gebiete, institutionelle Arrangements zur Regelung raumordnerischer/-planerischer Aufga-
ben) 

Historische Entwicklungspfade und Pfadabhängigkeiten (auch Prägungen durch bisherige Pla-
nungskulturen und Partizipationstraditionen bzw. -erfahrungen) 

Weitere externe 
Bedingungen 
und Einflüsse 

Situation/Institu-
tionen 

Externe Rahmenbedingungen (wirtschaftliches und politisches System, gesellschaftliche 
Werthaltungen, staatliche Vorgaben, ökologische Zusammenhänge); Einbindung der Regio-
nalplanung/anderer regionaler Entwicklungsprozesse 

Passfähigkeit zur 
Region 

Situation/Institu-
tionen 

Passfähigkeit zwischen Governance-Arrangement und Output einerseits und regionalen 
Charakteristika und Bedingungen andererseits 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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4.3.2 Multiregionale Evaluierungen 

Zur Bestätigung der Erkenntnisse zu Wirkungszusammenhängen aus Fallstudien und/oder theo-
retischen Erörterungen wäre es für die Regional-Governance-Forschung sinnvoll, auch quantitative 
Methoden unter Einbeziehung zahlreicher Regionen zu nutzen. Vor dem Hintergrund der Erfassung 
komplexer Strukturen und Zusammenhänge ist ein Methodenmix anzuraten. Nach einer theorie-
basierten Operationalisierung stellt sich die Frage nach den Zusammenhängen der beobachtbaren 
Variablen, also inwieweit Korrelationen und Kausalitäten festzustellen sind. 

Mit üblichen statistischen Methoden lässt sich recht einfach feststellen, ob zwischen zwei Variab-
len ein Zusammenhang besteht, beispielsweise zwischen einer Politikmaßnahme und dem beab-
sichtigten Ziel. Eine wesentlich weiter gehende Frage ist jedoch, ob dieser statistische Zusammen-
hang, die „Korrelation“, auch als der „kausale Effekt“ der Politikmaßnahme auf die Ergebnisgröße 
interpretiert werden kann. Sobald andere Gründe bestehen können, die die Korrelation zwischen 
den zwei interessierenden Variablen entstehen lassen, kann der gesamte Zusammenhang nicht als 
kausaler Effekt der Intervention auf das Ergebnis interpretiert werden. Es liegt dann ein „Endoge-
nitätsproblem“ vor: Die Behandlung durch die Intervention kann in dem betrachteten Modell nicht 
als exogen, also von außen kommend angesehen werden, sondern hängt endogen von den im Mo-
dell relevanten Variablen selbst ab (Kugler et al. 2014). Zudem ist der zeitliche Bezug zu beachten, 
die Ursache muss zeitlich vor der Wirkung liegen, sodass idealtypisch Vorher-Nachher-Messungen 
erforderlich sind. 

Um diesen Herausforderungen zu begegnen, gibt es in der aktuellen Evaluierungsforschung zahl-
reiche Ansätze wie multivariate Modelle, exogene Variation, kontrolliert randomisierte Experi-
mente, quasi-experimentelle Verfahren, Paneldaten-Methoden oder Strukturgleichungsmodelle. 
Einen umfangreicheren Überblick am Beispiel der Evaluierung von Wirtschaftsförderungen liefern 
beispielsweise Kugler et al. (2014), weitere Beispiele sind in Kapitel 4.2.3 genannt. 

Inwieweit solche Ansätze für hochkomplexe Governance-Prozesse nutzbar sind, hängt von einer 
passenden theoretischen Konzipierung ab. Hierzu ist eine passende Interventionslogik zu entwi-
ckeln, die sich in einem praktikablen Untersuchungsdesign in der Regel eng auf bestimmte Zusam-
menhänge fokussiert, d. h. bestimmte Bereiche werden lediglich als black boxes einbezogen, deren 
innere Zusammenhänge nicht nachvollzogen werden können. Zum Beispiel kann die konzipierte 
Wirkungskette nur bis zum Output reichen, während die Wirkung auf die regionale Entwicklung 
nur als Annahme „Bei hoher Qualität des Outputs wird sich die gewünschte Wirkung einstellen“ 
betrachtet werden kann. Andere Untersuchungen können sich wiederum auf den Zusammenhang 
zwischen Output und Wirkung fokussieren, was aber z. B. oft längere Untersuchungszeiträume be-
nötigt. Entsprechend ist eine spezifische Konzipierung der empirischen Beobachtung erforderlich. 

Die Operationalisierung der Elemente von Governance-Prozessen gleicht prinzipiell der für die Fall-
studien dargelegten Variablen, nur dass diese Variablen für multiregionale, quantitative Ansätze 
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klar zu kategorisieren und z. T. zu quantifizieren sind, um statistische Verfahren nutzen zu kön-
nen.167 

In diesem Kapitel werden Kategorisierungen und Basis-Indikatoren dargestellt, die zum einen gut 
erfassbar sind und zum anderen in ihrer Gesamtheit die wesentlichen Aspekte der Governance-
Prozesse abdecken. Das Auswertungsdesign hängt dann von der jeweiligen Forschungsfrage und 
der Verfügbarkeit/Generierbarkeit der Daten ab. 

Für die Konzipierung ist relevant, wie stark sich die Governance-Arrangements der Regionen un-
terscheiden, um dann Typen und Sub-Typen zu identifizieren. Für Evaluierung typisch ist ein För-
derprogramm-induzierter Input, der oft relativ ähnliche Arrangements erzeugt. So kann es Vorga-
ben zumindest zu Grundprinzipien der Akteurskonstellationen geben und die oft zu erstellenden 
Entwicklungskonzepte haben in der Regel einheitlich keine Verbindlichkeit über das Governance-
Arrangement hinaus, bildet jedoch die Grundlage für die Verwendung der Fördermittel (z. B. bei 
dem Budget einer LEADER-Region). Neben einzelnen Indikatoren können die Varietäten der Arran-
gements unterschiedlich zusammenfasst werden, um die so gebildeten Typen und Sub-Typen hin-
sichtlich der unterschiedlichen Wirkungen zu betrachten. 

Für die Messbarmachung von Variablen in Governance-Prozessen gibt es die grundlegenden Mög-
lichkeiten zur Nutzung verschiedener Skalen: Nominalskala, Ordinalskala, Intervallskala, Verhält-
nisskala168, wobei an Restriktionen für die mathematische Nutzbarkeit erinnert sei.169 

Die prinzipielle Systematisierung der Untersuchung richtet sich wiederum nach der in Kapitel 4.1. 
beschriebenen Basis für Interventionslogiken aus (s. Abbildung 15). Dabei sind wiederum folgende 
Bereiche über Indikatoren/Variablen abzubilden: 

                                                      

 
167 Zudem müssen die erhobenen Daten entsprechend den gewählten Verfahren festgelegte Voraussetzungen erfüllen, z. B. 

Normalverteilung, Ausschluss von Multikollinearität. 
168 Nominalskala: Merkmale mit kategoriellen Beschreibungen, die keine quantitative Vergleichbarkeit zulassen, 

 Ordinalskala: hier haben die Einteilungen eine Reihenfolge z. B können Governance-Arrangements hinsichtlich ihrer Of-
fenheit in Gruppen (offen, teilweise offen, geschlossen) aufgeteilt werden, ohne dass die Abstände zwischen den Eintei-
lungen gleich sind, 

       Intervallskala: hier haben die Ausprägungen eine Reihenfolge, deren Abstände gleich sind, die sich aber aufgrund eines 
nichtdefinierten Nullpunktes nicht ins Verhältnis setzen lassen, z. B. Intelligenzquotient, Grad-Celsius-Skala (+10°C ist 
physikalisch nicht doppelt so warm wie 5°C, 

       Verhältnisskala: hier gibt es einen definierten Nullpunkt, z. B. monetäre Werte, Einwohnerzahl der Region, Größe des 
Entscheidungsgremiums. Hier können mathematisch auch Mittelwerte gebildet werden, wobei dies bei einer Weiterver-
arbeitung in statistischen Verfahren bei bipolaren Verteilungsmustern nicht sinnvoll wäre. 

169 Ein Beispiel sind die subjektiven Einschätzungen auf einer Bewertungsskala, die Bildung von Mittelwerten wäre hier ma-
thematisch gesehen nicht möglich, da die Abstände der Bewertungen vermutlich nicht exakt gleich sind, auch wenn in 
der Praxis auch Ausnahmen gemacht werden, deren Sinnhaftigkeit auch von der Häufigkeitsverteilung abhängt und z. B. 
bei polarisierten Verteilungen sehr problematisch ist. 



Kapitel 4         Evaluierungsansätze: Beispiele und Ableitung von Evaluierungsdesigns 117 

 

• Der Input ist dabei zum einen über monetäre Werte (eines Förderbudgets) und zum anderen 
über die durch die Förderregularien gesetzten Institutionen (als Kategorien auf Nominalskalen) 
zu systematisieren. 

• Für die Funktionsweise von Governance-Arrangements stehen etablierte Instrumentarien aus 
der Politikwissenschaft bereit, wobei es Probleme mit solchen Quantifizierungen gibt, die auf 
subjektiven Einschätzungen basieren und nur eine kleine Anzahl an Beteiligten für Befragungen 
zur Verfügung stellen, da kleinere Stichproben häufig nicht die Voraussetzungen für komple-
xere statistische Verfahren erfüllen. Demgegenüber können die Anzahl von Akteuren in Kern 
und Umfeld und deren Kategorisierungen (z. B. nach Sphäre: Staat, Wirtschaft, Zivilgesellschaft; 
Geschlecht) problemlos erfasst und zur Beschreibung der Akteurskonstellation genutzt wer-
den.170 

• Schwieriger hingegen ist es, den Output und insbesondere die Wirkung mit ihren komplexen 
Wirkungspfaden zu erfassen und zu bewerten und daraufhin die Verbindung zu den Gover-
nance-Arrangements nachzuweisen. Der direkte Output ist in Form von Projekten und deren 
Qualität bewertbar. Je nach Handlungsfeld wären dann für die Wirkung auf die Region auch 
Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung (wie Arbeitsplätze, Wertschöpfungsindikatoren) 
oder bei touristischem Fokus Übernachtungszahlen heranzuziehen. Hier treten allerdings Prob-
leme auf, die Wirkung des Governance-Arrangements auf diese Indikatoren von den Wirkun-
gen weiterer Rahmenbedingungen und Entwicklungen zu isolieren (zumal die Wirkung sich erst 
über lange Zeiträume voll entfalten wird, was ein zentrales Problem gerade für kurzfristig an-
gelegte (Begleit-)Forschungen ist). 

Um näher an einer auch kurzfristig messbaren Wirkung zu bleiben, kann der Fokus auf die „Perfor-
mance“ im Sinne von erstrebenswerten Ausprägungen der Funktionsweise und des Outputs gelegt 
werden. Die Ausprägungen der Performance können als zu erklärende Variablen konzipiert wer-
den. So kann überprüft werden, ob durch die Governance-Arrangements z. B. als Output „innova-
tive“ Projekte hervorgebracht werden und dann optimistischer Weise angenommen werden, dass 
dies insgesamt einen Beitrag zur ländlichen Entwicklung leisten wird. Oder als Element der Funkti-
onsweise wird eine konstruktive und stabile Zusammenarbeit in den Gremien identifiziert. 

Als Element solcher Bewertungen werden hierzu beispielhaft Performance-Indikatoren diskutiert. 
Diese sind wiederum in normative und funktionale Indikatoren zu unterscheiden: 

                                                      

 
170 Allerdings verweist Gawron (2010) auf die Erfordernis einer genaueren Untersuchung: Nicht nur die Ermittlung des blo-

ßen „Wer mit wem?“, sondern die detaillierte Ermittlung der Kontakthäufigkeiten, ihren Inhalten, Arten und Modi, die 
genaue Bestimmung der „Tausch“-Qualitäten von Verhandlungs- und Aushandlungssystemen sowie die Analyse der spe-
zifischen Steuerungsbeiträge beteiligter Akteure im regionalen Regelungsprozess sind erforderlich, um überhaupt von 
Regional Governance zu reden (Gawron 2010: 168). 
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• Normative Indikatoren: Diese beziehen sich auf normative Ansprüche an die Governance-Pro-
zesse selbst. Dabei sind sowohl Verfahrensfragen (z. B. Legitimation der Governance-Arrange-
ments) als auch Ergebnisse (z. B. Interessensberücksichtigung unterschiedlicher Bevölkerungs-
gruppen) zu beachten. Einfach zu erfassen ist z. B. der Anteil von Frauen oder anderen typi-
scherweise unterrepräsentierten Gruppen in Entscheidungsgremien. Über subjektive Einschät-
zungen kann auch ein gleichberechtigtes Zusammenwirken verschiedener Akteursgruppen ab-
gefragt werden. Solche Indikatoren weisen Bezüge zu Good-Governance-Diskursen auf. 

• Funktionale und Resultats bezogene Indikatoren: Hier kann z. B. die Qualität der Projekte be-
trachtet werden. Mögliche Kriterien können zu Aspekten wie „Innovation“ oder „Aktivierung 
der Zivilgesellschaft“, „Ansatz bezieht sich auf gesamte Region“ (statt lokaler Bezüge) ausgear-
beitet werden. Konkrete Indikatoren wären dann z. B. „Anteil innovativer Projekte“, „Anteil 
Projekte mit ehrenamtlichem Engagement in der Umsetzung“ oder „Anteil der Projekte, die 
wirksam für gesamte Region sind“ (= regionsbezogen statt lokalbezogen). Auch Aspekte wie 
etablierte Kooperationsstufen (von Informationsaustausch bis hin zur konkreten Zusammenar-
beit) oder qualitativ hochwertige Übereinkünfte, kreative innovative/effektive/effiziente Lö-
sungsideen, Lernprozesse/Einstellungsänderungen, neue Partnerschaften/Institutionen kön-
nen in Kategorien eine unterschiedliche Performance sichtbar machen. 

Viele Bereiche können durch Einschätzungen im Vergleich unterschiedlicher Akteursgruppen im 
Governance-Arrangement bewertet werden, Beispiele sind: 

• Funktionalität/Dominanz bestimmter Akteursgruppen: Wie bewerten Akteure aus den Sphären 
a) Staat, b) Wirtschaft und c) Zivilgesellschaft Aspekte wie „Verfügbarkeit von Informationen“? 
Dies könnte z. B. Machtunterschiede durch unterschiedliche Informationsstände offenlegen. 
Vor dem Hintergrund, dass die Freiwilligkeit der Teilnahme (= Bestehen einer Exit-Option) ein 
Charakteristikum von Governance-Arrangements ist, ist auch ein Vergleich der „Bereitschaft 
zum weiteren Engagement“ interessant. 

• Legitimität: Wie bewerten Akteure der drei Sphären (a-c) die Legitimation der Entscheidungs-
verfahren und -ergebnisse? Weitere Differenzierungen wären dazu: d) Akteure im inneren Kreis 
(= z. B. dem Entscheidungsgremium) oder e) Akteure im äußeren Kreis (z. B. sporadisch über 
Veranstaltungen eigebundene) oder f) Akteure außerhalb der Strukturen des Governance-Ar-
rangements. Konkrete abzufragende Aspekte sind z. B. subjektive Zufriedenheiten zu: „Ablauf 
der Entscheidungsprozesse“, „Transparenz der Entscheidungsprozesse“ und „Ergebnisse der 
Entscheidungsprozesse“. 
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Neben einer Wirkungsanalyse mittels der oftmals171 schwer möglichen Mit/Ohne-Betrachtung be-
züglich der Intervention kann auch der Vergleich unterschiedlicher Governance-(Sub-)Typen hilf-
reich sein. Dies kann auch dazu dienen, nicht die Qualität, sondern eine Qualifizierung durch das 
Governance-Arrangement zu untersuchen. So kann z. B. ein möglicher Mehrwert einer breiten Par-
tizipation analysiert werden. Gelingt es nicht nur mehr Akteur*innen, sondern auch mehr Projekt-
ideen zu gewinnen? Dazu können zum einen Unterschiede im Input vorliegen, z. B. eine Vorgabe, 
auch nicht-staatliche Akteure zu beteiligen in Typ A gegenüber einem Typ B, wo eine solche Vor-
gabe fehlt. Zum anderen können die Typen aber auch anhand der faktischen Implementierung ab-
gegrenzt werden. Dann könnten in einem Typ A die Regionen kategorisiert werden, die eine allge-
meine Vorgabe zur Partizipation mit der Etablierung von offenen Arbeits- und Projektgruppen er-
füllen, während Regionen im Typ B die Partizipation nur über das Einbeziehen von ausgewählten 
Stakeholdern umsetzt. 

Eine Zusammenstellung möglicher Indikatoren ist in Tabelle 5 dargestellt. Die Erfassung dieser In-
dikatoren ermöglicht die Beschreibung wesentlicher Aspekte von Governance-Prozessen und kann 
dann je nach Fragestellung fokussiert werden. Dann sind mittels statistischer Methoden spezifische 
Wirkungsketten zu überprüfen. Die in der Tabelle genannten Indikatoren bilden in ihrer Gesamt-
heit wesentliche Strukturmerkmale und Einflussfaktoren von Governance-Prozessen ab. Behelfs-
mäßig können weitere Faktoren auch durch Einschätzungen durch einzelne Akteure der Region 
erfasst werden (zum Beispiel die abgefragten Erfolgsfaktoren in Abbildung 14, s. Kapitel 3.4.2.2). 
So können in Modellen, in denen alle diese Indikatoren erfasst werden, auch mögliche „Störfakto-
ren“ erfasst werden, z. B. wenn die Personalkapazität im organisatorischen Kern so gering ist, dass 
die Rolle des „Kümmerers“ kaum besetzt ist und somit die Performance schlecht ist, obwohl die 
eigentlich im Fokus der Fragestellung stehenden Faktoren günstig ausgeprägt sind. In der Tabelle 
werden die Variablen zu Output und Wirkung nur beispielhaft genannt. Je nach inhaltlichem The-
menfeld und Zielsetzungen sind hier ganz unterschiedliche Variablen denkbar. 

Dabei können viele der genannten Variablen sowohl für die Bewertung der Performance als auch 
als erklärende Variable genutzt werden. So wäre der Frauenanteil als Performance für Fragen zur 
Repräsentativität zu nutzen, zugleich kann dieser auch als Teil von „Diversität“ in einen Index zu-
sammengefasst werden, der mit der Variable „Anteil innovativer Projekte“ in Bezug gesetzt wird, 
um die These zu prüfen, dass eine hohe Diversität die Innovativität eines Governance-Arrange-
ments begünstigt. Ein anderes Beispiel wäre die Variable „Vertrauensvolle Zusammenarbeit“. In 
Governance-Arrangements mit dem Ziel, konfligierende Interessen auszugleichen, wäre dies zent-
ral für die Performance. Bei wenig konfliktträchtigen Aufgabenstellungen wäre diese eher als 

                                                      

 
171 Dies ist zumindest begrenzt möglich, wenn in einem Förderprogramm ähnliche Fördergegenstände programmiert wer-

den, die sowohl direkt bei den Landesbehörden beantragt werden können (= „ohne“) als auch in einem partizipativen 
Governance-Arrangement (wie LEADER) entstehen können (=„mit“). 
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potenziell störender Faktor zu erfassen, falls z. B. Konflikte zwischen einzelnen Personen die Zu-
sammenarbeit beeinträchtigen, was sich negativ auf die Qualität des Outputs auswirken kann. 

Die Validität solcher Untersuchungen hängt selbstverständlich neben dem Untersuchungsdesign 
auch von der Anzahl der einzubeziehenden Regionen und der dort befragbaren Akteur*innen ab 
(wobei bei Befragungen die Problematiken von subjektiven/interessengeleiteten/sozial erwünsch-
ten Beantwortungen zu beachten ist). Dementsprechend bieten sich solche Ansätze z. B. bei der 
Evaluierung von LEADER-Regionen an, da es allein in Deutschland über 300 Regionen gibt. 
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Tabelle 5: Überblick über Variablen als Basis-Indikatoren zur Einordnung von Governance-
Prozessen 

Thema Zu untersuchender Aspekt 
Variable: mögliche Kategorisie-
rungen/Bewertungen/Einheiten 
Z=Zahlen, K=Kategorie 

Input   

Finanzen Finanzielle Mittel (nach Quellen) Z: Betrag in Euro 

Förderregularien 
 

Vorgaben zur Zusammensetzung von Entscheidungsgre-
mien 
 

K: (keine) Vorgabe zur Beteiligung: 
Frauenquote, Begrenzung Anteil 
öffentlicher Akteure 

 Bestimmungen zur Förderfähigkeit von Projekten K: Enge Vorgabe in Richtlinie vs. 
hoher Freiheitsgrad für lokale 
Ebene 

Zustandekommen Entstehung/Ausgangsmotivation K: Top down, Bottom up, Down up 

Funktionsweise   

Organisatorischer 
Kern 

Personalkapazität „Management“ im organisatorischen 
Kern (beispielsweise Arbeitszeit der Personen eines Re-
gionalmanagements) 

Z: Vollzeitäquivalente 

 Institutionelle Verfasstheit  K: Keine GmbH, Teil einer kommu-
nalen Struktur etc. 

 Zufriedenheit der Beteiligten mit Arbeit des Manage-
ments 

Z: Ergebnisse auf Likert-Skala (Be-
fragung Teilnehmende): Items zu 
verschiedenen Aufgaben 

Entscheidungs- 
gremium 

Zusammensetzung von Entscheidungsgremien Z: %-Anteile Staat, Wirtschaft, Zivil-
gesellschaft; Geschlecht, themati-
sche Herkünfte 

 Vertrauensvolle/konstruktive Zusammenarbeit Z: Ergebnisse auf Likert-Skala (Be-
fragung Teilnehmende): mit Items 
wie: „Können Probleme offen an-
gesprochen werden?“; „Werden 
Konflikte konstruktiv gelöst?“ 

 Freiheitsgrad für (Projekt-)Entscheidung K: Beschreibung des Grades zur 
Autonomie gegenüber weiter Ebe-
nen 

 Stabilität (= Beständigkeit und Ausblick inwieweit durch 
wahrnehmen der Exit-Option Akteur*innen wegfallen 
könnten) 

Z: Ergebnisse auf Likert-Skala (Be-
fragung Teilnehmende): „Bereit-
schaft zum weiteren Engagement“: 
von hoch bis niedrig 

 Vorhandensein von Promotoren/Schlüsselpersonen K: Ja/nein/teilweise ggf. differen-
ziert nach Promotorentypen 
(Macht-, Fach-, Prozesspromoto-
ren) 

 Engagement der Akteure K: Rolle (aktiv vs. passiv oder Gra-
dient mit Maximum „problem ow-
nership)“ 
Z: Ergebnisse auf Likert-Skala (Be-
fragung Teilnehmende) 
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Thema Zu untersuchender Aspekt 
Variable: mögliche Kategorisie-
rungen/Bewertungen/Einheiten 
Z=Zahlen, K=Kategorie 

Partizipations- 
angebote 

Offenheit der Prozesse K: Vorhandensein von Partizipati-
onsangeboten für alle Interes-
sierte/Interessensgruppen Ggf. ge-
trennt nach Erstellungsphase eines 
Konzeptes, laufender Umsetzung 

Output   

Konzepte Eignung der Konzepte als Handlungsgrundlage 
 
Verbindlichkeit der Konzepte 

Z: Qualität z. B. Punktzahl die in ei-
nem Wettbewerbsverfahren er-
reicht wurde 
Z: Ergebnisse auf Likert-Skala (Be-
fragung Teilnehmende) 
K: Unverbindlich, Selbstbindung, 
Verbindlich für weitere Akteur*in-
nen 

Umsetzung 
von Projekten 

Anzahl und Größe der Projekte Z: Anzahl, Finanzvolumen 
K: adressierte Themen 

Qualität der 
Projekte 

Anzahl/Anteil innovativer Projekte Z: %-Anteil nach Bewertung/Ab-
frage bei Projekten 
K: ggf. Kategorien zum Grad der 
Neuheit: „Neu“ in der Region, dem 
Bundesland, der Welt etc. 

 Anzahl/Anteil Projekte mit Bezug „gesamte Region“ Z: Bewertung/Abfrage bei Projek-
ten 

 Anzahl/Anteil Projekte mit ehrenamtlichem Engage-
ment in der Umsetzung/Betrieb 

Bewertung/Abfrage bei Projekten 

Legitimation Input-Legitimation: Zufriedenheit mit Entscheidungs-
verfahren und Akteurskonstellation 

Z: Befragung: Likert-Skala „Zufrie-
denheit mit Entscheidungsverfah-
ren“ „Zufriedenheit mit Vollstän-
digkeit der Akteurskonstellatio-
nen“ 

 Throughput-Legitimation: Transparenz der Entschei-
dungsverfahren 

Befragung: Likert Skala, Einstufung 
der Befragten zu „Transparenz der 
Entscheidungsverfahren“ 

 Instrumente/Arbeitsweisen (v. a. Instrumente zur Pro-
jektauswahl, Regeln der Entscheidungsfindung) 

K: Kategorielle Beschreibungen 

 Output-Legitimation: Zufriedenheit mit Ergebnissen Z: Befragung: 6er Skala „Zufrieden-
heit mit umgesetzten Projekten“ 

Wirkung in Region/Regionale Bedingungen 

Wirkung über 
Arrangement 
hinaus 

Unterstützung in der Region (aus Wirtschaft, regionaler 
Politik, Zivilgesellschaft) 

Z: Ergebnisse auf Likert-Skala (Be-
fragung Teilnehmende) 
K: Unterstützungsleistungen 
(Z: Mobilisierung von Finanzen) 

Regionale 
Charakteristika 

Ökonomische Situation, Kommunale Haushalte, Hand-
lungsbedarf aufgrund demografischer Änderungen etc. 

Z: einschlägige Kennzahlen 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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4.3.3 Optimierung von Regional-Governance-Arrangements mit Erfolgspo-
tenzialen 

Bei den beiden vorherigen Kapiteln stand eine externe Beforschung und Bewertung von Gover-
nance-Prozessen im Vordergrund. In diesem Kapitel wird nun die Aufgabenstellung einer Evaluie-
rung beleuchtet, die sich vorrangig mit Optimierungsansätzen für die Gestaltung eines einzelnen 
Governance-Arrangements befasst. Die Aufgabenstellung muss in der Praxis nicht unbedingt auch 
unter dem Begriff Regional Governance firmieren. Die hier dargestellten Aspekte sind allgemein 
für kooperativ-partizipativ ausgerichtete Planungsprozesse anwendbar, bei denen entspre-
chende Governance-Arrangements gebildet werden. 

Eine solche Evaluierung von Regional Governance hat insbesondere die Aufgabe, direkt Hand-
lungsoptionen zur Gestaltung der Governance-Arrangements und Prozesse zu erörtern. Eine sol-
che Aufgabenstellung kann sich an prozessintegrierte, formative Evaluierungen von Regionalent-
wicklungsprozessen anlehnen (Pollermann 2007). Hierbei stehen die Anregung zur (Selbst-)Refle-
xion sowie die Ableitung von konkreten Verbesserungsmöglichkeiten im Vordergrund. Prinzipiell 
liefern die Evaluierungsansätze der beiden vorherigen Kapitel Methoden, um die Wirkungen von 
Governance-Prozessen erfass- und bewertbar zu machen. Dazu sind jedoch ein erheblicher Auf-
wand und ein entsprechender Zeitbedarf notwendig. Wirkungen lassen sich zudem erst mit einem 
gewissen zeitlichen Abstand erfassen. Für eine zeitnahe Informationslieferung über operative Op-
timierungsbedarfe und -möglichkeiten im Rahmen einer formativen Evaluierung sind solche An-
sätze oft „zu spät“. Multiregionale Evaluierungen sind für viele spezifische Governance-Arrange-
ments gar nicht möglich. Somit sind für die Generierung von Optimierungsansätzen für regionsspe-
zifische Governance-Arrangements andere Vorgehensweisen zu wählen. 

Zu allgemeinen Anforderungen an ein Vorgehen zur (Selbst-)Bewertung (z. B. passende Zielformu-
lierungen, geeignete Kommunikationsformen etwa in Form von (Selbst-)Evaluierungsworkshops) 
sei auf die einschlägige Literatur und Leitfäden172 verwiesen. Vieles davon ist direkt auf Gover-
nance-Prozesse anwendbar. 

Ein Instrument einer Evaluierung konkreter Governance-Arrangements ist die Überprüfung der 
Prozesse anhand der Ausprägung von Erfolgspotenzialen (vgl. Pollermann 2004). Dazu wurde in 
Kapitel 3.4 herausgearbeitet, dass auch für Governance-Prozesse spezifische Erfolgspotenziale zu 
identifizieren sind. Daran anknüpfend erfolgt in Tabelle 6 eine Übersicht, die als Checkliste zur Re-
flexion von Governance-Prozessen dienen kann. Die Fragen sind relativ komplex, sodass diese sich 

                                                      

 
172 FAME und FARNET (2018); DVS (2014); Keränen (2004); Behrends et al. (2002). Eine Methodik zur Beurteilung des lokalen 

und regionalen Innovationsbedarfs findet sich bei Geißendörfer und Seibert (2000), eine weitere Materialsammlung zu 
Selbstbewertungsmöglichkeiten im Kontext von Regionen Aktiv und LEADER findet sich auf der Homepage der DVS: 
https://www.netzwerk-laendlicher-raum.de/leader/selbstevaluierung/materialien/ 
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eher für eine Reflexion innerhalb des organisatorischen Kerns eignen (als Selbstevaluierung) oder 
als Zwischenevaluation im Kontext von Begleitforschungen oder innerhalb der Beratung durch den 
Fördermittelgeber oder extern Beauftragte. Je nach Aufgabenstellung variiert die Relevanz der auf-
gelisteten Aspekte. So ist beispielsweise eine Einbindung der Bevölkerung je nach Zielsetzung des 
Governance-Arrangements unterschiedlich wichtig. 

Wird anhand der dargestellten Leitfragen eine Betrachtung von Governance-Prozessen vorgenom-
men, kann dies helfen, Stärken und Schwächen des jeweiligen Governance-Arrangements aufzu-
zeigen und entsprechende Veränderungsprozesse einzuleiten. Auch wenn die Erörterung über Er-
folgspotenziale keine wirkliche Wirkungsanalyse leisten kann (zur Begrenztheit der Aussagekraft 
von Erfolgspotenzialen s. Kapitel 3.4.1), ist eine solche Vorgehensweise immerhin geeignet, Warn-
signale aufzuzeigen, um so Anregungen und Prioritäten für eine detaillierte Überprüfung der je-
weiligen Aspekte zu liefern. 

 



 

 

Tabelle 6:  Erfolgspotenziale in Regional Governance-Prozessen und Leitfragen zu deren Einschätzung 

Erfolgspotenziale Leitfragen zur Einschätzung der Erfolgspotenziale Einschätzung zu Reaktionsmöglichkeiten (extern/intern) 

Organisatorische 
Struktur der Arran-
gements 

 Gibt es einen organisatorischen Kern mit ausreichen-
den Kapazitäten („Kümmererschaft“) und eine Rege-
lung von Verantwortlichkeiten? 

 Gibt es transparente Entscheidungsregeln, deren Pro-
zedere von den Beteiligten akzeptiert wird und zu in-
haltlich passenden Entscheidungen führen? 

 Gibt es effektive Kommunikationswege und Informati-
onsflüsse? 

 Organisatorische Kapazitäten können von der öffentlichen 
Hand (oder regionalen Umlagen) finanziert werden. In der 
Praxis ländlicher Entwicklung geschieht dies oft durch (tem-
poräre) Förderprogramme wie LEADER oder Modellvorha-
ben wie Land(auf)Schwung. 

 Entscheidungsregeln und Kommunikationswege sollten re-
gelmäßig geprüft und könnten von den Beteiligten selbst op-
timiert werden, ggf. können über eine durch Externe durch-
geführte Befragung anonyme Aussagen ermöglicht werden, 
die dann Basis für eine Bestandsaufnahme sind. 

Akteursbeziehungen 
im Kern des Arran-
gements (u. a. vor-
handenes Sozialkapi-
tal) 

 Gibt es eine passende Kommunikationskultur (Ver-
trauen, offene Ansprache von Problemen, gleichbe-
rechtigtes Einbringen in Diskussion)? 

 Bestehen Mechanismen zur konstruktiven Konfliktbe-
wältigung (auch Ausgleich von Machtunterschie-
den/Einflussnahmen)? 

 Je nach Ausgangslage können hier einfache „Team-Building-
Maßnahmen“ und Anstoßen von Lernprozessen zu Kommu-
nikationskultur unterstützend sein. Liegt die Problematik je-
doch in (verhärteten) Interessensgegensätzen, sind Maß-
nahmen zum Interessensausgleich, Herstellung von Trans-
parenz und ggf. eine externe Mediation erforderlich. 

Akteursbeziehungen 
im Umfeld der Ar-
rangements  

 Werden die Entscheidungsprozedere und -ergebnisse 
des Kerns des Governance-Arrangements als legitimiert 
angesehen? 

 Gibt es passende Kommunikationswege zu weiteren 
(potenziell unterstützenden) Akteur*innen/Formen der 
Öffentlichkeitsarbeit? 

 Erfolgt eine (frühzeitige) Einbindung der Bevölke-
rung/relevanter Stakeholder? 

 Hier hängt viel von der Vermittlung der Ergebnisse ab (Out-
put-Legitimation). Für die Akzeptanz des Verfahrens sind re-
gional anerkannte Personen hilfreich (ggf. gewählte Vertre-
ter*innen aus der Kommunalpolitik). 

 Hier können Optimierungen insbesondere durch die Öffent-
lichkeitsarbeit und gezielte Kommunikation in Richtung Mul-
tiplikator*innen erfolgen . 

 Voraussetzung ist eine zielgruppengerechte Ansprache, d. h. 
je nach Ziel der Einbindungen können zielgruppenspezifi-
sche Formate/Mobilisierungen oder eine breite Öffentlich-
keitsarbeit zu niedrigschwelligen Angeboten zweckdienlich 
sein. 

Promotoren/Schlüs-
selpersonen/Lea-
dership 

 Gibt es Schlüsselpersonen, die die Funktion von Pro-
zess-, Macht- und Fachpromotoren ausfüllen können? 

 Generell direkte Ansprache von solchen Schlüsselpersonen 
möglich, um den Kreis der Aktiven zu erweitern. Je nach re-
gionsspezifischer Lage ist dies aber nicht einfach durchzu-
führen, da dies auch von den Persönlichkeiten und 
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Attraktivität des Arrangements abhängt. Regionsexterne 
Unterstützung ist hier kaum möglich bzw. nur indirekt: wenn 
z. B. durch Förderprogramme der Handlungsspielraum für 
lokale Gremien unterstützt wird, sodass diese Gremien für 
Schlüsselpersonen attraktiv werden. 

Engagement der Ak-
teur*innen 

 Werden die Interessen der verschiedenen Akteur*in-
nen ausreichend bedient und gibt es motivierende Er-
folge? 

 Besteht eine hohe Bereitschaft zur Fortsetzung des En-
gagements (Stabilität des Governance-Arrangements) 

 Fühlen sich die Akteur*innen mit dem Prozess, den an-
deren Akteur*innen und/oder der Region so verbun-
den, dass sie sich verantwortlich fühlen („problem ow-
nership“)? 

 Finanzielle Unterstützung (= Handlungsspielraum der Ak-
teur*innen zur Unterstützung der Projekte), aber auch Ele-
mente wie öffentliche Wertschätzung durch Externe können 
die Motivation der Beteiligten unterstützen. 

 Auch die Öffentlichkeitsarbeit in der Region kann Erfolge 
verdeutlichen und so motivieren, dazu ist auch das „Feiern 
von Erfolgen“ eine hilfreiche Option. 

Fähigkeiten der Ak-
teur*innen 

 Sind ausreichende sozial-kommunikative und fachliche 
Fähigkeiten vorhanden? 

 Hier können unterschiedliche Formen des Lernens gefördert 
werden, sowohl durch die Ausgestaltung des gemeinsamen 
Arbeitens im Gremium als auch durch regionsinterne und  
-externe Schulungs- und Beratungsangebote. Auch ein inter-
regionaler Austausch kann Lernprozesse unterstützen. 

Handlungskonzept  Gibt es ein gemeinsames Handlungskonzept (z. B. eine 
(regionale) Entwicklungsstrategie, eine gemeinsame Vi-
sion, was erreicht werden soll)? 

 Gibt es eine passende Art von Verbindlichkeit des ge-
meinsamen Handlungskonzeptes und werden deren 
Ziele auch in andere relevante Entscheidungsarenen 
transportiert? 

 Bietet das Handlungskonzept fachlich passende Mög-
lichkeiten zur Prioritätensetzung (z. B. Kriterien zur Pro-
jektauswahl)? 

 Die genannten Anforderungen können im Fall von Förder-
programmen bereits bei der Auswahl/Anerkennung als Kri-
terien formuliert werden. Gut ist es, den Akteur*innen ei-
nen Leitfaden an die Hand zu geben, der sie bei der Erstel-
lung unterstützt. 

 Die Praxistauglichkeit (z. B. der Projektauswahl) kann und 
sollte wiederholt im Prozess (selbst)evaluiert werden. 

Passfähigkeit/ 
Regionsabgrenzung 

 Passt die Aufgabenstellung und Zusammenarbeit auf 
die spezifische Situation in der Region? 

 Ist eine geeignete Abgrenzung der Region als Hand-
lungsraum vorhanden? 

 Die Regionsabgrenzung steht zu Beginn der Prozesse an und 
ist nur schwer nachjustierbar, die Passfähigkeit der Zusam-
menarbeit mit den regionalen Bedingungen kann dagegen 
über das Einbeziehen v. a. lokaler Akteur*innen fortlaufend 
geprüft und optimiert werden. 
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(Finanzielle) Res-
sourcen 

 Werden externe Fördergelder (auch als Kooperations-
anreiz) eingeworben, ggf. auch über das eigene Pro-
gramm hinaus? 

 Gibt es Mittel, die in direkter Entscheidungshoheit 
durch den Kern des Governance-Arrangements veraus-
gabt werden können und können insbesondere kleine 
Projekte schnell beschlossen werden? 

 Werden Eigenmittel der Beteiligten und weiterer Ak-
teur*innen aus der Region in gemeinsame Prioritäten-
setzungen eingebracht? 

 Hier können Expertise und zeitliche Kapazitäten zur Akquise 
von Fördergeldern und/oder Fundraising in der Region be-
reitgestellt werden. 

 Für die Arbeit in der Region ist auch hier eine gute Öffent-
lichkeitsarbeit wichtig, um bei der Werbung um Unterstüt-
zung einen Nutzen für die Region zu verdeutlichen. Zudem 
sind Konzepte, die auch einen relativ direkten Nutzen für die 
zu motivierenden Akteur*innen bieten, hilfreich. 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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4.4 Zusammenfassung: Evaluierung von Governance-Arrangements 

Für die Entwicklung eines passenden Evaluierungsdesigns sind Hemmnisse bei der Etablierung 
von Evaluierungen sowie fachliche Hürden zu beachten. Insbesondere gibt es Restriktionen hin-
sichtlich der Erfassung von Ursache-Wirkungszusammenhängen der regionalen Entwicklung. Aber 
auch bezüglich des Zustandekommens des Outputs durch die Entscheidungen im Governance-Ar-
rangement besteht weiterer Forschungsbedarf. So könnten in Evaluierungen auf Basis von bisheri-
gen Forschungsergebnissen präzisierte Hypothesen untersucht werden, um überkomplexe Evalu-
ierungsdesigns zu vermeiden. Um Hinweise für die Konzipierung zukünftiger Evaluierungen zu lie-
fern, erfolgte in diesem Kapitel insbesondere eine zunächst deskriptive Systematisierung von Vari-
ablen. Die hier dargestellten Untersuchungsansätze knüpfen an die zahlreichen bisher praktizier-
ten empirischen Untersuchungen an. 

Als Beitrag der Politikberatung zu Förderprogrammen kann die Systematisierung von Stellschrau-
ben der Politikformulierung verstanden als ausformulierter Input eine wesentliche Strukturie-
rungshilfe bei der Konzipierung der Untersuchungen bieten. Dazu sind die zu analysierenden Wir-
kungsketten in eine Interventionslogik zu aggregieren, die neben dem Input auch die Funktions-
weise, Output und Wirkung sowie die regionalen Bedingungen beinhaltet (s. Abbildung 15, 
s. S. 101). Vor dem Hintergrund der Problematiken die tatsächliche Wirkung zu erfassen, kann auch 
ein Fokus zunächst auf Teilabschnitte der Wirkungskette gelegt werden und für die Performance 
kann vorrangig der Output und eine Qualifizierung des Outputs betrachtet werden. 

Um eine möglichst vollständige Übersicht über die in Fallstudien zu berücksichtigen Variablen zu 
liefern, wurde eine Übersichtstabelle (s. Tabelle 4, s. S. 111) dargestellt, die auf den bisher ange-
wendeten Untersuchungsansätzen basiert und mit der theoretischen Konzipierung von Regional-
Governance-Prozessen durch den AZI kompatibel ist. 

Als Basis für quantitative Untersuchungsansätze wurde ein Set von Basis-Indikatoren präsentiert 
(s. Tabelle 5, s. S. 122), die zum einen gut erfassbar sind und zum anderen in ihrer Gesamtheit die 
wesentlichen Aspekte der Governance-Prozesse abdecken. Hier stellt die Bewertung von Output 
und Wirkung auf die regionale Entwicklung eine besondere Herausforderung dar, sodass hier ein 
besonderes Augenmerk auf „Performance-Indikatoren“ gelegt wird. Dazu kann eine Wirkungskette 
zwischen Input-Funktionsweise-Output einfacher strukturiert werden, als wenn der gesamten Bo-
gen inklusive der Wirkung vollständig zu untersuchen wäre. 

Als Anregung für Evaluierungen zur Verbesserung eines Governance-Arrangements einer Region 
wird eine Übersicht von Erfolgspotenzialen und Leitfragen zu deren Überprüfung vorgestellt (s. Ta-
belle 6, s. S. 128). Dadurch können idealerweise Warnsignale und Optimierungsansätze erkannt 
werden. 
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5 Fazit und Ausblick 

Die unterschiedlichen Begrifflichkeiten zu Governance und Regional Governance wurden in die-
sem Bericht umfassend erörtert, wobei hier eine weit gefasste Definition mit analytischer Ausrich-
tung verwendet wird. Das Konzept von Regional Governance bietet zunächst in dieser Verwendung 
eine systematische Grundlage für die Erforschung der Gestaltung regionaler Entwicklungsprozesse. 
Welche spezifische Governanceform erforderlich ist, um eine (nachhaltige?) Regionalentwicklung 
zu fördern, lässt sich allein aus dem Begriff noch nicht ableiten. Der Diskurs um Governance liefert 
erstmal weder ein Praxismodell noch eine Theorie (Benz und Meincke 2007; Fürst 2003; Fürst 
2007). Vielmehr beschreibt Regional Governance Strukturen und Prozesse zur absichtsvollen Re-
gelung kollektiver gesellschaftlicher Sachverhalte. Als ein Regional-Governance-Arrangement wird 
die konkrete Ausprägung von Akteuren, Akteurskonstellationen und Institutionen in einer Region 
bezeichnet. Diese Arrangements sind als Ausschnitt des gesamten Institutionensystems der spezi-
fischen Region (und weiterer verbundener Ebenen) zu analysieren. Bei der verwendeten Definition 
wird Regional Governance nicht als normativer Begriff verwendet, sondern dient als Oberbegriff 
für Handlungskoordinationen. 

Zu den tatsächlichen Wirkungen von Governance-Arrangements gibt es durchaus skeptische Ein-
schätzungen: „Fasst man die bisherigen Überlegungen zum Stand der Governance-Forschung zu-
sammen, so ist das Ergebnis alles andere als beruhigend. […] Zugespitzt formuliert: Governance 
scheint immer wichtiger zu werden, aber die Reichweite und die Leistungsfähigkeit der neuen 
Governance-Modi scheinen begrenzt zu sein“ (Grande 2012: 585). 

Durch die Verknüpfung verschiedener Theorie-Ansätze und bisheriger Operationalisierungsan-
sätze (u. a. dem Akteur Zentrierten Institutionalismus) lassen sich Merkmale und Variablen als 
Grundlage einer Analyse von Governance-Arrangements identifizieren. Ein realitätsangepasstes 
Wirkungsmodell ist durch die Komplexität von Governance-Prozessen an sich und deren Einflüsse 
auf die noch komplexeren Wirkungszusammenhänge von regionalen Entwicklungen nur begrenzt 
darstellbar. 

Tatsächlich hat in den letzten Jahren eine Weiterentwicklung des Instrumentariums zur empiri-
schen Erfassung stattgefunden. Auch die kritischen Einschätzungen können dazu dienen, Verbes-
serungspotenziale zu identifizieren. Dabei ist es einfacher, den unmittelbaren Output (z. B. bessere 
Vernetzungen, Projekte) als die mittelbare Wirkung auf die regionale Entwicklung zu erfassen. 
Demnach bleibt die Analyse der Wirkungen konkreter Governance-Arrangements aufgrund der 
langen und komplexen Wirkungskette von der Ausprägung der Regional Governance bis hin zu dem 
beabsichtigten Resultat eine große Herausforderung. So zwingt die Vielzahl von relevanten Fakto-
ren und die Vielfalt der Kausalbeziehungen zu Fokussierungen. Innerhalb einer einzelnen For-
schungsarbeit bleiben Teile der Wirkungszusammenhänge „Black Boxes“. Für ein Forschungs-De-
sign in der empirischen Governance-Forschung ist somit ein gewisser „Zwang zur Lücke“ gegeben. 
Dabei können die Lücken durch entsprechende theoretische Annahmen und Ergebnisse anderer 
Arbeiten hypothetisch geschlossen werden. Hier wären auch Meta-Studien sinnvoll, die den Stand 
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bisheriger Hypothesen und deren Prüfung in den zahlreichen Fallstudien (s. Kapitel 4.2) systema-
tisch aufbereiten. Dies würde auch die Entwicklung handhabbarer Evaluierungsdesigns befördern, 
wenn die in der Forschung herausgearbeitete Hypothesen in empirischen Programmbewertungen 
angewendet werden könnten. 

Des Weiteren sind andauernde gesellschaftliche Trends bei der Weiterentwicklung der Gover-
nance-Forschung zu berücksichtigen. Beispielsweise wird vor dem Hintergrund der Medialisierung 
von Kommunikations- und Entscheidungsprozessen in Politik, Recht und Wirtschaft in modernen 
Mediengesellschaften Governance in zunehmendem Maße von Regelsystemen und Relevanzkrite-
rien einer medienvermittelten Öffentlichkeit durchdrungen (Grande 2009: 81). Weiterhin ist zu-
künftig die Rolle der Digitalisierung und des Internets in Informations- und Partizipationsprozessen 
(vgl. Galindo-Pérez-de-Azpillaga und Foronda-Robles 2018) zu beachten. Zudem sind auch die 
Reichweite und das Aufgabenspektrum der Governance-Arrangements stärker in den Blick zu neh-
men: soll wirklich ein Beitrag zu einer „großen Transformation“ (vgl. WBGU 2011) geleistet wer-
den? 

Demnach gilt es also verschiedene Forschungsbedarfe zu bearbeiten, die Diller et al. (2014) wie 
folgt zusammenfassen: erstens zur regionalen Innovationsforschung bzw. relationalen Wirtschafts-
geographie, die den Einfluss politischer Steuerungsstrukturen auf die Regionalentwicklung postu-
liert. Zweitens zur politikwissenschaftlichen Regional-Governance-Forschung, die sich kaum mit 
den messbaren regionalen Wirkungen von Regional Governance befasst hat. Und drittens zur Eva-
luationsforschung, die auf einzelne Programme fokussiert bleibt und die langfristigen regionalen 
Gesamtentwicklungen kaum im Blickfeld hat (Diller et al. 2014: 425). 

Neben dem methodischen Instrumentarium sind auch die bisherigen Rahmenbedingungen der 
Forschung nicht optimal. Beispielsweise wären auch Langzeitstudien wichtig, eine dementspre-
chende Forschungsperspektive ist aber über Begleitforschungen von Modellprojekten oder Evalu-
ierungen, die sich auf den Programmzeitraum und ein oder zwei Jahre nach dem Abschluss be-
schränken173, nicht umsetzbar. So sind in der gegenwärtigen Forschungs- und Evaluierungsrealität 
Untersuchungen, die sich schon länger (z. B. zehn Jahre) abgeschlossenen Politiken oder Modell-
vorhaben widmen, die absolute Ausnahme.174 

                                                      

 
173 Hier hat die aktuelle LEADER-Evaluierung schon jetzt relativ günstige Bedingungen, die Arbeit der LEADER-Regionen be-

gann in den Jahren 2015/2016, die wesentlichen Umsetzungen werden bis zum Ende der Förderperiode 2020 erfolgen 
(Mittelverausgabungen sind über die n+3 Regelung bis 2023 möglich) und die Ex-Post-Bewertung ist im Jahr 2024 vorzu-
legen. Dies ermöglicht immerhin einen fast 10-jährigen Betrachtungshorizont. 

174 Beispiel: Neumeier und Pollermann (2011) zu einem Modellprojekt, welches 15 Jahre nach dessen Beginn betrachtet 
wurde. In der Forschung zu LEADER gibt es förderperiodenübergreifende Analysen, so bewerten Dax und Oedl-Wieser 
(2016) zwei Jahrzehnte Förderpolitik. 
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Damit die Governance-Forschung auch Beiträge zur praktischen Weiterentwicklung von  
Governance-Praktiken leisten kann, sind verschiedene Adressaten zu identifizieren, für die es je-
weils einer zielgruppenspezifischen Aufbereitung bedarf: Zum einen sind dies Praktiker*innen, für 
die es Empfehlungen zur Prozess-Gestaltung zu entwickeln gilt. Zum anderen sind Erkenntnisse 
über tatsächliche Wirkungen und Empfehlungen dazu abzuleiten, welche Politiken diese Wirkun-
gen erzeugen können bzw. deren Eintreten wahrscheinlicher machen. 

Bisher ist der Forschung zu Regional Governance zwar die interdisziplinäre Verbindung verschiede-
ner Wissenschaftsbereiche gelungen. Es fehlt aber ein transdisziplinärer Brückenschlag. So könnte 
die Praxis nicht nur besser beforscht werden, sondern auch das empirisch Ermittelte zu Hinweisen 
für Gestaltungsoptionen besser in die Praxis zurückgespiegelt werden. 
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Anhang 

Begriffsverwendungen von Governance 

Die nachfolgende (unvollständige!) Liste175 der zu findenden Governance-Begriffe (in deutsch- und 
englischsprachiger) Literatur ist nach dem begrifflichen Fokus zum Raumbezug („Wo“), zum 
Thema/Steuerungsgegenstand („Was“) bzw. zum Governance-Modus/Art der Steuerung („Wie“) 
sortiert. Als Beleg werden einzelne Quellen176 genannt. 

 

                                                      

 
175 Eine ausführliche Liste von Begriffsverwendungen findet sich bei Gawron (2010: 86). Die hier dargestellte Liste ist umfas-

send ergänzt und aktualisiert. Weitere verwendete Begrifflichkeiten sind solche, die nicht nur aus Wortkombinationen 
bestehen, sondern wo der Governance-Begriff in erläuternde Sätze eingebaut ist: “Governance des Einkommensmix“ zu 
geringfügiger Beschäftigung im ALG II-Bezug (Dingeldey et al. 2012) oder als Governance-Prozesse für erneuerbare Ener-
gien (Klagge und Arbach 2013) oder es wird als „Regionale Governance-Prozesse für den Ausbau des Höchstspannungs-
netzes“ umschrieben (Hirschfeld und Heidrich 2013) und nicht als „Höchstspannungsnetz  
Governance“ sprachlich verdichtet. Dies verdeutlicht, dass diese Aufzählungen von Begrifflichkeiten nicht alle Diskurse 
umfassen, die Governance-Begrifflichkeiten nutzen. 

176 Diese Quellen haben keinerlei Anspruch auf Repräsentativität, ausgewählt wurden insbesondere vielzitierte Quellen so-
wie aktuelle Quellen, die den jeweiligen Begriff definieren oder idealerweise einen Überblick über den Forschungsstand 
zum jeweiligen Begriff geben. 
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Wo: Raumbezug 
Antarctic Governance (Brady 2012) 

Arctic Ocean Regional Governance (McDorman 2016) 

Coastal Governance (Jentoft 2007) 

City-region Governance (Breathnach 2014) 

Destination Governance (Beritelli et al. 2007; Saretzki und Wöhler 2013; Fürst 2013; Pollermann 
2013a) 

European Governance (Börzel 1997; European Commission 2001) 

European Community governance (Pollack 1996) 

Geo-Governance (Sum 1997) 

Global Governance (Brand et al. 2000; Mayntz 2008a; Zangl und Zürn 2011; Weiss 2000) 

Local Governance (Bogumil und Holtkamp 2004; Schaap 2007) 

Metropolitan Governance (Blatter und Knieling 2008; Newman 2009; Zimmermann und Getimis 
2017; Horak und Doyon 2018) 

Multi-scale-Governance (Pütz 2007) 

Neighborhood Governance (Wu et al. 2019) 

Regional Governance (MacLeod und Goodwin 1999; Fürst 2001a; Kleinfeld et al. 2006) 

Rural Governance (Derichs 2007; Cheshire et al. 2007; Clark et al. 2007) 

Rural local Governance (Cloke et al. 2000) 

Territorial(e) Governance (Lidström 2007; Schmitt und van Well 2012; Gaudry 2013) 

Transnational Governance (Fogarty 2007; Hale und Held 2011) 

Urban Governance (Harvey 1989; Pierre 1998; Einig et al. 2005; Heinrich 2013; McCann 2017) 

Spatial governance (Tewdwr-Jones und Allmendinger 2006) 

Cross-border Governance (Gualini 2003) 

Governance der Quartiersentwicklung (Schnur und Drilling 2009) 

Was: Thema 
Academic Governance (Rowlands 2017) 

Business governance (Egan 1997) 

Climate Governance (Brunnengräber 2007) 

Climate adaptation governance (Knieling 2016) 
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Clinical governance (Scally und Donaldson 1998) 

Community Governance (Bowles und Gintis 2002) 

Corporate Governance (Witt 2003; Shleifer und Vishny 1997; Hart 1995) 

Data Governance (Otto 2011) 

Earth system governance (Biermann 2007) 

Economic Governance (Priddat 2005) 

Educational Governance (Altrichter et al. 2008) 

Endlager-Governance (Drögemüller 2018) 

Energie Governance (Knodt et al. 2014) 

Environmental Governance (Cashore 2002) 

Family Governance (Weisbrod 1992) 

Family Business Governance (Koeberle-Schmid 2008) 

Fiscal Governance (Hallerberg et al. 2009) 

Fisheries Governance (Grafton 2005; Song et al. 2013) 

Forest Governance (Gießen 2009) 

Governance im Gewährleistungsstaat (Hoffmann-Riem 2005) 

Global security Governance (Daase und Engert 2008) 

Governance of shrinkage (Rink et al. 2011; Rink et al. 2012) 

Governance of Urban Renewal (Bernt 2009) 

Groundwater governance (López-Gunn 2012) 

Hochschul-Governance (Lange 2005) 

Internet Governance (Malcolm 2007; Betz und Kübler 2013) 

Interorganizational governance (Osborn und Baughn 1990; Heide 1994) 

Information Technology/IT-Governance (Meyer et al. 2003) 

Landschafts Governance (Leibenath 2013) 

Media Governance (Donges 2007) 

Meta-Governance (Jessop 2003; Jessop 2011; Bafarasat 2016; Morrison 2016) 

Migration Governance (Betts 2011) 

Nature conservation governance (Fernandes et al. 2017) 

Non-profit Governance (Schnurbein 2012) 

Pension Governance (Mitchell 1993) 

http://www.esv.info/id/350313637/katalog.html
http://www.esv.info/id/350313637/katalog.html
http://www.jstor.org/stable/10.2307/1252252
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Public Governance (Klenk und Nullmeier 2004) 

Regional Development Governance (Bruszt und Palestini 2016) 

Risk Governance (Renn 2008; Wanczura 2010) 

Street Food Governance (Etzold 2013) 

Subsidiary Governance (Renz und Böhrer 2013) 

Therapeutic governance (Ecclestone 2017) 

Tribal Governance (Lee-Nichols 2007) 

Touristic governance (Fuchs 2006) 

Water governance (Clarvis und Engle 2013; Huitema et al. 2009; Rogers und Hall 2003) 

Wie: Modus 
Adaptive governance (Folke et al. 2005) 

Authoritative governance (Hajer 2009) 

Bad Governance (Thiery 2002; Osborne 2004) 

CEO governance (Donaldson und Davis 1991) 

Co-Governance (Ackermann 2004) 

Collaborative Governance (Ansell und Gash 2007) 

Creative Governance (Kunzmann 2004; Blatter 2006) 

Democratic Governance (Franck 1992; Ruffert 2009) 

Democratic network governance (Sørensen und Torfing 2007) 

Deliberative governance (Healey et al. 2003) 

Digital governance (Milakovich 2012; Galindo-Pérez-de-Azpillaga und Foronda-Robles 2018) 

E-Governance (Torres et al. 2006) 

Ethical Governance (Agatiello 2008) 

Empowered participatory governance (Fung und Wright 2003) 

Good Governance (Fuster 1998; Woods 1999; Weiss 2000; Doornbos 2001) 

Governance by numbers (Osterloh 2010) 

Governance durch Stiftungen (Schöller-Schwedes 2009) 

Grass-roots governance (Ray und Reddy 2003) 

Holistic Governance (Leat et al. 2002) 

Informal governance (Ayres 2017) 

http://www.annualreviews.org/doi/abs/10.1146/annurev.energy.30.050504.144511
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Inclusive governance (Ison und Wallis 2017) 

Interactive governance (Edelenbos 2005) 

Indigenous Governance (O'Malley 1996) 

Judizielle Governance (Zapka 2014) 

Multi-level Governance (Bache und Flinders 2004; Enderlein et al. 2010; Hooghe und Marks 2001) 

Multi-level Meta-governance (Jessop 2004b) 

Multi-system Governance (Birolo et al. 2012) 

Neoliberal Governance (Fougner 2008; Kemp et al. 2015) 

Network governance (Jones et al. 1997) 

Non-state governance (Koenig-Archibugi und Macdonald 2013; Gulbrandsen 2005) 

Organizational Governance (Schneider 2004) 

Participatory/Partizipative Governance (Grote und Gbikpi 2002; Walk 2008) 

Postimperiale Govenance (Bothe und Grundmann 2013) 

Private Governance (Pattberg 2005) 

Proto-Governance (Christmann 2010) 

Quasi-Market Governance (Brandsen 2004) 

Regime Governance (Davies 2002) 

Relational governance (Zaheer und Venkatraman 1995) 

Shared Governance (Narag und Jones 2017; Bezug ist das Management von Gefängnissen) 

Social-political governance (Kooiman 1999a) 

Self-governance (Ostrom et al. 1992; Kooiman und Vliet 2000) 

Smart Governance (Garau et al. 2017) 

Trisectoral Governance (Dienel und Walk 2011) 

Taoist Governance (Kaufmann 2007) 

Philosophic governance (Will 1993) 

New Governance (Rhodes 1996) 

Modern Governance (Kooiman 1993) 

Kombination von Wie (Modus) und Was (Thema) 
Adaptive water governance (Huitema et al. 2009) 

Anarchistic Internet governance (Malcolm 2007) 

http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/smj.4250160504/abstract
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Community Participatory Governance (Lee und Kim 2017) 

Democratic governance of place branding (Go und Trunfio 2012) 

Fair governance of Schools (Shane 1984) 

Polycentric and Creative Climate Change Governance (Taminiau et al. 2017) 

Etatistische Governance der Forstwirtschaft (Lehmbruch und Lehmbruch 2013) 

Good Water Governance (Rückert 2015) 

Market-driven governance of biodiversity (Leibenath 2007) 

Multi-Level Integrations Governance (Pollermann 2016a) 

Multi-Level Climate Governance (Brunnengräber 2007) 

Multilevel water governance (Moss und Newig 2010)  

Neoliberal environmental governance (Klooster 2010) 

Kombination von Wo (Raumbezug) und Was (Thema) 
Regional governance of science and innovation (Koschatzky und Kroll 2007) 

Global climate adaptation governance (Persson und Hall 2016) 

Global Environmental Governance (Speth und Haas 2007) 

Global forest governance (Chan und Pattberg 2008) 

Global health governance (Hanrieder 2017) 

International sports governance (Geeraert und Drieskens 2017) 

Regional economic governance (Garzon und Nolte 2018) 

Regional forest governance (Gießen 2009; Gießen 2010) 

Regionale Klimawandel Governance (Baasch et al. 2012) 

Regional Migration Governance (Lavenex et al. 2016; Lavenex 2018) 

Regional Social and Gender Governance (van der Vleuten 2016) 

Regional Trade Governance (Kim et al. 2016) 

Transboundary river governance (Thomas 2017) 

Urban agriculture governance (Prové et al. 2016) 

Urban Forest Governance (Pinto et al. 2016) 

https://scholar.google.com/citations?view_op=view_citation&hl=de&user=cYpdk_UAAAAJ&citation_for_view=cYpdk_UAAAAJ:2osOgNQ5qMEC
http://www.diss.fu-berlin.de/docs/receive/FUDOCS_document_000000024868
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Kombination von Wie (Modus) und Wo (Raumbezug) 
Adaptive urban governance (Birkmann et al. 2010) 

Good Regional Governance (Petzold 2006; Pütz 2007) 

New rural governance (Arora-Jonsson 2017) 

„New” rural local governance (Pini 2006) 

Participatory Local Governance (Miller 2017) 
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